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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 11.03 Uhr.

Präsident Weber: Ich eröffne die 9. Sitzung der Bür-
gerschaft (Landtag).

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Presse. Auf
der Besuchertribüne begrüße ich recht herzlich Schü-
ler und Schülerinnen des Technischen Bildungszen-
trums Mitte, einen Kurs „Mama lernt Deutsch“, Kurs-
teilnehmer  „Die  jungen  Alten“,  Generation  55  plus
der Volkshochschule  Bremen-Nord und einen Kurs
zur Eingliederung von Langzeitarbeitslosen der Agen-
tur für Bildung und Vermittlung.

Seien Sie alle heute Morgen ganz herzlich willkom-
men im Haus der Bremischen Bürgerschaft!

(Beifall)

Gemäß Paragraf 21 der Geschäftsordnung gebe ich
Ihnen folgenden Eingang bekannt:

Bekämpfung der Straßenkriminalität, Dringlichkeits-
antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die
Grünen vom 16. November 2007, Drucksache 17/137.

Gemäß Paragraf 21 Absatz 2 unserer Geschäfts-
ordnung muss das Plenum zunächst einen Beschluss
über die Dringlichkeit des Antrags herbeiführen.

Wer einer dringlichen Behandlung dieses Antrags
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen eine Verbindung mit dem Punkt
außerhalb der Tagesordnung, Bekämpfung des Dro-
genhandels, Drucksachen-Nummer 17/119, vor.

Ich höre dazu keinen Widerspruch, dann werden
wir so verfahren.

Die übrigen Eingänge bitte ich der Mitteilung über
den voraussichtlichen Verlauf der Plenarsitzungen so-
wie dem heute verteilten Umdruck zu entnehmen.

I. Eingänge gemäß § 21 der Geschäftsordnung

1. Online-Durchsuchungen

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 13. November 2007
(Drucksache 17/122)

2. Verwendung von zugesicherten Bundesmit-
teln für den Ausbau der Kleinkindbetreuung
im Lande Bremen

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 13. November 2007
(Drucksache 17/123)

3. Verlegung des Sozialmedizinischen Dienstes
(SMD) vom Gesundheits- in das Sozialamt Bre-
merhaven

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 13. November 2007
(Drucksache 17/124)

4. Persönliches Budget für Menschen mit Behin-
derungen im Lande Bremen

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 16. November 2007
(Drucksache 17/136)

5. Bremisches Gaststättengesetz (BremGastG)

Mitteilung des Senats vom 20. November 2007
(Drucksache 17/140)

Diese  Angelegenheiten  kommen  auf  die  Tages-
ordnung der Dezember-Sitzungen.

II. Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung

1. Kosten der Selbstdarstellung bremischer Lan-
desgesellschaften

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 11. September 2007

D a z u

Antwort des Senats vom 13. November 2007
(Drucksache 17/117)

2. Frauenberatungsstellen und -initiativen

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 11. September 2007

D a z u

Antwort des Senats vom 30. Oktober 2007
(Drucksache 17/110)

3. Projekt „Schule macht sich stark“

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 18. September 2007

4. Freistellung von Professoren im Lande Bremen
für besondere Aufgaben

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 1. Oktober 2007

D a z u

Antwort des Senats vom 13. November 2007
(Drucksache 17/132)

5. Verbesserungsversuch in der Zweiten juristi-
schen Staatsprüfung

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 9. Oktober 2007

D a z u

Antwort des Senats vom 30. Oktober 2007
(Drucksache 17/111)

6. Zukunft der „Bremer Aufbaubank“ (BAB)

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 9. Oktober 2007

D a z u

Antwort des Senats vom 30. Oktober 2007
(Drucksache 17/112)
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7. Freistellung von Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern im öffentlichen Dienst und in den
bremischen Gesellschaften

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
vom 5. November 2007

8. Zulassungen  zum  WS  2007/2008  an  Hoch-
schulen im Lande Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 20. November 2007

9. Verlust hoch qualifizierter Nachwuchswissen-
schaftler (Brain Drain)

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 20. November 2007

10. Mindestlöhne in der bremischen Verwaltung
und den Gesellschaften

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 20. November 2007

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, und zwar zur Aus-
setzung des Tagesordnungspunktes 8, Doppelter Abi-
turjahrgang im Lande Bremen, und des Tagesord-
nungspunktes 11, Perspektiven für die Arbeit des „Kri-
seninterventionsteams  Stalking  und  häusliche  Ge-
walt“ beim Täter-Opfer-Ausgleich Bremen e. V., des
Weiteren zur Verabredung von Redezeiten bei eini-
gen Tagesordnungspunkten.

Hinsichtlich der Abwicklung der Tagesordnung der
Bürgerschaft (Landtag) wurde vereinbart, dass heute
zu Beginn der Sitzung die Vereidigung der Mitglie-
der des Staatsgerichtshofes stattfindet. Im Anschluss
daran werden die Fragestunde und der Punkt außer-
halb der Tagesordnung, Gesetz zur Änderung des Ge-
setzes über die Behandlung von Petitionen durch die
Bremische Bürgerschaft, Drucksache 17/135, aufge-
rufen.

Die Sitzung heute Nachmittag beginnt mit der Ak-
tuellen Stunde, danach werden der Punkt außerhalb
der Tagesordnung, Gesetz zur Anpassung der Besol-
dungs-  und  Versorgungsbezüge  im  Land  Bremen,
Drucksache 17/121, und im Anschluss daran die mit-
einander verbundenen Punkte außerhalb der Tages-
ordnung,  Bekämpfung  des  Drogenhandels,  Druck-
sache 17/119, und Bekämpfung der Straßenkrimina-
lität, Drucksache 17/137, aufgerufen.

Zu  Beginn  der  Sitzung  am  Donnerstagvormittag
werden die Tagesordnungspunkte 17, Radio-Bremen-
Gesetz, und danach der Punkt außerhalb der Tages-
ordnung, Zehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag,
Drucksache 17/128, aufgerufen.

Des Weiteren möchte ich Ihnen mitteilen, dass die
Fraktion Die Linke ihren Antrag „Weihnachtsbeihilfe
für Arbeitslosengeld-II-Empfänger/-Empfängerinnen“
mit der Drucksachen-Nummer 17/133 inzwischen zu-
rückgezogen hat und für die Stadtbürgerschaft neu
eingereicht hat. Die Fraktionen der SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen haben ihren Antrag „Bekämpfung

der Straßenkriminalität“ mit der Drucksachen-Num-
mer 17/126 inzwischen auch zurückgezogen.

Meine Damen und Herren, nachträglich wurde in-
terfraktionell vereinbart, den Tagesordnungspunkt 13,
Bremisches Nichtraucherschutzgesetz, zu Beginn der
Sitzung am Donnerstagnachmittag aufzurufen.

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Ich sehe, das ist nicht der Fall.

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit den
interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Bevor  wir  nun  in  die  Tagesordnung  eintreten,
möchte ich der Abgeordneten Helga Ziegert zu ih-
rem heutigen Geburtstag die herzlichsten Glückwün-
sche des Hauses aussprechen und ihr für den heuti-
gen Tag alles erdenklich Gute wünschen.

(Beifall)

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Vereidigung der Mitglieder des Staatsgerichtshofs

Meine Damen und Herren, die Bürgerschaft (Land-
tag) hat Sie in ihrer 7. Sitzung am 17. Oktober 2007
als Mitglied des Staatsgerichtshofs der Freien Han-
sestadt Bremen gewählt.

Wir kommen jetzt zur Vereidigung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, gesetz-
liches Mitglied des Staatsgerichtshofs ist gemäß Ar-
tikel  139  der  Landesverfassung  der  Präsident  des
Oberverwaltungsgerichts, Herr Matthias Stauch.

Paragraf 4 Absatz 1 des Gesetzes über den Staats-
gerichtshof schreibt vor, dass die Mitglieder des Staats-
gerichtshofs  vom  Präsidenten  der  Bürgerschaft  vor
versammelter Bürgerschaft vereidigt werden.

Wir kommen zur Eidesleistung.

Ich spreche Ihnen die Eidesformel vor und bitte Sie,
nach Aufruf den Eid zu leisten mit den Worten „Das
schwöre ich“ oder „Das schwöre ich, so wahr mir Gott
helfe“.

Der Eid lautet: „Ich schwöre, dass ich als gerechter
Richter allezeit die Landesverfassung der Freien Han-
sestadt Bremen, das Grundgesetz für die Bundesre-
publik Deutschland und die Gesetze getreulich wah-
ren und meine richterlichen Pflichten gewissenhaft er-
füllen werde.“
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Ich bitte, jetzt den Eid zu leisten!

Herr Matthias Stauch!

(Herr S t a u c h :  Das schwöre ich!)

Herr Arenhövel!

(Herr A r e n h ö v e l :  Das schwöre ich,
so wahr mir Gott helfe!)

Herr Professor Dr. Huber!

(Herr Professor D r .  H u b e r :  Das
schwöre ich, so wahr mir Gott helfe!)

Herr Professor Dr. Eckart Klein!

(Herr  Professor D r .  K l e i n :  Das
schwöre ich, so wahr mir Gott helfe!)

Herr Lissau!

(Herr L i s s a u :  Das schwöre ich, so
wahr mir Gott helfe!)

Herr Professor Dr. Preuß!

(Herr Professor D r .  P r e u ß :  Das schwöre
ich!)

Herr Professor Dr. Rinken!

(Herr Professor D r .  R i n k e n :  Das
schwöre ich!)

Sie haben den Eid geleistet, ich danke Ihnen! Ich
gratuliere Ihnen recht herzlich, und ich wünsche Ihnen
für Ihre Arbeit alles Gute. – Herzlichen Dank!

(Beifall)

Ich unterbreche die Sitzung.

(Unterbrechung der Sitzung 11.11 Uhr)

*
Präsident Weber eröffnet die Sitzung wieder um 11.13
Uhr.

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, ich
eröffne  die  unterbrochene  Sitzung  der  Bürgerschaft
(Landtag).

Fragestunde

Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) lie-
gen 14 frist- und formgerecht eingebrachte Anfragen
vor.

Die  erste  Anfrage  trägt  die  Überschrift  „Verwal-
tungsanweisungen für eine effizientere Arbeit der Aus-
länderämter“. Die Anfrage ist unterschrieben von den
Abgeordneten Tschöpe, Dr. Sieling und Fraktion der
SPD.

Bitte, Herr Kollege Tschöpe!

Abg. Tschöpe (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wann werden die Ausländerämter in Bre-
merhaven und Bremen neue Erlasse, Anwendungs-
hinweise und Weisungen erhalten, welche den gesetz-
lich bestehenden Ermessensspielraum bei der Ertei-
lung von Aufenthaltserlaubnissen dahin gehend aus-
schöpfen, dass ausländerrechtliche Verfahren schnel-
ler und effizienter abgearbeitet werden können?

Zweitens: Werden diese Erlasse, Anwendungshin-
weise und Weisungen daran ausgerichtet, dass durch
Entlastung von unergiebigen beziehungsweise unnö-
tigen  Arbeitsschritten  für  die  Mitarbeiterinnen  und
Mitarbeiter in Zukunft Untätigkeitsklagen vermieden
werden können?

Drittens: Wird sich der Senat bei der Erstellung die-
ser Erlasse, Anwendungshinweise und Weisungen da-
von leiten lassen, dass es sich bei den Ausländeräm-
tern auch um BürgerServiceCenter handelt?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet
von Herrn Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu den Fragen 1 bis 3: Um eine nachhaltige und
dauerhafte Verbesserung der Situation in der Auslän-
derbehörde Bremen zu erreichen, sind umfangreiche
Maßnahmen  ergriffen  beziehungsweise  eingeleitet
worden. Im Vordergrund dieses konzentrierten Maß-
nahmepaketes, das der Deputation für Inneres vor-
gelegt wurde, steht die Verbesserung der Serviceori-
entierung.  Weitere  Schwerpunkte  sind  Qualifizie-
rungs- und Fortbildungsmaßnahmen, die Anpassung
der Aufbau- und Ablauforganisation sowie eine Viel-
zahl von Einzelmaßnahmen. Bei allen diesen Maß-
nahmen lässt sich der Senat von der Überzeugung lei-
ten, dass selbstverständlich auch Ausländerbehörden
BürgerServiceCenter sein sollen.

Der Senat geht davon aus, dass durch diese Maß-
nahmen eine effizientere, schnellere und serviceori-
entierte Bearbeitung der ausländerrechtlichen Verfah-
ren sichergestellt werden kann.

Nach dem ersten Maßnahmenpaket, das primär auf
organisatorisch-administrative  Verbesserungen  und
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besseren Bürgerservice zielt, beabsichtigt der Senat,
in einem zweiten Schritt in einen Dialog über die Nut-
zung von Ermessensspielräumen zu kommen.

Das Zuwanderungsgesetz aus dem Jahre 2005 ist
im August 2007 durch das Richtlinienumsetzungsge-
setz in wesentlichen Punkten erneut geändert wor-
den.  Die  landesrechtlichen  Verwaltungsvorschriften
werden derzeit sukzessive an die aktuelle Rechtslage
angepasst.

Die Verwaltungsvorschriften, die die Erfüllung der
Passpflicht und den Aufenthalt aus humanitären Grün-
den betreffen, wurden bereits angepasst. Darüber hi-
naus soll das Verfahren, in dem Kettenduldungen er-
teilt werden, generell überprüft werden. Es erfolgt
derzeit eine stichprobenartige Überprüfung der von
den Ausländerbehörden Bremen und Bremerhaven
noch nicht entschiedenen Anträge nach Paragraf 25
Absatz 5 Aufenthaltsgesetz. – Soweit die Antwort des
Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege Tschöpe, haben Sie
eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Tschöpe (SPD): Wann ist damit zu rechen, dass
wir uns inhaltlich mit den ermessenslenkenden Di-
rektiven des Senats auseinandersetzen können?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Ich hoffe, dass wir das im Januar
oder im Februar der Deputation vortragen können,
aber das ist kein dünnes Brett, das da gebohrt wer-
den muss, das ist ein ganz dickes.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage von dem
Abgeordneten Hinners!

Abg. Hinners (CDU): Herr Senator, wie passt das,
was Sie eben hier mitgeteilt haben, zu den Äußerun-
gen in der letzten Deputationssitzung für Inneres, die
der Leiter des Stadtamtes und auch der Vorsitzende
des Personalrats dort gemacht haben, nämlich dass
das Stadtamt nur unzureichend in der Lage ist, die ge-
setzlichen Aufgaben wahrzunehmen, und das Stadt-
amt im Weiteren über massive Personalprobleme klagt?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Das hängt unmittelbar miteinander
zusammen,  Herr  Abgeordneter  Hinners,  und  zwar
deswegen, weil ganz offensichtlich viele Arbeitspro-
zesse möglicherweise nach Prüfung wegfallen kön-
nen, die heute immer noch wieder den Arbeitsablauf
erschweren. In der Tat ist es richtig, dass der Leiter
des Amtes und auch der Personalratsvorsitzende in
der Deputation beklagt haben, dass zu wenig Perso-
nal zur Verfügung steht. Das kenne ich aber leider
auch aus meinem vorhergehenden Ressort, es wird da-
rüber geklagt, dass zu wenig Personal zur Verfügung
steht.

Wir müssen mit dem Personal, das uns zur Verfü-
gung steht, so effizient wie möglich, auch unter auf-
gabenkritischen Gesichtspunkten, daran arbeiten, zur
Zufriedenheit der Bürgerinnen und Bürger das hin-
zubekommen. Eine Alternative habe ich leider nicht,
aber wie Sie erfahren haben in der Deputation, sind
wir auf einem guten Weg mit einem organisatorischen
Maßnahmenkatalog und jetzt, wie ich auch eben vor-
getragen habe, mit einer inhaltlichen Aufgabenkri-
tik, das in den Griff zu bekommen.

Präsident Weber: Herr Kollege Hinners, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage?

(Abg. H i n n e r s  [CDU]: Nein danke!)

Eine  weitere  Zusatzfrage  von  dem  Abgeordneten
Fecker! Bitte, Herr Kollege!

Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Sena-
tor, die grüne Bürgerschaftsfraktion hat in der ver-
gangenen Legislaturperiode ein Gutachten über die
Zustände in der Ausländerbehörde in Auftrag gege-
ben. Stimmen Sie mit mir überein, dass gerade im Be-
reich der Kettenduldungen für die Ausländerbehörde
bei gleichzeitiger Abschaffung dieser Kettenduldun-
gen eine massive Arbeitsentlastung gegeben wäre?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Ob es eine massive Entlastung sein
wird, das kann ich Ihnen nicht bestätigen, aber es wird
mit Sicherheit dazu führen, dass wir, wenn wir dort
einen Paradigmenwechsel vornehmen, das beabsich-
tigt die Koalition, die Menschen, die hier möglicher-
weise von Geburt an leben, mittlerweile 18 Jahre alt
geworden sind, sich als Bremer integriert haben, nicht
weiter mit Kettenduldung versehen, sondern ihnen
eine Integration in unsere Gesellschaft ermöglichen.
Das wird in den nächsten Jahren etwas anders wer-
den, das ist Aufgabenschwerpunkt der Koalition.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Herr Kollege Fecker, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Ja, eine wei-
tere Frage noch! Herr Senator, Sie haben erwähnt,
dass Sie momentan dabei sind, im Hause Ihre recht-
lichen Rahmenbedingungen zu prüfen und zu über-
arbeiten. Inwiefern ist daran gedacht, bei diesen Über-
prüfungen und der Überarbeitung auch externen Sach-
verstand, sprich also zum Beispiel Juristen, die sich
mit dieser Materie befassen und momentan sozusagen
auf der anderen Seite des Verwaltungsapparats ste-
hen, mit einzubeziehen, um vielleicht gleich von vorn-
herein entstandene Probleme zu berichtigen?
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Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Das kann ich Ihnen zurzeit kon-
kret nicht beantworten, ich kann Ihnen nur sagen,
dass wir natürlich externen Sachverstand auch dazu
einbeziehen werden, aber die Grundlage ist zunächst
erst einmal, dass ich diesbezüglich erst das Haus be-
frage. Wir haben auch qualifizierte Juristen. Auch im
Stadtamt gibt es qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter,  deren  Rat  wir  zunächst  einholen  werden.
Sollten wir dann noch externen Rat benötigen, wer-
den wir ihn sicher einholen, um der Deputation dann
berichten zu können.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die zweite Anfrage steht unter dem Betreff „Bre-
mische Gesetze und Gerichtsentscheidungen im In-
ternet“. Die Anfrage ist unterschrieben von den Ab-
geordneten Tschöpe, Ehmke, Dr. Sieling und Frak-
tion der SPD:

Bitte, Herr Kollege Tschöpe!

Abg. Tschöpe (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wann wird den Bremerinnen und Bremern
eine Sammlung der bremischen Gesetze und Satzun-
gen kostenfrei im Internet zur Verfügung gestellt?

Zweitens: Beabsichtigt der Senat, dieses Angebot
sukzessive dahingehend zu erweitern, dass auch re-
levante Entscheidungen des Staatsgerichtshofes, des
Oberverwaltungsgerichts und des Oberlandesgerichts
und  ermessenslenkende  Verwaltungsanweisungen
veröffentlicht werden?

Drittens: Unter welcher Internetadresse wird die-
ses Informationsangebot abzurufen sein?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet
von Frau Bürgermeisterin Linnert.

Bürgermeisterin Linnert: Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: In Umsetzung des Paragrafen 11 Ab-
satz 5 des Bremer Informationsfreiheitsgesetzes, IFG,
hat die Freie Hansestadt Bremen „Dienstleistungen
zur Bereitstellung eines bremischen Gesetzes-, Ver-
ordnungs- und Verwaltungsvorschriftenportals“ aus-
geschrieben. Die Beschaffung, Erfassung und Pfle-
ge der Inhalte der Rechtsvorschriften soll auf der Basis
der Veröffentlichungen in den einschlägigen amtli-
chen Verkündungsblättern erfolgen. Die Angebotsfrist
endete am 22. Oktober 2007. Die Zuschlagserteilung
wird spätestens am 6. Dezember 2007 erfolgen. Spä-
testens drei Monate nach Zuschlagserteilung sollen
die bremischen Rechtsvorschriften in das Portal auf-
genommen sein. Die Nutzung des Portals wird kosten-
frei sein.

Zu Frage 2: Nach Paragraf 11 Absatz 3 Satz 1 IFG
hat jede öffentliche Stelle die von ihr nach Inkraft-
treten des IFG erlassenen oder geänderten Verwal-
tungsvorschriften von allgemeinem Interesse zu ver-
öffentlichen. Nach der Leistungsbeschreibung für das
Vorschriftenportal  sollen  die  Verwaltungsvorschriften
fünf Monate nach Zuschlagserteilung in das Portal
aufgenommen sein.

Die Technologie des zentralen Informationsregis-
ters nach Paragraf 11 Absatz 5 ermöglicht es den Ge-
richten, Entscheidungen über das Register auffindbar
zu machen. Die Entscheidungen des Staatsgerichts-
hofs und wichtige Entscheidungen des Oberverwal-
tungsgerichts, des Verwaltungsgerichts, des Landes-
sozialgerichts, des Sozialgerichts und des Landesar-
beitsgerichts werden schon seit längerer Zeit jeweils
auf der Homepage des betreffenden Gerichts veröf-
fentlicht. Auch das Oberlandesgericht veröffentlicht
auf seiner neuen Homepage solche Entscheidungen
zusammen mit seinen Pressemitteilungen. Die Seiten
der Gerichte sind auch über den Behördenwegwei-
ser im Portal www.bremen.de sowie über Links auf
der Homepage des Senators für Justiz und Verfas-
sung erreichbar.

Zu Frage 3: Die bremischen Gesetze, Verordnun-
gen und Verwaltungsvorschriften werden über das
zentrale Informationsregister nach Paragraf 11 IFG
abzurufen  sein,  das  Bestandteil  des  Stadtportals
www.bremen.de wird. Die dafür erforderliche Inte-
gration der Metadaten der bremischen Gesetze und
Verordnungen sowie der Verwaltungsvorschriften in
das zentrale Informationsregister ist ebenfalls Aus-
schreibungsgegenstand. – Soweit die Antwort des Se-
nats!

Präsident Weber: Herr Kollege Tschöpe, haben Sie
eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg.  Tschöpe  (SPD):  Frau  Bürgermeisterin,  wer-
den in diesem Infoportal auch ermessenslenkende in-
terne Verwaltungsanweisungen wie beispielweise die
allgemeinen Dienstanweisungen des Bausenators oder
Anwendungshinweise des Ausländeramts, welche bis-
her nicht im Amtsblatt veröffentlicht worden sind, unter
dieser Internetadresse veröffentlicht werden?

Präsident Weber: Bitte, Frau Bürgermeisterin!

Bürgermeisterin Linnert: Das wissen wir noch nicht
genau. Wir bewegen uns auf einem Weg dahin. Wenn
Sie den Senat insgesamt nach seiner Haltung fragen,
dann sind wir der Auffassung, dass man möglichst viel
von allgemeinem Interesse einstellen sollte, denn den
Verwaltungsaufwand, wenn dann einzelne Leute nach
einzelnen Sachen fragen, die sie dort nicht finden und
sich auf das IFG berufen, könnten wir uns auch spa-
ren.

En détail werden wir das erst einmal nicht regeln,
sondern wir werden das den Entscheidungen der ein-
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zelnen Ressorts überlassen, die dann für sich erst ein-
mal eine Auswahl treffen müssen, und dann werden
wir uns auf einen interessanten gegenseitigen Lern-
prozess machen, was von gegenseitigem, von öffent-
lichem Interesse ist und was so stark nach innen ge-
wandt ist, dass wir es nicht veröffentlichen wollen,
oder wobei wir denken, es interessiert niemanden.
Auf diesen Weg müssen wir uns jetzt zusammen be-
geben und natürlich mit ständiger parlamentarischer
Begleitung.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage, Herr Kollege?

(Abg. T s c h ö p e  [SPD]: Nein, danke, ich
bin sehr zufrieden!)

Frau Bürgermeisterin, weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Die dritte Anfrage trägt den Titel „Anträge auf In-
vestitionsförderung“. Die Anfrage ist unterschrieben
von den Abgeordneten Frau Winther, Dr. Schrörs, Rö-
wekamp und Fraktion der CDU.

Bitte, Frau Kollegin Winther!

Abg. Frau Winther (CDU): Wir fragen den Senat:

Wie viele Anträge auf Investitionsförderung durch
das Land Bremen liegen dem Senat seit dem 1. Juli
2007 vor?

Wie wurden diese Anträge auf Investitionsförde-
rung beschieden?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet
von Herrn Senator Nagel.

Senator Nagel: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Den mit der Durchführung der Investitionsförde-
rung beliehenen Gesellschaften liegen seit dem 1. Juli
2007 insgesamt 30 Anträge auf Investitionsförderung
vor. Davon entfallen 23 Anträge aus der Stadtgemein-
de Bremen auf die BIG und sieben Anträge aus der
Stadtgemeinde Bremerhaven auf die BIS.

Der Senator für Wirtschaft und Häfen hat den zu-
ständigen Gesellschaften am 1. August 2007 die An-
weisung erteilt, bis zum Beschluss der zuständigen
parlamentarischen Gremien zur Neuausrichtung der
Unternehmensförderung keine Zuwendungsbeschei-
de mehr herauszugeben. Dies erfolgte insbesondere
unter Würdigung der Haushaltsnotlage und der im Zuge
der Klage des Landes Bremen vor dem Bundesverfas-
sungsgericht in Karlsruhe vom Senat beschlossenen
Ausgabenobergrenze.

Bis dahin wurde ein Förderfall positiv beschieden.
Die  restlichen  29  Förderanträge  können  nach  nun-
mehr erfolgter Beschlussfassung der Deputation für

Wirtschaft und Häfen über die Neuausrichtung der
Unternehmensförderung beschieden werden. Die im
Rahmen der Neuausrichtung geplanten Förderbe-
schränkungen beziehungsweise Schwerpunktsetzun-
gen sind in der Auswirkung beispielsweise mit den
Ländern Niedersachsen und Berlin vergleichbar. – So-
weit die Antwort es Senats!

Präsident Weber: Frau Kollegin Winther, haben Sie
eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Winther (CDU): Können Sie sagen, ob
seit Bekanntgabe der Änderung der Wirtschaftsför-
derung  die  eingegangen  Anträge  zurückgegangen
sind?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Nagel: Wir haben noch keine Statistik da-
rüber, ob mehr oder weniger eingeht. Das hängt na-
türlich sehr stark vom konjunkturellem Umfeld ab und
in  dem  Zusammenhang,  Herr  Präsident,  mit  Ihrer
Erlaubnis als Teil der Antwort der Konjunkturbericht
der Deutschen Bundesbank Hauptverwaltung Han-
nover, ich zitiere:„Auch das zweite Quartal 2007 stand
für die bremische Wirtschaft ganz im Zeichen des kon-
junkturellen Aufwinds.“ Ein weiteres Zitat: „Unter dem
Strich legte das Bruttoinlandsprodukt in Bremen in re-
aler Rechnung in der ersten Jahreshälfte um 3 Pro-
zent  zu,  das  entsprach  weitestgehend  dem  aggre-
gierten Zuwachs auf Bundesebene.“

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Winther (CDU): Es könnte ja auch der
Grund dafür eine gute Wirtschaftsförderung gewe-
sen sein! Aber ich habe noch eine weitere Frage. Die
neuen Kriterien, die Sie bekannt gemacht haben, be-
sagen, dass eine Förderung per Zuschuss in den Fäl-
len, die in dem besonderen Interesse des Landes lie-
gen, möglich ist. Wir haben in den letzten Deputa-
tionssitzungen große Unternehmen in Bremerhaven
mit rund 17 Millionen Euro gefördert, einen Teil des
Geldes also aus dem vorhandenen Topf ausgegeben.
Sind Sie nicht mit mir der Meinung, dass es schwer
sein wird für kleine und mittelständische Unterneh-
men, dieses Kriterium „besonderes Interesse für das
Land Bremen“ zu erfüllen und dass es damit zu einer
Benachteiligung kleiner und mittelständischer Unter-
nehmen kommen wird?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator  Nagel:  Diese  Bewertung,  Frau  Winther,
teile ich nicht, denn es hat Umstellungen der Förde-
rungen von überwiegend Zuschüssen auf Darlehen
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auch in anderen Bundesländern gegeben, und dort
ist mir von einer Benachteiligung kleiner und mitt-
lerer Unternehmen nichts bekannt.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Im Hinblick, Frau Winther, auf Ihren Hinweis, dass
ein Teil des zur Verfügung stehenden Geldes durch
frühere Bewilligungen schon ausgeschöpft ist, erlaube
ich mir, zwei Zahlen zu nennen: Aus früheren Bewil-
ligungen sind für die folgenden Jahre rund 95 Milli-
onen Euro gebunden durch Bewilligungen, davon 33
Millionen Euro über die BIG in Bremen und 62 Mil-
lionen Euro über die BIS in Bremerhaven. Das heißt,
wir haben eine erhebliche Vorbelastung für durchaus
sinnvolle  Investitionen,  aber  Sie  kennen  die  Haus-
haltslage, und ich möchte noch einmal darauf hin-
weisen, dass wir hier durch die Umstellung keinen
Sonderweg gehen, sondern das machen, was auch
andere Länder, die ähnliche sowohl Haushalts- wie
auch  Umlandprobleme  haben,  agieren.  Wir  wol-
len mit weniger Geld mehr erzielen, mehr Effizienz
in die Wirtschaftsförderung bringen, und das ist drin-
gend notwendig.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber:  Frau Kollegin Winther, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte, Frau Winther!

Abg. Frau Winther (CDU): Ich hoffe, Sie sind den-
noch mit mir der Meinung, dass es besonders wich-
tig ist, in Bremen den Mittelstand, die kleinen Unter-
nehmen und das Handwerk zu fördern.

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Nagel: Diesbezüglich sind wir uns einig!
Deshalb werden wir ja die Frage der Förderung von
Forschung und Entwicklung – das ist gerade für den
Mittelstand ein ganz zentrales Thema – in einer im
Moment in Überarbeitung befindlichen Förderricht-
linie in der Deputation auch noch besprechen. Na-
türlich werden wir dort insbesondere beim Techno-
logietransfer kleine und mittlere Unternehmen weiter
unterstützen, denn dort sehe ich sehr wohl einen An-
satzpunkt.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die vierte Anfrage betrifft die Schaffung neuer Aus-
bildungsplätze im Lande Bremen durch den Ausbil-
dungspakt. Die Anfrage ist unterschrieben von den
Abgeordneten Nestler, Dr. Schrörs, Röwekamp und
Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Nestler!

Abg. Nestler (CDU): Wir fragen den Senat:

Wie lauteten die Zielvorgaben des Ausbildungs-
paktes im Lande Bremen für den Ausbildungsbeginn
im Jahr 2007, und inwieweit wurden diese Zielvor-
gaben erreicht?

Wie viele neue Ausbildungsplätze wurden durch
den Ausbildungspakt in Bremen und Bremerhaven
zum Ausbildungsbeginn 2007 akquiriert?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Senatorin Jürgens-Pieper.

Senatorin Jürgens-Pieper: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Für den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Die Zielvorgaben des Ausbildungspaktes im Lan-
de Bremen waren für die Jahre seiner Laufzeit vom
30. Juni 2004 bis zum 30. Juni 2007 gleich. Die Un-
terzeichner hatten sich verpflichtet, allen ausbildungs-
willigen und -fähigen jungen Menschen ein Ange-
bot auf Ausbildung zu unterbreiten. Um dieses Ziel
zu erreichen, sollte eine jährliche Einwerbung von
circa 280 neuen Ausbildungsplätzen in der Wirtschaft
umgesetzt werden.

Zum Ausbildungsbeginn 2007 wurden nach Anga-
ben der Kammern in Bremen und Bremerhaven 1043
neue Ausbildungsplätze eingeworben. Um die Ent-
wicklung der Ausbildungsplatzsituation auf dem Aus-
bildungsstellenmarkt  besser  verfolgen  zu  können,
wurde im Oktober 2007 bei den Kammern und zu-
ständigen Stellen nach dem Berufsbildungsgesetz die
Anzahl  der  in  diesem  Jahr  eingetragenen  Ausbil-
dungsverhältnisse erhoben. Da jedoch gerade zum
Beginn  eines  Ausbildungsjahres  diese  Zahlen  zum
Beispiel durch Nachbesetzung von Ausbildungsplät-
zen gewissen Schwankungen unterliegen, wird vo-
raussichtlich erst am Ende des Jahres erkennbar, wie
viele  ausbildungswillige  junge  Menschen  im  Land
Bremen auch wirklich einen Ausbildungsplatz gefun-
den haben. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege Nestler, haben Sie
eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Nestler (CDU): Frau Senatorin, es ist ja doch
eine gewaltige Anzahl an Ausbildungsplätzen, die
Sie eben aufgeführt haben. Können Sie in etwa sa-
gen, wie viele oder welche Branchen beziehungsweise
Betriebe sich daran beteiligt haben? Gibt es einen gro-
ßen Querschnitt, oder bezieht sich das auf einzelne
Branchen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Das ist schon ein Quer-
schnitt. Wir können insgesamt sagen, dass sich aller-
dings auch der Ausbildungsmarkt entspannt hat, dass
die Schere zwischen Angebot und Nachfrage klei-
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ner wird. Das hat etwas mit der demografischen Ent-
wicklung zu tun. Dennoch will ich sagen, dass die 23
Partner gute Arbeit geleitstet haben in dem Pakt für
Ausbildung und dass wir durchaus auch den Versuch
unternehmen, einen neuen Pakt zustande zu bekom-
men.

(Abg. N e s t l e r  [CDU]: Vielen Dank!)

Präsident Weber: Frau Senatorin, eine weitere Zu-
satzfrage durch die Abgeordnete Frau Nitz! – Bitte
sehr!

Abg. Frau Nitz (Die Linke): Frau Senatorin, wie viele
Bewerbungen auf einen durch den Ausbildungspakt
akquirierten Ausbildungsplatz entfielen auf ein Stel-
lenangebot? Haben Sie darüber Zahlen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin  Jürgens-Pieper:  Ja,  darüber  habe  ich
Zahlen, aber die kann ich Ihnen jetzt nicht ad hoc dar-
legen. Dafür müsste ich meine Tabellen einsehen. Sie
können sie aber bekommen.

(Abg. Frau N i t z  [Die Linke]: Die könn-
ten wir dann anfordern?)

Ja!

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Nitz (Die Linke): Wie viele junge Men-
schen blieben im Jahr 2007 ohne einen Ausbildungs-
platz? Sie hatten ja gerade angesprochen, dass Sie
zum Ende des Jahres erst konkrete Zahlen vorliegen
haben. Gibt es schon vorläufige Zahlen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Ja, es gibt Zahlen der
Agentur für Arbeit, aber Sie wissen – ich habe es eben
gesagt –, dass sich am Ausbildungsmarkt auch noch
etwas tut. Für die Stadt Bremen hat es 4159 gemel-
dete Bewerber gegeben. Zum ersten Mal ist auch er-
hoben worden, wie viele statistisch versorgte Bewer-
ber es in Bremen gibt, die aber durchaus einen Aus-
bildungsplatz haben wollen, also in anderen Maß-
nahmen sind, das sind 559, und es gab 156 unver-
sorgte Bewerber. Um noch einmal die gemeldeten
Berufsausbildungsstellen zu nennen, das waren für
Bremen 3961 und 79 unbesetzte Stellen. Das heißt,
das Problem wird kleiner, aber es ist noch eines vor-
handen. Wir haben vor allem ein großes Problem, was
die Altbewerber angeht.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage, Frau Nitz? – Bitte sehr!

Abg. Frau Nitz (Die Linke): Haben Sie Zahlen darü-
ber vorliegen, wie viele junge Menschen zur Aufnah-
me einer Ausbildung aus Bremen und Bremerhaven
weggezogen sind?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Die können wir sicher-
lich auch vorlegen! Ich denke, das lässt sich ermit-
teln. Ich kann sie Ihnen aber auch erst nachher zur
Verfügung stellen.

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Nitz (Die Linke): Wie beurteilen Sie oder
wie beurteilt der Senat das Verhältnis der angebote-
nen Ausbildungsplätze über den Ausbildungspakt im
Vergleich zu den Zielvorgaben der letzten Jahre seit
Einführung des Paktes?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Wir können sagen, dass
der Pakt seine Arbeit erfüllt hat, dass wir natürlich
nicht genau eins zu eins sagen können, jeder Bewer-
ber, der einen dualen Ausbildungsplatz haben möchte,
hat auch einen bekommen – das habe ich eben dar-
gelegt, es wird jetzt auch erhoben, wie das aussieht
–, aber dass insgesamt die Arbeit geleistet worden ist,
die man sich vorgenommen hat.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Ziegert (SPD): Sie hatten ja auch gesagt,
dass daran gedacht ist, diesen Ausbildungspakt wei-
terzuführen. Meinen Sie nicht, dass es für eine even-
tuelle Weiterführung sinnvoller ist, sich nicht gera-
de in Anbetracht des Ziels, jedem jungen Menschen
einen Ausbildungsplatz zu verschaffen, darauf zu be-
schränken, neue Ausbildungsplätze zu zählen, son-
dern zu sagen, wie viele denn zusätzlich hinzugekom-
men sind, also wie sich das Ausbildungsangebot ins-
gesamt entwickelt? Können Sie dazu vielleicht noch
einmal etwas für Bremen sagen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Es ist richtig, dass wir
uns in der Koalitionsvereinbarung unter den Koali-
tionspartnern darauf verständigt haben, dass wir ei-
nen Pakt fortführen wollen – dazu laufen die Verhand-
lungen –, dass wir das aber auch wegen der Verschlan-
kung von Gremien möglichst im Bündnis für Arbeit
und Ausbildung machen wollen und dort – da haben
Sie völlig recht – uns vor allem nicht mehr so sehr
um die Gesamtzahl der Ausbildungsplätze bemühen
müssen, sondern vor allem um das Problem, das ich
schon erwähnt habe, nämlich den hohen Anteil an Alt-
bewerbern, den wir in dieser Bewerberlage haben.
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Wir sind dort an dritter Stelle hinter Hamburg und
Berlin. Es sind von den Bewerbungen, die ich genannt
habe,  immerhin  60  Prozent  Altbewerber,  zum  Teil
junge Leute, die einen Hauptschul- oder gar keinen
Schulabschluss  haben.  Hier,  finde  ich,  müssen  wir
qualitativ ganz besonders etwas tun. Von daher müs-
sen sich die Partner diesen Fragen jetzt auch besonders
widmen und vor allem gemeinsam Maßnahmen an-
gehen, die diese jungen Leute in den Markt einfä-
deln. Das wird nicht immer gleich mit einem dualen
Ausbildungsplatz gehen.

Präsident Weber: Frau Kollegin Ziegert, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Ziegert (SPD): Stimmt es eigentlich oder
ist meine Information richtig, dass die leichte Stei-
gerung der Zahl der Ausbildungsplätze in diesem Jahr
vor allen Dingen darauf zurückzuführen ist, dass durch
die Bundesagentur für Arbeit mehr außerbetriebli-
che Ausbildungsverhältnisse angeboten werden und
dass  die  Zahl  der  betrieblichen  Ausbildungsplätze
zurückgegangen ist in Bremen und Bremerhaven?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Das kann ich jetzt im
Einzelnen nicht bestätigen. Das werde ich auch gern
noch einmal in der Tendenz nachvollziehen und Ih-
nen beantworten. Insgesamt, wie gesagt, ist es so, dass
wir eine Mischung bei den Ausbildungsplätzen ha-
ben aus dualen und außerbetrieblichen sowie ver-
schiedenen Qualifizierungsmaßnahmen. Bremen sieht
aber insgesamt nicht so schlecht aus, was die Duali-
tät  angeht.  Wir  liegen  da  bundesweit  eher  an  der
Spitze, als dass wir uns Sorgen machen müssten. Wir
liegen fast zehn Prozent über dem Durchschnitt, was
duale Ausbildungsplätze angeht.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die fünfte Anfrage bezieht sich auf die Nachfolge-
regelung für den Technologiebeauftragten des Lan-
des Bremen. Die Anfrage ist unterschrieben von den
Abgeordneten Frau Winther, Dr. Schrörs, Röwekamp
und Fraktion der CDU.

Bitte, Frau Kollegin Winther!

Abg. Frau Winther (CDU): Wir fragen den Senat:

Teilt  der  Senat  die  Auffassung  der  CDU-Bürger-
schaftsfraktion, dass der Technologiebeauftragte des
Landes Bremen gerade vor dem Hintergrund der zu-
nehmenden Bedeutung des Technologietransfers eine
bedeutende Funktion innehatte, und wenn ja, warum
wurde die Position des Technologiebeauftragten nicht
wiederbesetzt?

Wie gedenkt der Senat diese Vakanz an der Schnitt-
stelle zwischen Politik, Wirtschaft und Wissenschaft
in Zukunft auszufüllen?

Welche Auswirkungen, sowohl positiv als auch ne-
gativ, werden nach Ansicht des Senats auf Bremen
zukommen, die mittelbar und unmittelbar durch die
Nichtwiederbesetzung der Stelle des Landestechno-
logiebeauftragten verursacht werden?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet
von Herrn Senator Nagel.

Senator Nagel: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Ich beantworte die drei Anfragen im Zusam-
menhang. Für den Senat beantworte ich die Anfra-
ge wie folgt:

Der Senat hat im Jahr 2002 den langjährigen Rektor
der Universität Bremen zum Technologiebeauftrag-
ten ernannt. Aufgrund seiner hohen Fachkenntnis und
Reputation sollte er die Innovationspolitik des Lan-
des stärken, wichtige Zukunftsfelder aufzeigen und
die Zusammenarbeit der Akteure stärken. Diese Arbeit
hat  Herr  Professor  Dr.  Timm  hervorragend  erfüllt.
Ihm gebührt der Dank des Senats für seine verdienst-
volle und erfolgreiche Arbeit seiner Amtszeit,

(Beifall bei der SPD)

während der er Wege für einen effizienten und ge-
zielten Technologietransfer mit der Fokussierung auf
die Leitthemen aufgezeigt hat. Die Amtszeit des Tech-
nologiebeauftragten Professor Dr. Jürgen Timm en-
det zum 31. Dezember 2007 und wird auf seinen eige-
nen Wunsch hin nicht verlängert.

Durch das Wirken des Technologiebeauftragten des
Senats konnte die ressortübergreifende Abstimmung
in  Technologiefragen  deutlich  verbessert  werden.
Diese Arbeitsstrukturen haben sich verstetigt und wer-
den zukünftig auch ohne Beteiligung eines Techno-
logiebeauftragten fortgeführt. Daher hält der Senat
die Wiederbesetzung des Amtes des Technologiebe-
auftragten nicht für erforderlich.

Die Ergebnisse fließen ein in die Arbeit des Senats
und der Gesellschaften und tragen dazu bei, dass die
Technologie- und Innovationspolitik auch künftig ei-
nen hohen Stellenwert haben wird. – Soweit die Ant-
wort des Senats!

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Winther (CDU): Herr Senator, Sie selbst
haben in der vorherigen Antwort gesagt, dass Sie ei-
nen Schwerpunkt auf das Thema Wissenschaft und
Wirtschaft legen wollen. Die EU macht das genauso,
auch in ihren Förderprogrammen. Sie haben selbst
gesagt, wie segensreich der Technologiebeauftragte
hier gewirkt hat. Halten Sie es in diesem Zusammen-
hang für das richtige Signal, die Position des Tech-
nologiebeauftragten nicht wieder zu besetzen, also
eine vielschichtige Zuständigkeit zu zeigen, obwohl
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auch gerade andere Länder, die besonders erfolgreich
im Bereich Innovation sind – Bayern, Baden-Württem-
berg –, solche Technologiebeauftragten haben?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Nagel: Frau Abgeordnete Winther, ich halte
nichts  von  Lebenszeit-  und  Dauerbeauftragten.  Die
Arbeit war gut, wir haben daraus Schlussfolgerungen
gezogen. Das Thema Technologietransfer ist, wenn
Sie so wollen, auch ein Chefthema, um das sich der
Senator mit seiner Behörde intensiv kümmert, in enger
Zusammenarbeit insbesondere mit dem Wissenschafts-
ressort.  Ich  habe  natürlich  mit  Herrn  Professor  Dr.
Timm ein Gespräch geführt, er wird auch einen Ab-
schlussbericht im November vorlegen, den wir dann
gern in der Deputation besprechen können. In die-
sem Bericht wird, wie er mir sagte, nicht die Emp-
fehlung stehen, die Position eines Technologiebeauf-
tragten weiter aufrechtzuerhalten.

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Winther (CDU): Herr Senator, der Tech-
nologiebeauftragte sollte ja nicht nur innovative, zu-
kunftsfähige  Themen  entwickeln,  sondern  er  sollte
auch eine Schnittstelle zwischen Universität und Un-
ternehmen und auch der Politik sein. Bei aller Wert-
schätzung, dass Sie sich dieses Themas angenommen
haben, aber das werden Sie ja in der täglichen Ar-
beit nicht leisten können. Wer genau übernimmt diese
Arbeit jetzt?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Nagel: Ich hatte gesagt, dass der Beauf-
tragte einen Bericht vorlegt, und ich habe ihn gebe-
ten, darin auch Empfehlungen dafür zu geben, wie
wir die Arbeit fortsetzen können. Ich hatte dargestellt,
dass wir bestimmte Dinge schon in das Alltagsgeschäft
integriert haben, und ich bin gespannt, welche Vor-
schläge Herr Professor Dr. Timm macht. Seien Sie si-
cher, dass wir diese ganz aufgeschlossen prüfen wer-
den! Aber Technologietransfer und Innovation wer-
den nicht zu kurz kommen, im Gegenteil, sie wer-
den ein Schwerpunkt dieser Legislaturperiode für den
Wirtschaftssenator sein.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident  Weber:  Frau  Kollegin,  haben  Sie  eine
weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Winther (CDU): Dann habe ich das eben
richtig verstanden, dass wir möglichst bald in der De-
putation einen entsprechenden Bericht bekommen!
Können Sie sagen, in welcher Deputationssitzung?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Nagel: Vereinbart ist, dass im November
der Abschlussbericht kommt. Ich vermute, dass wir
dann in einer der ersten Sitzungen im neuen Jahr über
diesen Bericht sprechen können.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage des Ab-
geordneten Ella! – Bitte, Herr Kollege!

Abg. Ella (FDP): Herr Senator Nagel, welche Kosten
hat der Technologiebeauftragte über den gesamten
Zeitraum verursacht?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Nagel: Das waren über alles betrachtet gut
1,4 Millionen Euro.

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Ella (FDP): Wer war der Kostenträger über die-
sen Zeitraum?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Nagel: Das waren letztlich im Wesentli-
chen wir, das Ressort für Wirtschaft und Häfen!

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage?

(Abg. E l l a  [FDP]: Nein, danke!)

Weitere Zusatzfragen, Herr Senator, liegen nicht vor.

Die sechste Anfrage trägt die Überschrift „Umset-
zung Bundesprogramm ‚Förderung von Beratungs-
netzwerken – Mobile Intervention gegen Rechtsex-
tremismus’“. Die Anfrage ist unterschrieben von den
Abgeordneten Fecker, Dr. Güldner und Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.

Bitte, Herr Kollege Fecker!

Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fragen
den Senat:

Erstens: Welche Gründe haben dazu geführt, dass
sich Bremen bisher nicht am Programm „Förderung
von Beratungsnetwerken – Mobile Intervention ge-
gen Rechtsextremismus“ des Bundesministeriums für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend beteiligt hat?

Zweitens: In welcher Phase der Erstellung der not-
wendigen Konzeption befindet sich Bremen derzeit?

Drittens: Wann rechnet der Senat mit der Umset-
zung des Programms in Bremen?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet
von Frau Senatorin Rosenkötter.
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Senatorin Rosenkötter: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Für den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Die Ausschreibung des neuen Bundes-
förderprogramms „Förderung von Beratungsnetzwer-
ken – Mobile Intervention gegen Rechtsextremismus“
für das Jahr 2007 erfolgte sehr kurzfristig. Konkret
wurde das Konzept des sogenannten Dreisäulen-Mo-
dells erst am 9. März 2007 vom Bundesministerium
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend vorgestellt.
Dieses Modell sieht die Implementierung von „Bera-
tungsnetzwerken und Mobile Interventionsteams“,
Säule 1, Initiierung von Modellprojekten, Säule 2, so-
wie die „Steuerung, Information, Evaluation“, Säu-
le 3, vor. Nach diesem Termin konnten von den Län-
dern Anträge eingereicht werden.

Am 30. März 2007 hat die Landesjugendbehörde
dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend mitgeteilt, dass das Land Bremen beab-
sichtigt, erst für 2008 sowie die nachfolgenden Jahre
bis 2010 einen Antrag zu stellen. Zum 1. Januar 2007
hatte die Stadtgemeinde Bremen die Trägerschaft des
„Lokalen  Aktionsplans  gegen  Rechtsextremismus,
Ausländerfeindlichkeit und Antisemitismus – Jugend
für Vielfalt, Toleranz und Demokratie“ übernommen.
Die Senatorin für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend
und Soziales hat entschieden, zunächst im Jahre 2007
erste Erfahrungen mit dem „Lokalen Aktionsplan“ in
der Stadtgemeinde Bremen zu sammeln und anschlie-
ßend  auf  der  Grundlage  von  Erfahrungen  und  Er-
kenntnissen aus diesem Programm einen Antrag auf
Förderung eines Beratungsnetzwerkes auf der Lan-
desebene einzureichen.

Zu  Frage  2:  Die  Landesjugendbehörde  hat  zum
1. November 2007 einen Antrag auf Förderung von
125 000 Euro aus dem Bundesprogramm „Förderung
von Beratungsnetzwerken – Mobile Intervention ge-
gen Rechtsextremismus“ für 2008 und die beiden fol-
genden Jahre eingereicht. Eine Konzeption ist die-
sem Antrag beigefügt.

Zu Frage 3: Eine schnelle Entscheidung des Bun-
desministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend zum Antrag des Landes Bremen vorausgesetzt,
kann die Umsetzung des Programms „Förderung von
Beratungsnetzwerken – Mobile Intervention gegen
Rechtsextremismus“ vom 1. Januar 2008 an erfolgen.
– Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege Fecker, haben Sie
eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Frau Sena-
torin, Sie haben gerade gesagt, dass am 1. November
der Antrag für den 1. Januar 2008 gestellt worden ist.
Kann davon ausgegangen werden, dass trotz der doch
sehr kurzfristigen Antragstellung das Bundesminis-
terium diesen Antrag positiv bescheidet? Wir sind uns
sicherlich einig, dass das Land Bremen keinen ein-
zigen Cent zu verschenken hat.

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Rosenkötter: Ich konnte gerade vor an-
derthalb Wochen in diesem „Lokalen Aktionsplan“
15 Projekte, die wir hier in Bremen in 2007 initiiert
haben, vorstellen. Diese sind auch auf der Bundes-
ebene als außerordentlich gut bezeichnet worden, und
ich gehe davon aus, dass auch dieser enge Zeitrah-
men ausreicht, uns eine positive Bescheidung unse-
res Antrags zu geben, sodass wir zum 1. Januar 2008
beginnen können.

Präsident Weber: Herr Kollege Fecker, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Frau Sena-
torin, Sie haben gesagt, dass dem Antrag eine Kon-
zeption beigefügt wurde. Welchem parlamentarischen
Gremium wird diese zur Kenntnisnahme vorgelegt
oder in welchem beraten?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Rosenkötter: Ich gehe davon aus, dass
sie sowohl dem Jugendhilfeausschuss wie auch der
Deputation zur Kenntnisnahme gegeben wird. Das
ist das übliche Verfahren.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage des
Abgeordneten Tittmann!

Abg. Tittmann (parteilos): Was sagen Sie dazu, dass
der Rechtsextremismus im Lande Bremen mit circa
0,3 Prozent kaum eine nennenswerte Rolle spielt, aber
der Linksextremismus um circa vier Prozent ange-
stiegen ist, der auch beobachtet werden und gegen
den man ein Konzept entwickeln müsste?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Rosenkötter: Auch eine Null-Komma-
Prozentzahl Rechtsextremismus sollte für uns Anlass
sein, hier entsprechende Projekte durchzuführen!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU, beim Bünd-
nis 90/Die Grünen, bei der Linken und bei
der  FDP  –  Abg. T i t t m a n n  [parteilos]:
Sehen Sie das bei den vier Prozent nicht? –
Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis  90/Die
Grünen]: Die Zahlen stimmen doch über-

haupt nicht!)

Präsident Weber: Herr Abgeordneter Tittmann, ha-
ben Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Tittmann (parteilos): Diese Gefahr sehen Sie
bei einem Zuwachs von vier Prozent Linksextremis-
mus nicht, oder wie darf ich Ihre Aussage interpretie-
ren?
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Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Rosenkötter: Ich beziehe mich noch ein-
mal auf den Teil, dass es hier um ein Programm von
Beratungsnetzwerken und mobile Intervention von
Rechtsextremismus geht, und ich glaube, wir haben
alle Anlass genug, ganz deutlich auch mit sehr frühen
Maßnahmen mit Jugendlichen hier daran zu arbeiten.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU, beim Bünd-
nis 90/Die Grünen, bei der Linken und bei

der FDP)

Präsident Weber: Herr Abgeordneter Tittmann, ha-
ben Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Tittmann (parteilos): Würden Sie bei einem
steigenden Linksextremismus nicht auch diese Maß-
nahmen für erforderlich halten?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Rosenkötter: Mir liegen dazu keine Zah-
len vor.

Präsident Weber: Herr Tittmann, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage?

(Abg. T i t t m a n n  [parteilos]: Habe ich
nicht!)

Weitere Zusatzfragen? – Bitte, Frau Dr. Mohr-Lüll-
mann!

Abg. Frau Dr. Mohr-Lüllmann (CDU): Es gibt doch
sicherlich Unterschiede zwischen Bremen und Bre-
merhaven! Sehen Sie einen Unterschied im Hand-
lungsbedarf zwischen Bremen und Bremerhaven und
wenn  ja,  vielleicht  gibt  es  da  Überlegungen,  den
Schwerpunkt dann in die Förderung von Bremerha-
ven zu richten?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Rosenkötter: Derzeit sieht es so aus – das
hatte ich ja auch vorgetragen –, dass wir zunächst mit
einem lokalen Bündnis, was sich hier auf Bremen be-
zogen hat, erste Erfahrungen gemacht haben. Wir
haben eine Koordinationsstelle beim Lidice Haus
eingerichtet, und ich halte es durchaus für überle-
genswert, wie wir hier handeln und wie notwendig
die Schwerpunkte über die beiden Stadtgemeinden
verteilt werden müssen, wenn wir zum 1. Januar 2008
hiermit beginnen können. Das Konzept umfasst das
gesamte Spektrum.

Präsident Weber: Frau Dr. Mohr-Lüllmann, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Mohr-Lüllmann (CDU): Sie haben
ja schon erwähnt, es gibt bereits Projekte zu diesem
Thema. Könnten Sie vielleicht sagen, welche davon
in diese Förderung mit eingehen könnten?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Rosenkötter: Ich kann gern, wie verab-
redet, dies auch dem Jugendhilfeausschuss und der
Deputation vorlegen. Wir haben Erfahrungen aus die-
sen 15 Projekten, die in diesem Jahr durchgeführt wor-
den sind, und wir werden Ihnen das Konzept dann
gern zur Verfügung stellen.

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Mohr-Lüllmann (CDU): Haben Sie
eine  Einschätzung  über  die  finanziellen  und  vor
allen Dingen auch inhaltlichen Auswirkungen durch
eine Teilnahme?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Rosenkötter: Wir haben dort eine Summe
von 125 000 Euro beantragt. Das ist, glaube ich, in
der Antwort auch gesagt worden. Wir hatten im letzten
Jahr für dieses Programm ebenfalls aus Bundesmit-
teln zunächst 90 000 Euro, die sind dann noch einmal
um 25 000 Euro aufgestockt worden, sodass wir ins-
gesamt auch für 2007  115 000 Euro zur Verfügung
gehabt haben.

Präsident Weber: Frau Senatorin, weitere Zusatz-
fragen liegen nicht vor.

Die siebte Anfrage steht unter dem Betreff „Was-
serzöllner nur noch in Cuxhaven?“. Die Anfrage ist
unterschrieben von den Abgeordneten Frau Marken,
Günthner, Dr. Sieling und Fraktion der SPD.

Bitte, Frau Kollegin Marken!

Abg. Frau Marken (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens:  Wie  bewertet  der  Senat  die  Pläne,  die
neuen Zollboote, die ab 2009 in Betrieb genommen
werden, nicht mehr in Bremerhaven zu stationieren,
sondern in Cuxhaven?

Zweitens: Welche Auswirkungen haben die Plä-
ne für den Hafenstandort Bremerhaven insbesondere
im Hinblick auf die Arbeitsplätze?

Drittens: Welche Schritte will der Senat unterneh-
men, um dafür Sorge zu tragen, dass die Boote in Bre-
merhaven stationiert bleiben?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet
von Frau Bürgermeisterin Linnert.

Bürgermeisterin  Linnert:  Herr  Präsident,  meine
sehr verehrten Damen und Herren! Für den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt:
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Derzeit sind in Bremerhaven zwei Zollboote stati-
oniert. Ein Boot wird überwiegend im Hafengebiet,
das andere überwiegend zur Seeüberwachung ein-
gesetzt. Aufgrund der Tatsache, dass das Hoheitsge-
biet von einer 3-Meilen-Zone auf eine 12-Meilen-Zone
ausgedehnt wurde und die vorhandenen Boote nur
eingeschränkt hochseetauglich sind, ist die Beschaf-
fung neuer Zollboote erforderlich. Daher ist der Bau
zweier Zollboote vom Typ Swath in Auftrag gegeben
worden. Die Indienststellung ist für 2009 geplant. Über
den zukünftigen Standort gibt es noch keine abschlie-
ßende Entscheidung.

Eines der momentan in Bremerhaven stationierten
Boote soll außer Dienst gestellt werden. Das andere
Boot wird weiterhin in Bremerhaven verbleiben und
zur Überwachung des Hafengebietes eingesetzt. Da-
mit soll auch die Zollschiffsstation in Bremerhaven
erhalten bleiben.

Auswirkungen auf den Hafenstandort Bremerha-
ven sind für den Senat nicht erkennbar. Dies gilt ins-
besondere auch im Hinblick auf Arbeitsplätze. Die zu-
künftige Verwendung der Mannschaft des Zollbootes,
das außer Dienst gestellt wird, ist nicht entschieden.

Die Senatorin für Finanzen wird den Bundesminister
der Finanzen bitten, seine Pläne zur zukünftigen Sta-
tionierung der neuen Zollboote zu erläutern. Der Senat
wird  im  Interesse  der  Stadt  Bremerhaven  und  der
Freien Hansestadt Bremen alle Möglichkeiten son-
dieren, um eine Stationierung der neuen Zollboote in
Bremerhaven zu erreichen. – Soweit die Antwort des
Senats!

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg.  Frau  Marken  (SPD):  Frau  Bürgermeisterin,
auf dem Boot, das ausgesondert werden soll, der „Bre-
merhaven“, sind zurzeit 12 Beamte beschäftigt. Da
sie einen Betrieb rund um die Uhr fahren, handelt es
sich also um 36 Beamte. Bei dem neuen Boot wären
das sogar noch ein paar mehr, 18 Beamte, also insge-
samt 53 Beamte, die dort beschäftigt sind. Meinen
Sie nicht, dass das Auswirkungen auf Arbeitsplätze
hat, insbesondere weil die meisten Zollbeamten auch
in Bremerhaven wohnen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Bürgermeisterin!

Bürgermeisterin Linnert: Soweit ich informiert bin,
ist die endgültige Entscheidung darüber, dass es das
Boot dann ersatzlos nicht mehr geben wird, nicht ge-
fallen. Ich werde jetzt an Herrn Steinbrück einen Brief
schreiben mit der Bitte, die Pläne zu erläutern. Ich
finde auch, dass wir sie kennen müssen. Dann wird
natürlich die Frage, was mit den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern passiert, behandelt, wenn die Entschei-
dung gegen Bremerhaven ausfällt. Darum werden wir
uns dann intensiv kümmern. Aber erst einmal ist es
noch nicht gelaufen.

Präsident Weber: Frau Kollegin Marken, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Marken (SPD): Das zweite Boot, das in
Bremerhaven verbleiben soll, ist ein kleines Boot, auf
dem vier Beamte beschäftigt sind. Sie haben eben
gesagt, damit sei der Zollschiffsstandort, die Station,
gesichert. Meinen Sie nicht, dass es ein bisschen auf-
wendig für einen Vier-Mann-Betrieb ist, eine ganze
Station zu erhalten?

Präsident Weber: Bitte, Frau Bürgermeisterin!

Bürgermeisterin Linnert: Zum Glück entscheiden
wir das dann nicht! Es droht, dass jemand auf die Idee
kommt, dass es ein bisschen aufwendig ist. Wie ge-
sagt, wir werden jetzt mit dem Bundesfinanzminister
darüber sprechen und schauen, wie wir in diesem Ge-
spräch insgesamt unsere Interessen wahren. Dass da
eine Gefahr droht, das bestreitet der Senat nicht. Wir
entscheiden das nicht, aber wir werden tun, was wir
können, um Herrn Steinbrück davon zu überzeugen,
dass da keine Entscheidungen zulasten Bremens und
Bremerhavens fallen sollen, das ist doch klar!

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Marken (SPD): Sie haben es eben selbst
festgestellt: Eigentlich ist sofort Handlungsbedarf. Die
Boote werden im Mai und November 2009 in Dienst
gestellt, sie werden zurzeit schon gebaut. Insofern
denke ich, Sie sind mit mir der Auffassung, dass so
schnell wie möglich Gespräche geführt werden müs-
sen, vielleicht auch unter Beteiligung aller Bundes-
tagsabgeordneten aus diesem Bundesland!

Präsident Weber: Bitte, Frau Bürgermeisterin!

Bürgermeisterin Linnert: Ja! Wir werden das jetzt
nicht verbummeln, sondern wir werden uns schnell
genau über die Planungen in Kenntnis setzen, wer-
den uns dann zusammensetzen und beratschlagen,
wie wir die Bremer Interessen wahren können und Sie
natürlich auch darüber informieren. Das ist ja selbst-
verständlich!

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen? Der Kol-
lege Günthner hat eine weitere Zusatzfrage. – Bitte
sehr!

Abg. Günthner (SPD): Frau Bürgermeisterin, man
kann ja die Pläne aus dem Finanzministerium durch-
aus im Gesamtzusammenhang mit der immer wieder
aufkommenden Diskussion um das Stichwort Küsten-
wache nach dem Vorbild der amerikanischen Coast-
guards sehen, das in verschiedenen Bereichen in Bre-
men Einfluss entfalten würde.

Meine Frage ist, wie sich der Senat in dieser Frage
insgesamt verhält, wie sich der Senat auch in entspre-
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chende Planungen einbringt. Mein Verständnis der
bisherigen Haltung der Mehrzahl der Küstenländer
war nämlich, dass man nicht in Richtung einer Coast-
guard gehen will mit allem, was das für Polizeibefug-
nisse, Wasserschutzpolizei und Ähnliches bedeutet.

Präsident Weber: Bitte, Frau Bürgermeisterin!

Bürgermeisterin Linnert: Die Senatskonzeption hat
Auswirkungen auf die Frage, welche Boote in Bre-
merhaven stationiert bleiben. Das habe ich Ihrer Frage
entnommen. Ich schlage vor, dass Sie das im Hafen-
ausschuss diskutieren. Ich habe nicht die notwendi-
ge Kompetenz, um Ihnen ordentlich Auskunft zu ge-
ben. Aber die Frage hilft mir schon weiter, weil wir
dann eben versuchen müssen, klar herauszufinden,
welche Konsequenzen aus welchem Konzept für Bre-
merhaven folgen, und der Senat muss natürlich un-
sere Interessen vertreten. Wenn es da fachlich Kritik
an dem Konzept gibt, schlage ich vor, dass Sie das
dann auch auf den entsprechenden Ebenen und auch
in  Kooperation  mit  den  anderen  Bundesländern
äußern.

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Günthner (SPD): Teilen Sie meine Einschät-
zung,  dass  es  wichtig  ist,  dass  der  Senat  mit  allen
zuständigen Ressorts, also sowohl mit Ihnen als Fi-
nanzsenatorin als auch mit dem Innensenator, dem
Hafensenator, allen denjenigen gerade auch auf der
Bundesebene – wohin ja die Entscheidungen unter
Umständen in so eine Richtung gehen können – auf-
gerufen ist, Bremens Wort stark in die Waagschale
zu werfen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Bürgermeisterin!

Bürgermeisterin Linnert: Ja, natürlich, das ist ja
unser Standort und auch unsere Pflicht, und so, wie
Sie es sagen mit der ressortübergreifenden Proble-
matik, sieht es ja aus, als sollte es auch eine Senats-
befassung geben, um da eine einheitliche Strategie
aller Häuser sicherzustellen, und das werde ich dann
auch anregen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage?

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Nein, danke!)

Die achte Anfrage trägt die Überschrift „Kosten der
Selbstdarstellung des Wirtschaftssenators?“. Die An-
frage ist unterschrieben von den Abgeordneten Frau
Winther, Frau Dr. Mohr-Lüllmann, Röwekamp und
Fraktion der CDU.

Bitte, Frau Kollegin Winther!

Abg. Frau Winther (CDU): Wir fragen den Senat:

Welche Kosten sind durch die doppelseitige An-
zeige  des  Senators  für  Wirtschaft  und  Häfen  vom
20.  Oktober  2007  im  „Weser-Kurier“,  den  „Bremer
Nachrichten“, den „Verdener Nachrichten“ und der
„Nordsee-Zeitung“ zum EFRE-Programm entstan-
den?

Ist der Senat durch die Vorgaben der EU verpflichtet,
das EFRE-Programm mithilfe von Zeitungsanzeigen
der Öffentlichkeit vorzustellen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Nagel.

Senator Nagel: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Mit der doppelseitigen Anzeige in der Gesamtaus-
gabe der Bremer Tageszeitungen und der „Nordsee-
Zeitung“ informiert der Senator für Wirtschaft und
Häfen über das EFRE-Programm Bremen 2007 bis
2013. Hierzu ist der Senat beziehungsweise der Se-
nator für Wirtschaft und Häfen in seiner Funktion als
Verwaltungsbehörde  gemäß  Durchführungsverord-
nung verpflichtet.

In dieser Durchführungsverordnung heißt es: „Die
Verwaltungsbehörde ist für die Organisation zumin-
dest der folgenden Informations- und Publizitätsmaß-
nahmen zuständig, A, eine größere Informationsak-
tion, mit der die Einleitung eines operationellen Pro-
gramms bekannt gemacht wird, B, mindestens eine
jährliche größere Informationsaktion, in deren Rah-
men  die  Ergebnisse  des  operationellen  Programms
vorgestellt werden.“ Soweit das Zitat aus der Durch-
führungsverordnung!

Für die Anzeige entstanden Kosten in Höhe von
62 770,16 Euro. Die Kosten werden vollständig aus
EU-Mitteln bezahlt. Die Verpflichtung der Verwal-
tungsbehörde zur Öffentlichkeitsarbeit bestand ge-
nerell bereits in der vorherigen Förderperiode. Neu
ist jedoch nunmehr die Verpflichtung zu größeren
Informationsaktionen. Damit drückt die EU klar aus,
dass sie eine breite, wiederholte Öffentlichkeitsarbeit
zu den erzielten Fortschritten haben möchte.

Schon in der Förderperiode 2000 bis 2006 wurde
eine Broschüre mit EU-geförderten Projekten in Bre-
men und Bremerhaven veröffentlicht und jeweils ein
Linienbus in Bremen und Bremerhaven mit Außen-
werbung auf Informationstour geschickt. Zum Auf-
takt der Förderperiode 2007 bis 2013 wurde im Rah-
men der Europa-Woche im Mai 2006 ein Zeitungs-
journal der Gesamtausgabe des „Weser-Kuriers“, der
„Bremer Nachrichten“ und der „Nordsee-Zeitung“
beigelegt. Für diese Aktionen im Rahmen der Öffent-
lichkeitsarbeit entstanden in der letzten Legislatur-
periode Kosten von 125 000 Euro. – Soweit die Ant-
wort des Senats!
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Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Frau Winther (CDU): Herr Senator, ist Ihnen
bekannt, dass diese Beilage der Zeitung nach wie vor
im EU-Infopoint ausliegt und dass sie inhaltlich fast
identisch ist mit dem, was Sie an Anzeigen geschal-
tet haben, also ein Hinweis auf die Programmatik und
die grundsätzlichen Überlegungen zu dem europäi-
schen Programm? Man stellt sich bei diesem Sachver-
halt die Frage, ob es nötig ist, dann dieselbe Infor-
mation noch einmal in der Zeitung per Anzeige zu ver-
öffentlichen, was in diesem Haus abzurufen und mit-
zunehmen ist.

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Nagel: Ich beantworte die Frage gern! Ers-
tens, Frau Abgeordnete Winther, ist das Instrument
der Zeitungsbeilage schon deshalb sinnvoll, weil das
in sehr viele Haushalte kommt, auch in diejenigen,
die nicht am Europa-Point vorbeischauen.

(Beifall bei der SPD)

Zum Zweiten, Frau Abgeordnete Winther, weise
ich darauf hin, dass dieser Senat bisher nicht so viel
Geld für die Öffentlichkeitsarbeit der EU ausgege-
ben hat wie der alte Senat,

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der
CDU)

was nicht bedeutet, dass sich das im Laufe der Le-
gislaturperiode nicht ändern würde.

(Abg. F o c k e  [CDU]: Das wäre auch
noch schöner nach 3 Monaten!)

Ich  sehe  eine  gewisse  EU-Skepsis  bei  der  CDU-
Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Frau Winther, ich weise auch noch einmal auf die
Durchführungsverordnung hin, dass dort eben anders
als früher größere und wiederholte und breit ange-
legte Informationskampagnen von der EU selbst vor-
geschrieben werden, und diesem Wunsch sollten wir,
meine  Damen  und  Herren,  Rechnung  tragen,  weil
nämlich die EU-Förderung das zentrale Regionalent-
wicklungsinstrument für das Land Bremen ist.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Winther (CDU): Stimmen Sie mir zu, dass
in den Anforderungen der EU steht, dass man die Er-
gebnisse der Förderung darlegen soll? Das haben Sie

in diesem Bericht getan, denn auch der ist neu jetzt
für dieses Jahr, und das haben Sie nicht in den An-
zeigen getan!

(Zurufe von der SPD: Oh, oh!)

Es gibt in diesen Anzeigenseiten – die habe ich auch
hier – 3 oder 4 Beispiele, die genannt worden sind.
Es ist aber kein vergleichbarer Bericht oder eine Ge-
samtdarstellung der Erfolge des EU-Programms, son-
dern es sind ausgewählte Themen, 3, glaube ich, sind
es, die hier benannt worden sind. Sind Sie also mit
mir der Meinung, dass es darum geht, die Ergebnis-
se eines Programms zu dokumentieren, und dass es
nicht notwendig ist und es auch nicht verpflichtend
von der EU vorgeschrieben ist, in einjährigem Ab-
stand Anzeigen zu schalten oder Beilagen zu machen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Nagel: Frau Kollegin Winther, da wider-
spreche ich Ihnen ausdrücklich, denn Ergebnisse der
Förderperiode 2007 bis 2013 können wir ja noch gar
nicht darstellen,

(Beifall bei der SPD)

da sie eben erst begonnen hat, und deshalb ist die
letzte Anzeige der Tatsache geschuldet, dass es mit
dem Programm jetzt losgeht, und da verpflichtet uns
die EU. Ich verweise auf die Antwort des Senats.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg.  Frau  Winther  (CDU):  Ich  habe  noch  eine
Frage!  Ist  Ihnen  bekannt,  dass  auf  Ihrer  Webseite
www.bremen.de/Wirtschaft ein Link zu dem EFRE-
Portal nicht vorhanden ist?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Nagel: Das ist mir nicht bekannt. Wenn das
so ist, werden wir den Link einrichten.

(Abg. Frau W i n t h e r  [CDU]: Das hielte
ich für eine gute Maßnahme, danke!)

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Oppermann (SPD): Herr Senator, stimmen Sie
mit mir überein, dass man mit dieser Zeitungsanzei-
genschaltung, die Ihr Haus vorgenommen hat, mehr
Leute erreichen kann als mit einer Broschüre, die in
irgendwelchen Amtsstuben oder sonstigen Büros zur
Verfügung steht?

(Abg. F o c k e  [CDU]: Das war doch eine
Zeitungsbeilage! Das war dann doch schon

bei der Zeitung dabei!)
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Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Nagel: Herr Oppermann, ich stimme Ih-
nen da zu, und im Übrigen wiederhole ich, dass es
Sinn macht, auf diese sinnvollen Programme auch
tatsächlich breit und verstärkt hinzuweisen, genauso
wie es die Europäische Kommission wünscht.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage des Kol-
legen Günthner!

Abg. Günthner (SPD): Danke, Herr Präsident! Ich
gehöre ja diesem Haus nun inzwischen seit 8 Jah-
ren an und habe in der ganzen Zeit auch immer al-
les aufmerksam gelesen und verfolgt, was insbeson-
dere aus dem Haus des Wirtschaftssenators vorge-
legt worden ist, und ich meine, es gab natürlich immer
eine  gewisse  Fluktuation  in  den  letzten  Jahren  im
Hause des Wirtschaftssenators. Das Haus wurde von
der CDU geführt. Herr Senator, aus Ihrer Sicht: Was
glauben Sie – ich meine, heute Morgen waren wir ja
auch alle zusammen zum Kirchgang –, warum die CDU
auf einmal in dieser Frage meint, den Wirtschaftssena-
tor kritisieren zu müssen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Nagel: Herr Abgeordneter, nachdem ich
nun auch einige Zeit im Amt bin und verschiedene
Anfragen aus den Reihen der CDU-Fraktion zu be-
antworten hatte, drängen sich mir folgende Antworten
auf Ihre Frage auf: Erstens, die CDU ist zum ersten
Mal  seit  12  Jahren  nicht  im  Senat  vertreten.  Das
schmerzt! Das würde uns auch schmerzen, kam bei
uns aber bisher nicht vor.

(Beifall bei der SPD – Abg. F o c k e  [CDU]:
Das  tut  ein  bisschen  weh,  da  haben  Sie

recht!)

Zweitens, meine Damen und Herren: Die CDU stellt
seit 12 Jahren erstmals nicht den Wirtschaftssenator.
Das schmerzt noch mehr, das kann ich auch verstehen.

Drittens: Dass jetzt erstmals seit vielen Jahren wie-
der ein Sozialdemokrat Wirtschaftssenator ist, ver-
schärft offensichtlich den Wundschmerz.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Viertens: Dass ausgerechnet dieser sozialdemokra-
tische Wirtschaftssenator kooperativ und eng mit der
bremischen Wirtschaft zusammenarbeitet und der CDU
damit einen Angriffspunkt auf die rot-grüne Regierung
abhanden zu kommen scheint, schafft offensichtlich
eine gewisse Orientierungslosigkeit.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Fünftens, meine Damen und Herren von der CDU,
kommt hinzu, dass Sie sich selbst noch nicht in der
Lage sehen, einen Wettbewerb um die besseren Kon-
zepte für Bremen zu führen, sondern dass Sie leider
im „Weiter so wie bisher“ verharren.

(Zuruf des Abg. F o c k e  [CDU])

Also  5  Erklärungen,  meine  Damen  und  Herren,
und Antworten, Herr Abgeordneter, auf Ihre Frage,
warum die Person des Wirtschaftssenators ins Visier
genommen wird und nicht der Wettstreit um die Kon-
zepte stattfindet! Vielleicht will man aus mir einen
rostigen Nagel machen.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Herr Kollege Günthner, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage?

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Nein, danke!
Die Antwort hat mir sehr weitergeholfen! –

Heiterkeit)

Eine weitere Zusatzfrage durch den Abgeordne-
ten Möhle!

Abg. Möhle (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Senator,
ich frage Sie, ob es sein kann, dass die Ähnlichkeit
der Inhalte der Anzeige mit der der Vorgängerregie-
rung damit zu tun hat, dass es Werbung für die euro-
päischen Programme sein soll und keine Parteienwer-
bung.

(Zuruf des Abg. F o c k e  [CDU])

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Nagel: Ich stimme Ihnen da zu, Herr Möhle.
Es ist so: Das europäische Programm war gut, ist gut
und wird gute Wirkung für Bremen entfalten, und da-
rüber zu reden, kann nicht ehrenrührig sein.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die neunte Anfrage in der Fragestunde befasst sich
mit dem Thema „Lärmschutz entlang der BAB 1“. Die
Anfrage trägt die Unterschriften der Abgeordneten
Dr. Buhlert, Woltemath und Fraktion der FDP.

Bitte, Herr Kollege Dr. Buhlert!

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Wir fragen den Senat:

Wieso ist die Lücke im Lärmschutz an der BAB 1
in  Höhe  Ahlker  Dorfstraße  trotz  mehrfacher  Ver-
sprechen durch den Senator für Bau, Umwelt und Ver-
kehr immer noch existent?
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Ist die Finanzierung der Lückenschließung im Lärm-
schutz an der BAB 1 in Höhe Ahlker Dorfstraße sicher-
gestellt?

Wann ist mit einer Umsetzung der Maßnahme zu
rechnen?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwortet
von Herrn Senator Dr. Loske.

Senator Dr. Loske: Herr Präsident, Herr Buhlert!
Für den Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Im Zuge des Lärmschutzprogramms,
Lärmsanierung für Straßen in der Baulast des Bun-
des  ist  vorgesehen,  den  Lückenschluss  der  Lärm-
schutzwand im Bereich des Rastplatzes Ahlken und
dem vorhandenen Erdwall im Bereich der Ahlker Dorf-
straße mit einer Länge von circa 25 Meter im Zuge der
BAB A 1 herzustellen.

Für die Umsetzung dieses Vorhabens waren Pla-
nungen notwendig, die nunmehr abgeschlossen sind.
Außerdem mussten die erforderlichen Haushaltsmittel
gemäß dem Landesverteilungsschlüssel in den Bun-
deshaushalt  für  Bremen  eingestellt  werden.  Nach-
dem diese Voraussetzungen nun vorliegen, wird mit
den Arbeiten für den Lückenschluss der Lärmschutz-
wand zeitnah begonnen.

Zu Frage 2: Die Kosten für die Errichtung der Lärm-
schutzwand belaufen sich auf rund 50 000 Euro. Die
erforderlichen Mittel werden im Bundeshaushalt im
Lärmschutzprogramm für Straßen in der Baulast des
Bundes bereitgestellt.

Zu Frage 3: Die Maßnahme soll im Juni 2008 fer-
tig gestellt werden. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Herr Dr. Buhlert, haben Sie eine
Zusatzfrage?

(Abg. D r .  B u h l e r t  [FDP]: Nein, ich
fühle mich umfassend informiert!)

Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor.

Mit Beantwortung dieser Frage ist die Fragestun-
de beendet.

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Behand-
lung von Petitionen durch die Bremische Bürgerschaft

Antrag der Fraktionen der SPD, der CDU, Bünd-
nis 90/Die Grünen, Die Linke und der FDP

vom 15. November 2007
(Drucksache 17/135)

1. Lesung
2. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Herr Oppermann.

Abg. Oppermann (SPD)*): Herr Präsident, meine
Damen und Herren, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Wer nicht mit der Zeit geht, geht mit der Zeit.
Wir im Petitionsausschuss wollen mit der Zeit gehen,
indem wir ermöglichen, dass viele Bürgerinnen und
Bürger dieses Landes auch das neue Medium Inter-
net nutzen können, um ihre Anliegen an den Petiti-
onsausschuss per E-Mail zu richten. Sie alle haben
in  den  letzten  Tagen  feststellen  können,  wie  viele
Bremerinnen und Bremer sich dieser modernen Kom-
munikationstechnik bedienen, indem sie uns zu ei-
nem anderen Tagesordnungspunkt reichlich elektro-
nische Post zugesandt haben.

Wir vom Petitionsausschuss haben Ihnen hier heute
fraktionsübergreifend diesen Gesetzesänderungsent-
wurf für das Petitionsgesetz zugeleitet, damit diese
Formalie, dass hier online Petitionen eingereicht wer-
den können, auch in dem entsprechenden Gesetz ver-
ankert wird. Insofern ist es eine reine Formalie. Ich
freue mich auch, dass wir über alle Fraktionen hin-
aus dieses Ansinnen fördern wollen, und bitte Sie –
insofern kann ich es relativ kurz machen –, dass Sie
dieser  Gesetzesänderung  zustimmen,  damit,  wenn
das Gesetz Gültigkeit gelangt – im Bundestag und in
3 Landtagen in dieser Republik ist diese Möglichkeit
schon gegeben –, auch das Bundesland Bremen sich
dieser modernen Zuwendung an das Parlament, was
die Petitionen angeht, auch dann befleißigen kann.
In diesem Sinne danke ich für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die Ab-
geordnete Frau Motschmann.

Abg. Frau Motschmann (CDU)*): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Zunächst freue ich mich
über die Einigkeit aller Fraktionen, das ist keineswegs
selbstverständlich. Sogar die FDP hat zugestimmt,

(Heiterkeit)

das ist erst recht nicht selbstverständlich! Insofern ha-
ben wir da einen guten Pluspunkt.

Wir wollen diese Online-Petitionen unter anderem
auch deshalb, weil sie sich bereits im Bundestag, in
Bayern, in Baden-Württemberg und in Thüringen be-
währt haben. Dort sind sie bereits existent. Insofern
schließen wir uns hier anderen Bundesländern und
dem Bundestag mit einem niederschwelligen Angebot
für Petenten an. Die neuen Medien und natürlich E-
Mails  sind  eine  niederschwellige  Möglichkeit,  sehr
schnell und ohne Probleme eine Petition einzureichen,
und insofern ist das sicherlich gut.
––––––––
*) Vom Redner und der Rednerin nicht überprüft.
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Manche meinen, es könnte einen Missbrauch der
Petition geben. Erstens ist mir nicht ganz klar, was
Missbrauch sein sollte, denn jeder Bürger hat selbst-
verständlich  das  Recht,  eine  Petition  einzureichen.
Es gibt auch Sammelpetitionen, im Bundestag gibt es
sogar Massenpetitionen. Auch das ist richtig. Natürlich
will man keine Spam-Mails oder dass das Instrument
der Petition für politische Zwecke missbraucht wird,
aber das haben wir zumindest in unserem Ausschuss
in dieser Legislaturperiode nicht erlebt.

Außerdem wird es Formulare im Internet geben,
die vollständig ausgefüllt werden müssen, wenn man
per E-Mail seine Petition einreicht. Das sieht im Bun-
destag so aus, dass über 2 Seiten sehr ausführliche
Angaben zu Namen und anderen Daten gegeben wer-
den müssen, sodass es keine anonymen Petitionen
geben kann.

Heute sieht das so aus, dass man einen Brief mit
Unterschrift schreiben muss. Somit kann es auch er-
leichternd sein, wenngleich es sicherlich auch zu mehr
Petitionen führen wird, aber davor scheuen wir uns
nicht.  Ich  hoffe  nur,  dass  diejenigen,  die  es  dann
ausbaden müssen, nämlich die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Bürgerschaft, es noch schaffen kön-
nen.

Ich schließe damit, dass ich mich erstens bei allen
Fraktionen bedanke, dass wir dies gemeinsam ma-
chen, zweitens, dass ich hoffe, dass wir noch weite-
re Veränderungen des Petitionsrechts auf den Weg
bringen können. Herr Oppermann hat mit Recht ge-
sagt, wer nicht mit der Zeit geht, geht mit der Zeit.
Dazu gehören auch die öffentlichen Petitionen, die
bereits im Bundestag und in anderen Bundesländern
existieren. Ich hoffe, dass wir auch das noch auf den
Weg bringen können in dieser Legislaturperiode. –
Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Dr. Mohammadzadeh.

Abg. Frau Dr. Mohammadzadeh (Bündnis 90/Die
Grünen)*): Herr Präsident, sehr geehrte Damen und
Herren! Die Kommunikation der Zukunft findet on-
line statt. Nun dringt dieses fast schon allgegenwär-
tige Medium auch in den Bereich der demokratischen,
politischen Entscheidungsprozesse vor. Wir wollen die
Online-Petition einführen.

Das Petitionsrecht ist alt. In fast allen Kulturen und
politischen Systemen fanden unzufriedene Unterta-
nen Möglichkeiten, das Ohr der Herrschenden zu er-
reichen. Wenn sie dies nur unzureichend nutzten, kam
es sogar vor, dass die Herrscher die Initiative ergrif-
fen, wie es das Beispiel des Sultans Harun al Raschid
zeigt. Er mischte sich als einfacher Mann verkleidet
unter das Volk, um zu hören, wo der Schuh drückte.
––––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Etwas Ähnliches machen wir, wenn wir die Einfüh-
rung der Online-Petition beschließen, denn wir erleich-
tern damit die Kommunikation zwischen dem Parla-
ment und den Menschen, deren Wünsche und Küm-
mernisse hier im Parlament gehört werden müssen.

In römischen Zeiten galt die Petition als demütige
Bitte, mit der sich die Bürger an den Kaiser wenden
durften. Heute ist aus der demütigen Bitte ein stolzes
Bürgerrecht geworden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der Linken)

Wenn wir dieses Recht ernst nehmen wollen, müs-
sen wir es den Bürgerinnen und den Bürgern so leicht
wie  möglich  machen,  es  auszuüben.  Dafür  ist  die
Online-Petition ein gutes und wichtiges Mittel. Mit
der rasanten Verbreitung des Internets erweist sich
die Online-Petition als ein unkompliziertes und kaum
Kosten verursachendes Instrument, einem politischen
Anliegen Ausdruck zu verleihen. Wie kein anderes
Medium hat das weltweite Netz ein demokratisches
Potenzial, das ausgeschöpft werden muss.

Dabei sollen wir uns nicht, wie auch meine Kolle-
gin Frau Motschmann schon gesagt hat, von den Be-
denken abschrecken lassen, dass dieses Instrument
für unangemessene Initiativen missbraucht werden
könnte. Andere Volksvertretungen wie einige Land-
tage und der Bundestag haben bereits gute Erfahrun-
gen damit gemacht. Sicherlich zeigen die Forderun-
gen, die dort eingehen, ein breites Spektrum. Nicht
alle Ansinnen erscheinen gut durchdacht oder seriös.
Sie reichen von der Legalisierung von Cannabis bis
zur Forderung, eine bestimmte Fernsehserie zu wie-
derholen.

Insgesamt gesehen jedoch sind die Erfahrungen
zum Beispiel im Bundestag gut. Die Beschwerden und
Wünsche sind nicht weniger vernünftig als die schrift-
lich vorgebrachten, heißt es dort auf Nachfrage. Seit
September 2005 schon gibt es die Online-Petition im
Bundestag, und ein Großteil aller Petition kommt be-
reits über das Netz. Das wird in Bremen ähnlich sein.
Gerade in der Freien Hansestadt Bremen mit ihrer
jahrhundertelangen republikanischen Geschichte ist
Bürgernähe ein hoher Wert. Mit der Online-Petition
kann die Bürgerschaft diesem Wert zeitgemäß Aus-
druck verleihen. Ich bitte um Zustimmung. – Vielen
Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der Linken)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Nitz.

Abg. Frau Nitz (Die Linke): Herr Präsident, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Eine Petition ist die Ein-
gabe, Bitte oder Beschwerde an eine zuständige Be-
hörde  oder  auch  an  uns  als  Volksvertretung.  Meist
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handelt es sich um Sorgen oder um Nöte von Bür-
gerinnen und Bürger zum Verwaltungshandeln oder
um Bitten, beispielsweise Gesetze zu ändern. Soweit
ist es allen Anwesenden hier auch bekannt.

Die Stärkung der Bürgerrechte ist ein Kernanlie-
gen linker Politik. Das Recht, sich mit Bitten und Be-
schwerden an den bremischen Petitionsausschuss zu
wenden, ist eines der wenigen verfassungsgemäß ga-
rantierten Beteiligungsrechte der Bremer Bürgerinnen
und Bürger. Gegen Demokratieverdruss, meine sehr
verehrten Damen und Herren, hilft doch nur mehr De-
mokratie.  Die  Bürgerinnen  und  Bürger  müssen  als
Souverän ernst genommen werden, und sie müssen
sich ernst genommen fühlen. Mehr Demokratie kann
deshalb heißen: Vereinfachung des Petitionsrechts in
Bremen, Einführung von Online-Petitionen. Damit wür-
den vor allem die Rechte der Petentinnen und Peten-
ten gestärkt.

Unter allen Bürgerschaftsfraktionen herrscht Einig-
keit über diesen Antrag. Das freut mich, und das freut
die Fraktion Die Linke, und genau deshalb erlaube ich
mir einige Anmerkungen, worauf wir achten müssen,
wenn es um die Umsetzung der Online-Petitionen geht.

Erstens: Wir wollen eine Umsetzung, die für die
Bürgerinnen und Bürger transparent, nachvollzieh-
bar und somit handhabbar ist. Bei den Erläuterun-
gen und Anweisungen ist auf eine einfache und all-
gemein verständliche Sprache zu achten, die es je-
der Petentin und jedem Petenten ermöglicht, ohne
große Anstrengung ihr oder sein Anliegen per Mail
mitzuteilen, eine Sprache, die sich vom sogenann-
ten Amtsdeutsch unterscheidet, eine Sprache, die ver-
standen wird.

Zweitens: Die datenschutzrechtlichen Bestimmun-
gen werden hinsichtlich der Übermittlung von Per-
sonendaten eingehalten. Um Datenmissbrauch vor-
zubeugen, sind diese Daten zu verschlüsseln. Das ist
aber auch angedacht.

Drittens: Die Linke fordert, dass eine barrierear-
me zugängliche Nutzung der Seite als auch des zur
Verfügung gestellten Formulars ermöglicht wird. Das
Internetangebot muss von allen Nutzern unabhän-
gig von körperlichen und/oder technischen Möglich-
keiten uneingeschränkt genutzt werden können. Dies
schließt sowohl Menschen mit und ohne Behinderun-
gen als auch Benutzer mit technischen oder alters-
bedingten Einschränkungen ein.

Das Petitionsrecht wird stets als ausdrücklich wün-
schenswertes, demokratisches und politisches Betei-
ligungsrecht gewürdigt. Manchmal wird die Bedeu-
tung, Ausübung und Effektivität dieses Rechts aber
im Parlament unterschätzt. Während in der Regel die
Meinung besteht, dass die Interessen der Einreicher
geschützt werden müssen, sind die Petentinnen und
Petenten häufig anderer Meinung. Die Linke meint,
Transparenz und Bürgernähe sind möglich, wo Öffent-
lichkeit herrscht.

(Glocke)

Präsident Weber: Entschuldigung, dass ich Sie jetzt
unterbreche,  aber  der  Kollege  Frehe  möchte  eine
Frage an Sie stellen, wenn Sie gestatten!

Abg. Frau Nitz (Die Linke): Entschuldigung, das
hatte ich nicht gesehen! Ja, bitte!

Präsident Weber: Bitte, Herr Frehe!

Abg. Frehe (Bündnis 90/Die Grünen): Frau Kolle-
gin Nitz, Sie haben soeben von einer barrierearmen
Zugänglichkeit gesprochen. Was meinen Sie damit?

Abg.  Frau  Nitz  (Die  Linke):  Wir  werden  nie  er-
reichen können, dass ein völlig barrierefreier Zugang
im Internet möglich ist. Ich kann beispielsweise nicht
vorschreiben,  dass  es  Blinden  generell  möglich  ist,
dass sie alles lesen können, ohne eine Diskriminie-
rung vornehmen zu wollen. Deswegen wird bei IT-
Veröffentlichungen eher von Barrierearmut gespro-
chen als von Barrierefreiheit.

Präsident Weber: Frau Abgeordnete Nitz, gestat-
ten Sie eine weitere Frage des Abgeordneten Frehe?

Abg. Frau Nitz (Die Linke): Bitte!

Präsident Weber: Bitte, Herr Frehe!

Abg. Frehe (Bündnis 90/Die Grünen): Ist Ihnen be-
kannt, dass in Bremen zur Ausführung des Landes-
gleichstellungsgesetzes Anforderungen an die barri-
erefreie Gestaltung von Internetseiten der Bremischen
Bürgerschaft unter anderem und auch aller öffentlich-
rechtlichen Körperschaften geregelt sind?

Abg. Frau Nitz (Die Linke): Ja, Herr Frehe, auch das
ist mir bekannt. Ich hielt es aber für notwendig, ge-
rade weil wir hier über Bürgerrechte und Beteiligungs-
rechte sprechen, genau auf diesen Aspekt noch einmal
das Augenmerk zu lenken.

(Abg. F r e h e  [Bündnis 90/Die Grünen]:
Danke schön!)

Ich  komme  auch  gleich  zum  Schluss!  Die  Linke
meint, Transparenz und Bürgernähe sind möglich, wo
Öffentlichkeit herrscht, und – das Einverständnis der
Petenten vorausgesetzt – es sollten Petitionen zukünftig
überwiegend öffentlich behandelt werden, aber darü-
ber, meine Damen und Herren, können wir hoffentlich
an gleicher Stelle demnächst ebenso konstruktiv wie
heute diskutieren und dann gemeinsam einer noch
zukunftsweisenderen  Änderung  des  Petitionsrechts
zustimmen.

(Beifall bei der Linken)

Präsident Weber: Liebe Kolleginnen und Kollegen,
bevor ich Herrn Dr. Buhlert das Wort erteile, möchte
ich Ihnen jetzt schon mitteilen, dass interfraktionell
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die Vereinbarung getroffen worden ist, dass wir noch
vor  der  Mittagspause  –  wir  haben  ungefähr  eine
knappe halbe Stunde Zeit – den Tagesordnungspunkt
16 aufrufen. Es handelt sich hierbei um die „Über-
prüfung der Abgeordneten auf Tätigkeiten für das
frühere Ministerium für Staatssicherheit“. Ihr Einver-
ständnis vorausgesetzt, das ist natürlich gegeben!

Nun gebe ich das Wort dem Abgeordneten Herrn
Dr. Buhlert.

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Die FDP ist eine Par-
tei, die sich für mehr Demokratie und mehr Bürger-
rechte einsetzt, eine Partei, die die Rechte der Bür-
ger ernst nimmt. Jeder Bürger hat heute schon das
Recht, sich mit Wünschen und Anregungen an das
Parlament zu wenden. So kennt es unser Petitions-
recht, so ist unser Petitionsrecht, und so soll es blei-
ben. Es geht um nicht mehr und nicht weniger als
um einen weiteren, einen neuen Weg. Diesen Weg
zu eröffnen ist eine einfache Sache, nämlich das In-
ternet dafür zu öffnen, das ist modern, das ist der rich-
tige Weg.

Man sollte das auch nicht überhöhen, aber man
sollte auch nicht verwundert sein, dass die Bürger-
rechtspartei FDP für dieses Recht eintritt und deswe-
gen auch dabei ist. Frau Motschmann, ich sage das be-
wusst, weil Sie sich verwundert zeigten, aber Sie ler-
nen auch noch dazu, insofern nehmen Sie das bitte
mit!

(Beifall bei der FDP – Zuruf des Abg.
F o c k e  [CDU])

Die nächste Geschichte war die anklingende Dis-
kussion über öffentliche Diskussionen von Petitionen.
Auch darüber muss man diskutieren. Hier geht es um
den Schutz von Persönlichkeitsrechten, und da muss
man genau abwägen, aber hier wird sicherlich eine
kluge Regelung gefunden werden, wo die Grenze zu
ziehen ist und wie sie auch mit den Petenten und in
deren Interesse jeweils gezogen wird und gezogen
werden muss. Ich glaube, wir werden in diesem Haus
auch dazu einen Kompromiss finden.

In diesem Sinne wünsche ich, dass wir viele Bür-
ger finden, die auch von den Rechten Gebrauch ma-
chen, denn mit diesen Rechten geht ja auch immer
die Chance einher, für sich und für andere etwas zu
erreichen. – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit ist die
Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über
die Behandlung von Petitionen durch die Bremische

Bürgerschaft, Drucksache 17/135, in erster Lesung
beschließen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, es wurde interfraktio-
nell vereinbart, Behandlung und Beschlussfassung in
erster und zweiter Lesung vorzunehmen. Ich lasse
deshalb darüber abstimmen, ob wir jetzt die zweite
Lesung durchführen wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über
die Behandlung von Petitionen durch die Bremische
Bürgerschaft, Drucksache 17/135, in zweiter Lesung
beschließen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Überprüfung von Abgeordneten der Bremischen Bür-
gerschaft auf Tätigkeiten für das frühere „Ministe-
rium für Staatssicherheit“ (MfS) der einstigen DDR

Antrag des Abgeordneten Tittmann
vom 5. November 2007

(Drucksache 17/115)

Die Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Tittmann.

Abg. Tittmann (parteilos): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Wie Sie wissen, wurden die Ab-
geordneten der Bremischen Bürgerschaft schon in der
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letzten Legislaturperiode auf eine eventuelle Tätig-
keit des MfS der ehemaligen DDR überprüft. Aber seit
der letzten Wahl am 13. Mai 2007 hat sich die Partei-
enlandschaft der Bremischen Bürgerschaft (Landtag)
im wahrsten Sinne des Wortes extrem verändert.

Damit wir uns gleich richtig verstehen, ich beschul-
dige oder verdächtige keine Abgeordneten, zum Bei-
spiel der Fraktion Die Linke, persönlich in irgendei-
ner Art und Weise einer Mitarbeit, denn ich glaube
kaum, dass ihre jüngeren Genossinnen wie zum Bei-
spiel Frau Nitz oder Frau Cakici wissen, was der Name
MfS, Stasi und so weiter überhaupt bedeutet

(Zurufe von der SPD und vom Bündnis 90/
Die Grünen)

und  welche  grausamen,  unzähligen  mörderischen
Verbrechen an unschuldigen Menschen in der ehema-
ligen  kommunistischen  DDR  durch  ihre  ehemalige
Mutterpartei,  der  SED,  in  Zusammenarbeit  mit  der
Stasi, MfS

(Abg. R u p p  [Die Linke]: Wenn Sie wis-
sen, wie man es buchstabiert, können wir

darüber reden!)

und so weiter begangen worden sind, zum Beispiel
– das muss hier wieder einmal erwähnt werden, denn
das wird immer ganz schön vergessen und verschwie-
gen – unzählige Mauermorde, ganze Familien wur-
den gnadenlos zerstört, vernichtet und brutal ausein-
andergerissen.

(Glocke)

Präsident Weber: Herr Tittmann, Sie müssen zu dem
Inhalt Ihres Antrags sprechen, und der heißt Über-
prüfung von Tätigkeiten. Ich bitte Sie, daran Ihre De-
batte entlangzuführen!

Abg.  Tittmann  (parteilos):  Die  Wahrheit  müssen
Sie schon ertragen! Das waren ehemalige SED-Bon-
zen, die diese grausamen Menschenrechtsverletzun-
gen,  unzählige  Morde  begangen  haben.  Wenn  ich
heute, und jetzt komme ich dazu, miterleben muss,
wie viele Genossinnen und Genossen der ehemali-
gen SED, der PDS und der heutigen Partei Die Linke
politische Verantwortung tragen, die nachweislich da-
mals gewissenlos für den Stasi gearbeitet haben – wie
zum Beispiel die linke Fraktionsvorsitzende in Bran-
denburg Frau Kerstin Kaiser und noch so viele ande-
re Genossinnen ihrer Partei –, dann ist dieser Antrag
mehr als berechtigt. Dazu, welche namentlich hoch-
rangige Abordnung der Linkspartei dem Stasi Mar-
kus Wolf die letzte Ehre erwiesen hat, kann ich nur
sagen: Wehret den Anfängen und stimmen Sie mei-
nem Antrag zu!

Die Linkspartei – das gehört mit zum Antrag – wird
vom Verfassungsschutz beobachtet. Gründe für die

Überwachung des Verfassungsschutzes sind vermut-
liche  linksextremistische  Strukturen  innerhalb  der
Linkspartei. Innenminister Schäuble sagte, wir haben
Anhaltspunkte,  dass  die  Partei  die  Zusammenarbeit
mit Linksextremisten im In- und Ausland betreibt, teil-
weise – nun hören Sie genau zu! – stellen wir ein am-
bivilates Verhältnis zu unserem Parlamentarismus fest.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Was für ein
Verhältnis? – Heiterkeit – Unruhe)

Ich habe es vorhin schon erwähnt, alarmierend ist,
dass auch Bremen, ich muss ja nun vorsichtig sein,
einen bundesweiten traurigen Platz bei den linksex-
tremistischen Gewalttaten belegt. Im letzten Jahr pas-
sierten pro 100 000 Einwohner 4,52 Prozent Strafta-
ten, im Jahr davor waren es null Prozent.

(Abg. F e c k e r  [Bündnis 90/Die Grünen]:
Lesen Sie einmal den Verfassungsschutzbe-

richt!)

Bei den rechtsextremistischen Straftaten liegt Bremen
auf dem letzten Platz, Herr Dr. Güldner!

(Glocke)

Präsident Weber: Herr Tittmann, ich bitte Sie noch
einmal, dass Sie entlang Ihres Antrags auf Überprü-
fung argumentieren. Sie müssen nicht immer versu-
chen, auszuweichen und andere Themen hineinzu-
bringen.

(Beifall)

Abg. Tittmann (parteilos): Ich kann mir schon vor-
stellen, dass Sie das nicht gern hören mögen. Abschlie-
ßend kann ich sagen, Moral kam immer nur von den
Linken, solange sie nicht regiert haben, seitdem sie
regieren, gibt es überhaupt keine Moral mehr. Ich bitte
um die Zustimmung zu meinem Antrag! – Vielen Dank!

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Dr. Kuhn.

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident,  meine  Damen  und  Herren,  Herr  Tittmann!
Wenn es diesem Abgeordneten doch nur ein einzi-
ges Mal in der langen Zeit, in der ich das erleben muss,
um eine sachliche politische Angelegenheit gehen
würde, dann wäre dieser Antrag nie geschrieben wor-
den, er wäre nie eingereicht worden, diese Rede wäre
nicht gehalten worden. Ein Anruf bei der Bürgerschafts-
verwaltung hätte Ihnen genügt, die Sache wäre er-
ledigt gewesen, denn wir Abgeordneten der Bürger-
schaft regeln diese Angelegenheiten selbst und nicht
der Senat, wie Sie in völlig unsinniger Weise in Ihrem
Antrag fordern.

(Beifall)
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Da Sie es nicht getan haben, muss ich wenigstens
kurz zu der Sache sprechen, weil das vielleicht doch
von Interesse ist, wie wir damit umgehen. Es geht um
die Überprüfung der neuen Abgeordneten auf eine
hauptamtliche  oder  inoffizielle  Tätigkeit  für  den
Staatssicherheitsdienst der ehemaligen DDR. Das ist
inzwischen seit 15 Jahren in dieser Bürgerschaft ge-
regelt, zunächst im Jahr 1992, damals auf Antrag des
Kollegen Mützelburg und mir, auf freiwilliger Basis
– ich habe hier noch den Bescheid, den ich damals be-
kommen habe – beziehungsweise bei Streitfällen durch
den Verfassungs- und Geschäftsordnungsausschuss.

Vor einigen Jahren ist dann die „Rosenholzdatei“
aufgetaucht,  die  zeigt,  dass  die  Stasi  auch  hier  im
Westen der Bundesrepublik erheblich Agenten hatte,
mehrere Zehntausend Menschen vermutlich.

(Zurufe)

Ja, wir wollen uns aber immer an den Tatsachen ori-
entieren! Damit stieg die theoretische Möglichkeit,
dass auch Westdeutsche verstrickt sein könnten. Die
Bremische Bürgerschaft hat als Konsequenz wie an-
dere Landtage einen Passus in unser Abgeordneten-
gesetz, nämlich den Paragrafen 46 a, eingefügt, der
strikt rechtsstaatliche und innerparlamentarische Ver-
fahren für eine Überprüfung festlegt.

Die routinemäßige Überprüfung der neuen und da-
bei natürlich auch nur der älteren, vor 1972 gebore-
nen Mitglieder dieses Hauses wird gegenwärtig nach
diesen klaren gesetzlichen Regeln und Richtlinien vor-
bereitet. Die Fraktionen sind sich darüber einig. Na-
türlich gilt hier der Grundsatz: Wer sich damals schul-
dig gemacht hat, soll auch heute dafür gerade ste-
hen! Selbstverständlich! Das war die sachliche Seite!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das hätte man alles hier gar nicht verhandeln müs-
sen, wenn Sie einmal nachgefragt hätten und wenn
Sie nicht wieder den Versuch – und Gott sei Dank
sind Sie ja heute auch etwas eher davon abgebracht
worden, das zu nutzen – einer hassgeschwängerten
Suada gemacht hätten, die Sie gegen andere loslas-
sen. Ich will Ihnen noch eines zum Schluss sagen: Sie
haben wieder den Versuch gemacht, sich hier als An-
walt der Opfer des SED-Regimes darzustellen. Es gibt
keinerlei Grund, irgendetwas kleinzureden, keiner-
lei Grund, irgendetwas zu relativieren, was da ge-
schehen ist! Aber Ihnen, Herr Tittmann, das will ich
Ihnen noch einmal klar sagen, glaube ich aus einem
ganz einfachen Grund kein einziges Wort, was Sie in
dieser Richtung sagen!

(Beifall)

Dieser Grund ist folgender, Herr Tittmann: Ich habe
bei den vielen Gelegenheiten, die es in den vergan-
genen Jahren in diesem Haus gegeben hat – das wa-

ren viele Gelegenheiten, weil wir oft solche Themen
besprochen haben –, von Herrn Tittmann kein ein-
ziges Wort in all diesen Debatten gehört, kein einzi-
ges Wort des Bedauerns, der Trauer oder auch nur
der Anteilnahme für die Millionen Menschen, die der
Nationalsozialismus kaltblütig und planmäßig umge-
bracht hat. Und einem Menschen, der davor die Augen
und die Ohren verschließt, glaube ich auch sonst kein
Wort, Herr Tittmann, kein einziges Wort! – Danke!

(Beifall)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag des Abgeordneten Tittmann mit
der Drucksachen-Nummer 17/115 seine Zustimmung
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Bündnis 90/Die
Grünen, FDP und Die Linke)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Ich unterbreche die Sitzung der Bürgerschaft (Land-
tag) für die Mittagspause. Wir treffen uns wieder um
14.30 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung 12.40 Uhr)

*
Vizepräsident Ravens eröffnet die Sitzung wieder um
14.32 Uhr.

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
die unterbrochene Sitzung der Bürgerschaft (Land-
tag) ist wieder eröffnet.

Auf der Besuchertribüne begrüße ich herzlich eine
Gruppe Gewerkschaftsmitglieder und eine Besucher-
gruppe der CDU aus Bremen-Nord. Herzlich willkom-
men in unserem Hause!

(Beifall)

Wir setzen die Tagesordnung fort.

Meine Damen und Herren, bevor ich die Aktuelle
Stunde aufrufe, darf ich nochmals auf Folgendes hin-
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weisen: Der Abgeordnete Erlanson hat mitgeteilt, dass
er beabsichtigt, zum Thema „Klinikskandal und kein
Ende: Kredit-Missbrauch in Millionhöhe verschleiert
Notlage der Kliniken“ zu sprechen. Der Vorstand der
Bremischen Bürgerschaft hat hierzu in seiner Sitzung
am 21. November 2007 entschieden, dass die Voraus-
setzungen nach Artikel 84 Absatz 1 Ziffer 2 der Lan-
desverfassung mit der Folge vorliegen, dass der Ab-
geordnete Erlanson an der Beratung und Entschei-
dung nicht mitwirken darf. Der Abgeordnete Erlan-
son hat daher nach Artikel 84 Absatz 4 der Landes-
verfassung den Beratungsraum während der Debatte
zum zweiten Thema der Aktuellen Stunde zu verlas-
sen.

Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde liegen zwei Themen vor,
und zwar erstens auf Antrag des Abgeordneten Dr.
Sieling und Fraktion der SPD und des Abgeordneten
Dr.  Güldner  und  Fraktion  Bündnis  90/Die  Grünen
„Mindestlohn bei Postdienstleistungen einführen“, und
zweitens auf Antrag der Abgeordneten Frau Dr. Mohr-
Lüllmann, Röwekamp und Fraktion der CDU „Klinik-
skandal und kein Ende: Kredit-Missbrauch in Milli-
onenhöhe verschleiert Notlage der Kliniken“.

Die Redezeit pro Fraktion und Thema beträgt für
den ersten Redner wie bisher 10 Minuten und für den
weiteren Redner bis zu 5 Minuten, wie es unsere Ge-
schäftsordnung vorsieht.

Hinsichtlich der Reihenfolge der Redner wird nach
der Reihenfolge des Eingangs der Themen verfah-
ren. – Ich stelle Einverständnis fest.

Dazu als Vertreter des Senats Herr Bürgermeister
Böhrnsen und Frau Senatorin Rosenkötter.

Wir  kommen  zum  ersten  Thema  der  Aktuellen
Stunde:

Mindestlohn bei Postdienstleistungen
einführen

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Sieling.

Abg. Dr. Sieling (SPD): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Wir haben diese Ak-
tuelle  Stunde  zum  Thema  „Mindestlohn  bei  Post-
dienstleistungen“ beantragt, weil wir erstens in diesem
Bereich mit der Situation zu tun haben, dass dort Men-
schen zu Löhnen arbeiten müssen, von denen sie nicht
leben können. Das ist ein gesellschaftlicher Skandal,
der verändert werden muss. Dafür brauchen wir Min-
destlöhne bei Postdienstleistungen.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der Linken)

Zweitens haben wir die Aktuelle Stunde beantragt,
weil diese Forderung nach Einführung von Mindest-

löhnen in Deutschland in der Bevölkerung sehr breit
unterstützt wird. Nach Umfragen sind zwei Drittel aller
Menschen in Deutschland für die Einführung von Min-
destlöhnen. Das geht übrigens durch alle Parteien.
Auch bei der Union – ich werde darauf noch kommen
– sind es 53 Prozent aller Anhänger, die diese Forde-
rung unterstützen. Ich glaube, wir sind als Parlament,
als Volksvertreterinnen und Volksvertreter gut be-
raten, uns dieses Themas anzunehmen und zu unter-
stützen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der Linken)

Der dritte Grund ist die Tatsache, man muss ja fast
sagen, traurige Tatsache, dass wir uns in einer poli-
tischen Situation befinden, in der die Bundeskanz-
lerin zu einem katastrophalen Wortbruch gegriffen
hat, nur um gerechte Mindestlöhne zu verhindern.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der Linken – Widerspruch

bei der CDU)

Es geht jetzt darum, dass wir in die Phase kommen
und endlich das umsetzen, was die Bundesregierung
in einer Klausur in Meseburg Ende August verabre-
det hat. Daran muss man sich halten. Politik braucht
Verlässlichkeit und Zuverlässigkeit, gerade an die-
ser Stelle, meine Damen und Herren.

(Beifall  bei  der  SPD,  beim  Bündnis  90/
Die Grünen und bei der Linken – Abg. R ö -
w e k a m p  [CDU]: Was sagen eigentlich
die Demoskopen zu Frau Merkel, und was
sagen die Demoskopen zu Herrn Beck?)

Die Demoskopen, Herr Röwekamp, sagen zu Frau
Merkel erst einmal bessere Werte, als sie je zu Ih-
nen gesagt haben!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der zweite Punkt aber ist, wenn Frau Merkel so
weitermacht, wenn sie diesen Fehler fortsetzen würde,
dann würde sich das mit Sicherheit auszahlen, aber
wir verfolgen die öffentliche Debatte. Erstens muss
man dazu noch feststellen, dass es viele gute Vorschlä-
ge gibt, um den Mindestlohn bei den Postdienstleis-
tungen jetzt auch zu realisieren, auch neue Vorschläge
aus dem Bundesarbeitsministerium. Ich finde, dass
da der Kreativität keine Grenzen gesetzt werden dür-
fen.

Außerdem weiß man aber jetzt langsam, warum
diese unverantwortliche Blockade entstanden ist. Man
braucht nur der Tagespresse zu folgen. In wenigen
Tagen ist ein CDU-Bundesparteitag, und es geht um
nichts anderes, als hier Abgrenzungsprofil zu zeigen.
Ich finde, dass es falsch ist, sich bei einer solchen Frage
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auf dem Rücken der Menschen profilieren zu wol-
len. Das kann sich auch eine Bundeskanzlerin nicht
erlauben.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der Linken – Abg. R ö w e -
k a m p  [CDU]: Dazu hat Ihr Parteitag ja

zum Glück nicht beigetragen!)

Unser Parteitag hat zum Glück dazu beigetragen,
dass wesentliche Fragen der Sozial- und Gesellschafts-
politik Deutschlands vorangetrieben werden, wir zum
Beispiel in der Großen Koalition auf unsere Initiative
hin vereinbart haben, dass das Arbeitslosengeld I jetzt
verlängert gezahlt wird. Das ist ein Erfolg, das ist unser
Parteitag gewesen. Danke sehr, Herr Röwekamp!

(Beifall  bei  der  SPD  und  bei  der  Linken  –
Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Und wer hat

es zuerst beschlossen?)

Dann will ich an dieser Stelle sagen, dass allein bei
den Postdienstleistungen in Bremen und Bremerha-
ven schon jetzt 400 Menschen von diesen niedrigen
Bezahlungen betroffen sind. Wir wollen und müssen
an dieses Thema herangehen.

Wir lesen aber auch, worum es der Union geht.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]:  Sagen  Sie
doch erst einmal etwas zu den Gehältern der

Beamten!)

Das, was in dem Tarifvertrag vereinbart worden ist,
ist Ihnen zu hoch. 8 Euro bis 9,60 Euro sollen es sein
laut diesem Tarifvertrag, da schlucken plötzlich alle.
So  ist  die  Debatte,  von  dem  wirtschaftspolitischen
Sprecher  der  Union  auf  Bundesebene  auch  heute
nachzulesen, darum geht es Ihnen! Sie gönnen den
Leuten das Geld nicht, aber bewegen Sie sich an der
Stelle, wir brauchen dieses Gesetz, und wir brauchen
diesen Mindestlohn!

(Abg. F o c k e  [CDU]: Ist ja widerlich!)

Herr Kollege Focke, das ist nicht widerlich!

(Abg. F o c k e  [CDU]: Doch! Diese Argu-
mentation ist eine Unverschämtheit!)

Widerlich ist, dass wir hier immer noch nicht politisch
weitergekommen sind!

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der Linken)

Ich möchte gern zum Schluss darauf hinweisen, dass
wir diese Thematik in Bremen im Wahlkampf schon
in der Großen Koalition vorangetrieben haben. Sie von

der Union sind mit Ladenhütern gekommen wie Kom-
bilohn. Heute haben wir diese Debatte nicht, der Senat
steht eindeutig hinter der Forderung von Mindest-
lohn und ist dazu tätig geworden. Das ist ein Riesen-
schritt voran, auch für dieses Bundesland.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der Linken)

Das Nächste ist, dass der Senat jetzt auch darauf
achtet, dass bei seinen Gesellschaften und in seinen
Ämtern dies umgesetzt wird und auch in Bremen ein
Mindestlohn bezahlt wird. Jetzt hat gestern die CDU-
Fraktion in Bremen eine Kleine Anfrage eingereicht
– ich fasse es, weil ich immer sehr konstruktiv gesinnt
bin, als Weg zur Einsicht auf –, mit der sie den Senat
fragt, wo denn in den Gesellschaften der Mindest-
lohn gezahlt wird.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Und im Rat-
haus!)

Ich hoffe, Sie haben daran auch ein Interesse, und
Sie werden, da bin ich sicher, ordentliche Antworten
bekommen, denn der Senat arbeitet daran, darauf zu
drängen,  dass  auch  in  bremischen  Gesellschaften,
auch in den Postdienstleistungen, nur Aufträge erteilt
werden, wo Mindestlohn gezahlt wird.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der Linken)

Ich verspreche Ihnen, die Regierungsfraktionen SPD
und Bündnis 90/Die Grünen werden dies weiterhin
stützen. Ich kann Ihnen hier schon sagen, wir wer-
den zur Bürgerschaftssitzung im Dezember den Ent-
wurf für eine Fortschreibung des Landesvergabege-
setzes einbringen, worin Dienstleistungen enthalten
sind. Auch damit werden wir untermauern, dass wir
es ernst meinen, auch in Bremen, nicht nur in Berlin
fordern, sondern in Bremen handeln, dafür steht diese
Regierung! – Herzlichen Dank für die Aufmerksam-
keit!

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der Linken)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort Frau Kollegin Schön.

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Sie-
ling hat schon eine ganze Menge dazu gesagt, wor-
um es geht und wie die Konfliktlage ist. Ich möchte
das Augenmerk noch einmal auf ein paar andere Din-
ge legen, die vielleicht ein bisschen zu kurz gekom-
men sind.
––––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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In  Deutschland  gibt  es  gegenwärtig  knapp  eine
halbe Million Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
die von ihrer Vollzeittätigkeit nicht leben können. In
Bremen sind das über 12 000, und allein im ersten
Halbjahr 2007 sind 1400 in etwa dazugekommen. Das
zeigt, wie groß das Problem ist, auch das gesellschaft-
liche Problem, dass es trotz anziehender Konjunktur
offenbar immer mehr Menschen gibt, die trotz Voll-
beschäftigung nicht von ihrer Arbeit ihre Existenz er-
halten können.

Das ist ein großes gesellschaftliches Problem, und
diese Zahlen sind im Übrigen nur die Spitze eines
Eisbergs. Das sind nur die uns bekannten Zahlen von
denjenigen, die ergänzend Hartz IV beantragen. Liebe
Kolleginnen und Kollegen hier in diesem Haus: Ich
meine, das ist eine beschämende Situation für unsere
Gesellschaft!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der Linken)

Deshalb müssen wir uns zu Mindestlöhnen posi-
tiv stellen. Wir brauchen sie! Wir brauchen sie im Sinne
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die ihre
Würde behalten und von ihrem Geld leben können
müssen. Wir brauchen sie aber auch im Sinne der Un-
ternehmen, weil wir faire Wettbewerbschancen ha-
ben wollen. Das heißt für uns, dass der Wettbewerb
über korrekte Produkte, Dienstleistungen, Service und
Qualität und nicht über Lohndumping laufen darf.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der Linken)

Das ist fairer Wettbewerb, wenn es so ist, ansonsten
gibt es eine Abwärtsspirale.

Drittens, diese Situation, dieses Lohndumping scha-
det den Kommunen. Es darf nicht sein, dass Unter-
nehmen Gewinne auf Kosten der Allgemeinheit ma-
chen, indem sie keine existenzsichernden Löhne zah-
len und die Kommune mit Hartz-IV-Zahlung einsprin-
gen muss. Das darf nicht sein. Liebe Kolleginnen und
Kollegen, damit Sie eine Vorstellung davon haben,
was das für Bremen bedeutet: In Bremen zahlen wir
im Jahr 25 Millionen Euro jährlich Zuschüsse, Kos-
ten  für  die  Unterkunft  für  Menschen,  die  zu  nied-
rige Löhne haben und davon nicht leben können. Das
ist Geld, das wir dringend brauchen, erst recht in ei-
nem Haushaltsnotlageland!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der Linken)

Zur aktuellen Debatte über die Postdienstleistun-
gen! Herr Sieling hat schon eine Menge dazu gesagt.
Viele private Postdienstleister zahlen nur Löhne von
5 Euro. Es besteht also Handlungsbedarf, um Scha-
den von den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern,
von einem fairen Wettbewerb und von den Kommu-

nalfinanzen abzuwenden. Es ist bedauerlich, dass die
CDU  und  die  Kanzlerin  an  dieser  Stelle  so  massiv
blockieren und dass hier ohne Ende getrickst wird,
denn worum geht es denn hier? Es gab die Einigung
in Merseburg, wo vereinbart worden ist – –.

(Abg. F o c k e  [CDU]: Meseburg heißt das!
–  Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]:  Schön,  dass  die  CDU  auch  et-
was  zum  Thema  beizutragen  hat!  –  Abg.
F o c k e  [CDU]: So ist die ganze Rede, al-
les nur Halbwahrheiten! – Abg. G ü n t h -
n e r  [SPD]: Herr Focke regt sich auf, das

ist nicht gut für das Herz!)

Meseburg! Na, wenn es das ist, wo Sie intervenieren
können bei dem ganzen Beitrag, dann sind Sie sicher-
lich die ganze Zeit meiner Meinung gewesen. Herz-
lichen Dank, Herr Focke!

Dort ist vereinbart worden, wenn sich die Tarifpart-
ner einigen und 50 Prozent tarifgebundene Arbeit-
nehmer darin sind, dass der Arbeitgeberverband und
ver.di einen Mindestlohntarifvertrag schließen kön-
nen. Das haben sie getan, und jetzt führen Sie hier
dieses entwürdigende Spiel! 75 Prozent sind in dem
Arbeitergeberverband gebunden. Sind das mehr als
50 Prozent? Das ist einfach lächerlich!

Stellen Sie sich positiv zu diesem Mindestlohn! Auch
auf Sie als Bremer CDU kommt es an, auch wenn das
in Berlin entschieden wird! Wenn Sie sich hier hin-
stellen und sagen, die Arbeitnehmerinteressen sind
Ihnen wichtig, sie sollen ein existenzsicherndes Aus-
kommen haben, dann ist es hier der Punkt zu sagen,
dass Sie für Mindestlöhne sind, für ein würdiges Ein-
kommen, für eine Sanierung der Kommunalfinanzen.
45 Millionen sind kein Pappenspiel, und wenn Sie als
Partei die Wirtschaftsinteressen im Auge haben, müs-
sen Sie ebenfalls an einem fairen Wettbewerb inter-
essiert sein.

Wir jedenfalls werden hier alles tun, was in unse-
ren Möglichkeiten steht, damit wir einen Mindest-
lohn bekommen im Interesse der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer hier in Bremen, aber auch bundes-
weit und auch im Interesse der Kommunalfinanzen,
weil es nicht sein kann, dass wir als Kommune nicht
existenzsichernde Löhne zahlen. – Herzlichen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der Linken)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort Herr Kollege Möllenstädt.

Abg. Möllenstädt (FDP): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Meine Fraktion hat sich gefragt,
warum wir das Thema heute in der Bremischen Bür-
gerschaft diskutieren. Eigentlich waren wir der Auf-
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fassung, dass der Deutsche Bundestag doch das ge-
eignete Plenum dafür ist.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Dort ist auch schon vieles und auch viel Richtiges zu
den  unterschiedlichen  Positionen  der  Parteien,  die
auch hier im Haus vertreten sind, gesagt worden, aber
das heißt ja nicht, dass wir uns hier der Debatte ent-
ziehen wollen.

Lassen Sie mich einleitend sagen, den Schritt, den
SPD und Bündnis 90/Die Grünen gehen wollen, näm-
lich die Briefzusteller über das Entsendegesetz auf-
zunehmen und damit einen Mindestlohn in diesem
Bereich einzuführen, halten wir als Liberale für falsch.
Wir werden diesen Weg auch nicht mitgehen.

(Beifall bei der FDP)

Mindestlöhne kosten Arbeitsplätze, gerade im Nied-
riglohnbereich. Wir als Liberale haben uns immer auch
gerade für diejenigen in diesem Bereich eingesetzt,
und wir glauben, dass das nicht der richtige Weg ist,
ihnen damit weiterzuhelfen.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Lieber Hunger-
löhne!)

Dort, wo die Produktivität, Herr Kollege, niedriger
ist als die Löhne der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer, führt das zwangsläufig dazu, dass Schwarz-
arbeit entsteht. 50 000 Arbeitsplätze sind im Postzu-
stellergewerbe durch diesen Mindestlohn gefährdet,
und das kann doch auch Sie als Sozialdemokraten
nicht kalt lassen.

(Beifall bei der FDP – Zurufe)

Behalten Sie doch auch einmal ein bisschen die öko-
nomische Seite dieses Thema im Blick und weniger
die populistische!

(Beifall bei der FDP)

Dieses Thema hat doch noch eine zweite Seite, und
ich glaube, dass das eigentlich auch ein ganz wesent-
licher Aspekt ist, warum Sie diese Entscheidung wol-
len. Es geht doch letzten Endes darum, das Mono-
pol der Deutschen Post AG weiter zu zementieren.
Die Staatspost spart sich gegenwärtig 19 Prozent Mehr-
wertsteuer, hat damit einen erheblichen Wettbewerbs-
vorteil vor den Privaten, und es ist doch vollkommen
klar, dass deshalb im Bereich der privaten Postzustel-
lerdienste oder des privaten Postgewerbes die Löhne
auch entsprechend niedriger sein müssen.

(Beifall bei der FDP)

Wenn Sie da bereit wären, als Koalition im Bund,
und da spreche ich auch die Kollegen der CDU/CSU

an, etwas zu verändern, werden wir Sie gern dabei
unterstützen, dass man dort zu vernünftigen, gleichen
und fairen Wettbewerbsbedingungen im Postsektor
kommt. Das wäre etwas, was wirklich vernünftig wäre.
Das ist leider nicht gewollt und nicht in Sicht.

(Beifall bei der FDP – Abg. G ü n t h n e r
[SPD]:  Da  klatscht  nicht  einmal  die  CSU!)

Die Frage ist letzten Endes doch auch: Was nützt
es denn, wenn Sie Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern  Mindestlöhne  versprechen,  ihnen  aber
gleichzeitig immer mehr Geld aus der Tasche ziehen?
SPD und CDU/CSU haben seit Beginn ihrer Koaliti-
on in Berlin den Bürgerinnen und Bürgern 27 Milli-
arden Euro liquides Kapital entzogen: höhere Beiträge
zur Krankenversicherung und Rentenversicherung,
Erhöhung der Mehrwertsteuer.

Zu einer Beitragssatzsenkung der Arbeitslosenver-
sicherung, die jetzt irgendwann kommt! Das wäre aus
unserer Sicht überhaupt nicht nötig gewesen, wenn
Sie sich von vornherein auf Ihre arbeitsmarktpoliti-
schen Maßnahmen konzentriert hätten. Bei der Kin-
dergelderhöhung  ist  das  eine  einzige  Hakelei  und
überhaupt noch nicht erkennbar, wann jetzt was pas-
siert, das ist ein ständiges Hin und Her. Da brauchen
die Bürgerinnen und Bürger Klarheit, und ich glau-
be, da wäre eine Entlastung wirklich richtig und an-
gemessen.

(Beifall bei der FDP)

Abkassieren statt des von uns geforderten Konzepts
des  Mindesteinkommens!  Das  kommt  nicht  in  Be-
tracht. Wir glauben, dass ein Steuer- und Transfer-
system aus einem Guss nach dem Modell des libe-
ralen Bürgergeldes die richtige Antwort wäre.

(Beifall bei der FDP)

Das ist das, wofür sich die FDP seit Jahren einsetzt,
dafür werben wir auch hier. Wir finden, dass der, der
gut verdient, auch Steuern in vernünftiger Höhe be-
zahlen soll und der, bei dem es nicht reicht, einen Zu-
schuss aus dem Transfersystem bekommen soll, und
zwar ohne, dass dabei – anders, als die Kollegen der
CDU das wollen – der Arbeitgeber subventioniert wird.
Wir glauben, das ist der richtige Weg. Wir werden
dafür in Zukunft auch weiter streiten und hoffen auf
eine konstruktive Debatte. – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Troedel.

Abg. Frau Troedel (Die Linke)*): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und
––––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Kollegen,  ich  hatte  kurz  überlegt,  ob  ich  meinen
Wortbeitrag überhaupt noch bringen sollte, weil so
viel Richtiges gesagt wurde. Aber ich denke, es gibt
Themen,  die  man  immer  wieder  hören  muss,  auch
wenn es das gleiche Thema ist, das ständig wieder-
holt wird, damit es auch da niederfällt, wo bis jetzt
noch Abwehr, Gegenargumente oder sogar der Ver-
weis, dass dies hier nicht der richtige Ort sei, wo es
diskutiert wird, vorhanden sind. Ich muss sagen, ge-
nau hier ist der richtige Ort, hier fängt es an.

(Beifall bei der Linken)

Wenn es nicht hier diskutiert würde, bedeutete es,
einen Teil Verantwortung abschieben oder abgeben,
und ich denke nicht, dass die Bremische Bürgerschaft
verantwortungslos ist. Hier fängt ein Teil der Politik
an, wenn wir sagen, die Entscheidungen werden in
Berlin getroffen, und auch dort sitzen die hier im Hause
vertretenen Parteien. Ich beginne meinen Wortbei-
trag so, wie ich ihn mir heute gewünscht habe.

Bei der Post verdient man im Briefdienst durch-
schnittlich 11,29 Euro pro Stunde. Bei den Mitbewer-
bern der Post erhalten viele weniger als 6 Euro. Der
Spitzensatz ist 7,33 Euro, im Schnitt kommen im Monat
dann also 1270 Euro brutto heraus, das bei circa 42
bis 47 Stunden, ausgerechnet von ver.di. Warum dieses
Lohngefälle? Wegen des lohnunterbieterischen Wett-
bewerbs oder weil der Kunde von geringeren Kosten
profitiert?

Der Postkonkurrent im Saarland transportiert ei-
nen Brief für 53 statt für 55 Cent. Wo ist da die wun-
derbare Ersparnis? Kein beträchtlicher Vorteil, sagen
wir, und erst recht keiner, der es rechtfertigt, dass
Löhne gezahlt werden, von denen die Menschen nicht
leben können, es sei denn, sie beziehen ergänzend
Arbeitslosengeld II, was für 10 000 vollzeitbeschäf-
tigte Mitarbeiter der Post der Fall ist. Kurz, diese Form
der Subventionierung von Arbeitgebern, die gute Ar-
beit  mit  bedauerlichen  Arbeitsbedingungen  und
schlechter Bezahlung honorieren, ist in keiner Branche
hinnehmbar.

(Beifall bei der Linken)

Vor dieser Situation stand Wirtschaftsminister Mün-
tefering, als er über den Mindestlohn für Postdienstler
verhandelt hat.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Arbeitsminister!)

Arbeitsminister! Wie auch immer, es war Herr Münte-
fering! Die von den Wirtschaftsministern getroffene
Vereinbarung, Postdienstleister in das Entsendege-
setz aufzunehmen, kann nur als kleiner Schritt in die
richtige Richtung gewertet werden. Weder ist die un-
terschiedliche Höhe des Mindestlohns in Ost und West

akzeptabel noch die Beschränkung auf die „Briefbe-
förderer“ allein.

(Beifall bei der Linken)

So weit, so schlecht! Nach der letzten Koalitions-
runde dürfte außerdem klar sein, dass die Union selbst
diesen minimalen Kompromiss und den Koalitions-
beschluss torpediert. Einen Mindestlohn für Postbo-
ten gibt es nicht, obwohl ihn die Kanzlerin der SPD
fest  zugesagt  hat.  Wortbruch!  PIN,  TNT,  Citypost
und weitere Postdienstleister können nun ihre Be-
schäftigten weiterhin mit Hungerlöhnen abspeisen:
4, 5 Euro oder, wenn jemand Glück hat, auch einmal
7 Euro die Stunde! Aber richtig warm anziehen müs-
sen sich jetzt die Kolleginnen und Kollegen von der
Post. Ihre angemessenen Stundenlöhne von 11 bis 14
Euro werden stark unter Druck geraten. Outsourcing,
betriebsbedingte Kündigungen und weitere Repres-
salien liegen schon bereit.

In Deutschland gibt es bereits heute über 7 Milli-
onen Menschen mit Hunger- und Niedriglöhnen, aus
dem Postbereich werden noch viele hinzukommen.
Viele werden zusätzlich Arbeitslosengeld II beantra-
gen  müssen.  Faktisch  werden  so  die  Unternehmer
durch die Sozialkassen subventioniert. 8 Milliarden
Euro kostet das bereits, das ist rund ein Drittel der
Gesamtkosten für Arbeitslosengeld II.

In  der  Vergangenheit  ist  immer  viel  über  Miss-
brauch von Sozialleistungen spekuliert worden, von
Schmarotzern war öffentlich die Rede. Dabei ist klar,
die eigentlichen Sozialschmarotzer sind die Unterneh-
mer, die ihren Beschäftigten nur Hungerlöhne zah-
len.  Jetzt  haben  PIN,  TNT  und  Citypost  sicherge-
stellt, dass sie dauerhaft zu dem Kreis dieser Unter-
nehmer dazugehören wollen. Die Strategie, Branche
für Branche Mindestlöhne einzuführen, erweist sich
damit als Holzweg. Schon beim ersten Versuch ist
dieser Ansatz gescheitert. Ziel muss deshalb ein ein-
heitlicher, flächendeckender und gesetzlicher Min-
destlohn sein.

(Beifall bei der Linken)

Der gesetzliche Mindestlohn für alle ist ohnehin der
bessere Weg. Wenn die Große Koalition in Berlin schon
keinen Mindestlohn bei der Post hinbekommt, dann
ist außerdem das Vorziehen der Liberalisierung des
Postmarktes schlichtweg ein Unding, ein Programm
zur inflationären Ausbreitung von Billigjobs. Die so-
genannte Sorge, dass das Streben nach unterschied-
lichen Tarifverträgen in einer Branche eine große Ge-
fahr für die gesamte Tarifautonomie darstellt, kann
ich absolut nicht teilen, und ich weiß, wovon ich rede.
Die Tarifautonomie wurde und wird wie die Tarifein-
heit seit Jahren von den Unternehmern gefährdet. OT,
ohne Tarifbindung, Outsourcing und so weiter! Das ist
gerade bei der Post zu beobachten, wo sogar die von
Großverlegern getragenen sogenannten neuen Post-
dienstleister eine eigene Gewerkschaft gründen wol-
len.
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Wir erwarten vom Senat eine ganz klare, eine sehr
energische Haltung im Bundesrat und von den Bun-
destagsabgeordneten  der  Bremer  Parteien  ein  sehr
eindeutiges Beschlussverhalten.

(Beifall bei der Linken)

Wir erwarten außerdem, dass sich alle die Erfahrungen
aus diesem Bereich gut einprägen, wenn wir in den
nächsten Wochen weiterhin über die Zukunft der Bre-
mer Kliniken, die PPP-Modelle und die vermeintli-
chen Chancen der Privatisierung beraten werden. Pri-
vatisierung heißt Billiglohn, heißt prekäre Beschäf-
tigung, heißt schlechte Versorgung, und das nach und
nach für die gesamte Branche! Das lässt sich aus den
unsäglichen Vorgängen um die Ausdehnung des Ar-
beitnehmerentsendegesetzes lernen.

Zur Unterstützung! Herr Dr. Sieling hat mir ein paar
Punkte vorweggenommen, aber ich will das präzi-
sieren. Es gab in der Tat eine Umfrage vor 14 Tagen,
wonach 86 Prozent der Bundesbürgerinnen und -bür-
ger für den Mindestlohn sind, 86 Prozent!

(Beifall bei der Linken)

Verteilt auf die Parteien sind das: Die Linke, 97 Pro-
zent; Bündnis 90/Die Grünen, 92 Prozent; SPD, 91
Prozent; CDU/CSU, 80 Prozent und FDP, 56 Prozent!
Ich ziehe die Schlussfolgerung: Eine kleine Minder-
heit setzt sich über eine große Mehrheit hinweg!

(Beifall bei der Linken)

Sprich Bundesrat und Bundestag! Ich nenne solch ein
Verhalten schlicht arrogant.

Der Mindestlohn steht nicht für ein „Von-der-Kin-
desarmut-bis-zur-Altersarmut“, sondern für ein exis-
tenzsicherndes Einkommen und ein Leben in Würde.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Nestler.

Abg. Nestler (CDU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Es wird Sie nicht ver-
wundern, dass ich im Namen der CDU hier eine et-
was differenzierte Meinung zu den meisten Aussa-
gen, die hier getroffen worden sind, habe.

Herr Dr. Sieling, Sie haben bei Ihrer Eröffnung nicht
nur auf den Mindestlohn der Postdienstleister reflek-
tiert, sondern sind auch gleich auf den allgemein dis-
kutierten Mindestlohn eingegangen. Ich hätte mir sehr
gewünscht, wenn Sie dann noch etwas zur Bezah-
lung für Polizisten und Feuerwehr gesagt hätten, aber
ich denke, das wird hier ja noch etwas später erfol-
gen, das kommt ja noch zur Sprache.

(Beifall bei der CDU und bei der Linken)

Meine  sehr  verehrten  Damen  und  Herren,  ich
denke, man sollte noch einmal den Vorgang darstellen,
damit  man  überhaupt  weiß,  worum  es  geht.  Die
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di und der Arbeit-
geberverband der Postdienste haben für die Postbran-
che Mindestlöhne ausgehandelt, und diese liegen, so
wie  hier  schon  gesagt,  zwischen  8  Euro  und  9,80
Euro. Dieser Mindesttarifvertrag soll jetzt per Arbeit-
nehmerentsendegesetz auf die gesamte Branche über-
tragen werden. Dadurch wird der Mindestlohn für ei-
nen Briefzusteller im Westen beziehungsweise in den
alten Bundesländern 9,80 Euro betragen und in den
neuen Bundesländern 9 Euro. Für die Post selbst wäre
dies nicht weiter schlimm. Sie hat einen weit höheren
Tarifvertrag. Diese Zahlungen sind weit unter ihrem
Tarifvertrag, und somit könnte sie damit leben.

Nicht der CDU sind diese Tarife zu hoch, sondern
der Konkurrenz, die sich 7,50 Euro als Mindestlohn
mit Sicherheit hätte vorstellen können, aber diese Be-
träge und in dieser Höhe – und das sehen viele so,
auch viele Wirtschaftswissenschaftler – werden Be-
triebe in die Pleite treiben, werden viele Arbeitsplätze
freisetzen, und ich glaube, das ist von keinem gewollt.

(Beifall bei der CDU und bei der Linken –
Glocke)

Vizepräsident Ravens: Herr Kollege Nestler, sind
Sie bereit, eine Zwischenfrage des Kollegen Dr. Sieling
anzunehmen?

Abg. Nestler (CDU): Ja!

Vizepräsident Ravens: Bitte schön, Herr Dr. Sie-
ling!

Abg. Dr. Sieling (SPD): Herr Kollege Nestler, mit
Verlaub: Ist das jetzt die neue Position der CDU? Denn
der gesetzliche Mindestlohn von 7,50 Euro ist von der
CDU abgelehnt worden! Deshalb ist der Weg über das
Entsendegesetz gegangen worden. Jetzt kommen Sie
umgekehrt und sagen, das ist uns jetzt aber plötzlich
zu hoch, oh Schreck, und jetzt wollen wir doch den
gesetzlichen Mindestlohn. Ist das die neue Position?
Dann sind wir uns sofort einig!

Abg. Nestler (CDU): Herr Dr. Sieling, ich habe nicht
gesagt, dass der CDU die Löhne zu hoch sind, son-
dern der Konkurrenz, den Unternehmern, das habe
ich sehr deutlich gesagt,

(Beifall bei der CDU)

und dass diese Konkurrenz mit 7,50 Euro aller Wahr-
scheinlichkeit nach einverstanden wäre.

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]:  Und  die
CDU ist bei den Unternehmern der Konkur-

rent, ich verstehe!)
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Nein, nein! Sie wissen genau, dass ich die priva-
ten  Unternehmer  meine  und  nicht  die  CDU.  Sonst
hätte ich das schon gesagt!

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, die Vorgabe bei den
Tarifverhandlungen war, dass sich an diesen Verhand-
lungen mindestens 50 Prozent der Beschäftigten be-
teiligen. Es wurden jedoch die großen und die klei-
nen Konkurrenten der Post wie zum Beispiel Pin-Mail
oder TNT Post erst gar nicht beteiligt. Diese Konkur-
renz verwies nämlich jetzt darauf, dass es kein Ein-
vernehmen der gesamten Branche gebe, weil fast alle
neuen Anbieter nicht mit einbezogen gewesen seien,
und dass damit auch nicht die erforderlichen 50 Pro-
zent der Branche beteiligt wurden.

(Abg. B e i l k e n  [Die Linke] meldet sich
zu einer Zwischenfrage.)

Aufgrund dieser Tatsache kommt zumindest der
Verdacht  auf,  dass  dieser  Mindestlohntarifvertrag
gleichzeitig ein Schutzinstrument für die Post gegen
unliebsame Konkurrenz darstellt.

(Glocke)

Vizepräsident Ravens: Herr Kollege Nestler, ich
muss Sie leider unterbrechen. Sind Sie bereit, eine
weitere Zwischenfrage des Herrn Kollegen Beilken
anzunehmen?

Abg. Nestler (CDU): Ja!

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Kollege!

Abg. Beilken (Die Linke): Vielen Dank! Herr Kol-
lege, wo Sie von Konkurrenz und Pleite sprechen: Sind
Sie nicht mit mir der Meinung, dass Konkurrenz um
die bessere Qualität passieren sollte? Wenn dann die
Löhne gleich sind und alle auf einem relativ hohen Ni-
veau sind, braucht kein Betrieb pleite zu gehen. Es
wird dann nur konkurriert um Qualität und nicht da-
rum, wer die niedrigsten Löhne hat.

(Beifall bei der Linken – Widerspruch bei
der CDU und bei der FDP)

Abg. Nestler (CDU): Die Frage ist doch – das wis-
sen Sie doch selbst –, wie sich Konkurrenz, wie sich
Betriebe aufbauen und unter welchen Voraussetzun-
gen sie dies tun. Wenn Sie das unter den gleichen
Voraussetzungen tun könnten, wie es die Post kann
mit ihren Löhnen, dann gäbe ich Ihnen Recht, aber
so, wie die Situation sich darstellt, wird es dazu kom-
men, dass Betriebe diese neuen Löhne nicht zahlen
können. Wenn sie sie nicht zahlen können, bleibt ih-
nen gar nichts anderes übrig, dann kommt es zu Ent-

lassungen, und dann lösen sie sich auf. Dann haben
wir wieder eine starke Post, aber zu dieser starken
Post komme ich gleich noch, machen Sie sich keine
Sorge, dazu sage ich noch etwas!

(Beifall bei der CDU – Abg. R ö w e k a m p
[CDU]: Harry, beeile dich!)

Aufgrund  dieser  Tatsache  kommt  zumindest  der
Verdacht auf, dass dieser Mindestlohntarif – das habe
ich gesagt – ein Schutzinstrument ist. Es ist zumindest
seltsam, meine Damen und Herren, wenn sich zwei
Partner einigen, um die Belange Dritter festzuschrei-
ben.  Verwunderlich  dabei  ist,  dass  sich  gerade  die
Post immer stärker sogenannter Billiganbieter selbst
bedient und dadurch eigene Arbeitsplätze in Gefahr
bringt. In letzter Zeit entstehen immer mehr Annah-
mestellen, bei uns in Bremerhaven zum Beispiel bei
kleinen Einzelhändlern. Da gibt es gelbe Pakete, Brief-
marken und Postannahmen direkt neben dem Lebens-
mitteltresen. Ich möchte gern einmal allen Ernstes
wissen, was diese Geschäfte denn dafür bezahlt be-
kommen! Stundenlohn ganz gewiss nicht!

Frau  Troedel,  ich  muss  Ihnen  recht  geben:  Die
neuen  Tarifverhandlungen  mit  der  Post  stehen  im
nächsten Frühjahr an. Sie laufen bei ungefähr 6 Pro-
zent. Ich möchte einmal sehen, was die Post dazu sagt.
Die Post hat jetzt schon angekündigt, dass sie den Be-
schäftigungspakt in die Diskussion bringt. Der Be-
schäftigungspakt ist nichts anderes als die Festschrei-
bung von Arbeitsplätzen ohne Kündigung, und wenn
die Post dies jetzt schon sagt, dann weiß man, was
sie beabsichtigt, nämlich sich von teurem Personal zu
trennen und dann auf das andere Personal umzustel-
len. Wir werden das sehen. Ich freue mich jetzt schon
auf die Diskussion in diesem Haus, gerade von den
Mitgliedern der Gewerkschaften, was sie dann dazu
sagen werden.

(Beifall bei der CDU – Abg. R ö w e k a m p
[CDU]: Harry, das reicht! – Abg. D r .  S i e -
l i n g  [SPD]:  Was  sind  denn  das  hier  für

Souffleusen? – Heiterkeit bei der SPD)

Die CDU, meine Damen und Herren, ist nicht ge-
gen den Abschluss eines Entsendevertrags. Die Vo-
raussetzungen müssen stimmen, und diese Voraus-
setzungen stimmen nicht, das haben wir gesagt. Wenn
die 50 Prozent aller Beteiligten erfüllt sind, wird die
CDU die Letzte sein, die diesen Vertrag ablehnt. So
werden wir diesem Vertrag jedoch nicht zustimmen.

(Beifall bei der CDU – Abg. R ö w e k a m p
[CDU]: Das war ein schönes Schlusswort! –
Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Was werden
Sie denn auf Ihrem Parteitag beschließen?)

Meine  sehr  verehrten  Damen  und  Herren,  noch
ganz kurz zum allgemeinen Mindestlohn, da Herr Dr.
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Sieling das ja auch ausführlich angesprochen hat: Die
CDU hat die in ihrem Wahlkampf aufgestellte Mei-
nung nicht geändert. Wir sind gegen die Einführung
eines durch Parteien festgelegten staatlichen Min-
destlohns. Löhne sind Bestandteile von Verhandlun-
gen zwischen den Tarifparteien. Dorthin gehören sie
auch. Sollten sich die Tarifparteien jedoch nicht mehr
in der Lage sehen, Lohnstrukturen herzustellen, die
den geforderten Mindestanforderungen entsprechen,
dann sollten sie sich vielleicht anderer Instrumenta-
rien bedienen. Vielleicht hilft da die Bundesanstalt
für Arbeit. In der sitzen in den führenden Gremien
Arbeitgeber und Arbeitnehmer zusammen. Vielleicht
können sie helfen, aber vielleicht können sie auch
Alternativen, vielleicht können sie arbeitsmarktpo-
litische Maßnahmen mit einleiten, mit besprechen.

Die CDU will, dass sich Arbeit lohnt. Arbeitsein-
kommen müssen auskömmlich sein, und sie müssen
höher sein als staatliche Tarifleistungen. Gleichzeitig
müssen die Unternehmen aber auch in der Lage sein,
die geforderten Leistungen zu erbringen. Wenn dies
nicht der Fall ist, dürfen danach keine Pleiten ent-
stehen, dürfen dadurch keine Arbeitsplätze verloren
gehen, sondern muss stützende Arbeitsmarktpolitik
eingreifen, und schon sind wir bei dem, was wir for-
dern, nämlich den Kombilohn, und darüber müsste
man dann eigentlich auch noch einmal reden.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält Herr Bür-
germeister Böhrnsen.

Bürgermeister Böhrnsen: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Es geht beim Thema Mindest-
lohn um eine ganz einfache Frage: Ist es in Ordnung,
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die 8 Stun-
den am Tag arbeiten und dennoch nicht davon le-
ben können, zu sagen, gehe doch zum Sozialamt und
hole dir den Rest? Ist das in Ordnung?

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Die Antwort darauf ist für mich klar. Übrigens, zur
sozialen Marktwirtschaft gehört, dass ein fairer Un-
ternehmer ehrliche Löhne bezahlt, und das ist das Prin-
zip, um das es geht!

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der Linken)

Wenn die Frage gestellt wird, ob es überhaupt der
richtige Ort ist, das hier in der Bremischen Bürger-
schaft zu diskutieren, sage ich, ja, genau, das ist der
richtige Ort, denn es geht um Steuergeld, das wir aus-
geben für diejenigen, die nicht ordentlich bezahlt wer-
den, was wir nämlich über Sozialtransfers leisten müs-

sen, und deswegen muss es hier im Parlament dis-
kutiert werden!

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der Linken)

Konkret: Es geht darum, dass in das Arbeitnehmer-
entsendegesetz auch die Briefdienstleistungen auf-
genommen werden, wie andere Bereiche auch schon
aufgenommen worden sind, und damit geht es nicht
unmittelbar um die Einführung eines Mindestlohns,
sondern es geht darum, das, was Tarifvertragsparteien
vereinbaren, für allgemeinverbindlich zu erklären und
dann für eine Branche, die wie hier bedroht ist von
einem Wettbewerb, der nicht nach fairen Regeln ab-
läuft, mit der Liberalisierung des Postmarkts, sozial
gerechte Korsettstangen einzuziehen. Das ist die Idee
des Arbeitnehmerentsendegesetzes, und das ist die
Idee der Aufnahme der Briefdienstleistung, und weil
diese Idee richtig ist, hat der Senat und haben konkret
die bremischen Vertreter im Bundesrat am 12. Okto-
ber diesem Gesetz auch zugestimmt, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der Linken)

Ich werde noch eine Bemerkung zur These machen,
dass sei Sicherung des Monopols der Post! Es geht
hier um Lebensverhältnisse von Menschen, das ist
mein erster Einwand dagegen, aber der zweite: Schau-
en Sie sich einmal die Geschäftsmodelle an bei der
Briefzustellung! Geht es darum, innovative, neue Ge-
schäftsmodelle in den Markt zu bringen, oder geht es
nicht nur darum, wer seine Leute am schlechtesten
bezahlt, ist am besten im Markt? Wenn das Letztere
das Geschäftsmodell ist, so gehört ihm nach meiner
Überzeugung der Riegel vorgeschoben durch eine
gesetzliche Regelung.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der Linken)

Ich will hier auch ausdrücklich sagen, dass für den
Senat die Zustimmung zu dem Arbeitnehmerentsen-
degesetz  in  dieser  vorgeschlagenen  Form  nur  ein
Zwischenschritt ist, das habe ich auch im Bundesrat
so gesagt, ein Zwischenschritt zu einem generellen
gesetzlichen Mindestlohn.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der Linken)

Bremen hat gemeinsam mit Rheinland-Pfalz im Bun-
desrat und unterstützt von anderen Ländern wie Ber-
lin, Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg ein
Gesetz zur Einführung eines einheitlichen Mindest-
lohns eingebracht. Dieser Gesetzentwurf ist leider von
den CDU/CSU-regierten Ländern mit ihrer Mehrheit



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 9. Sitzung am 21. 11. 07 505

abgelehnt worden, aber ich wiederhole, was ich dazu
im Bundesrat gesagt habe: Man kann zwar mit einer
Mehrheit im Bundesrat so etwas wegstimmen, auf der
Agenda unserer Gesellschaft bleibt dieses Thema!
Das zeigen die Umfragen, die hier mehrfach zitiert
worden sind, und von dieser Tagesordnung unserer
Gesellschaft werden Sie dieses Thema nicht herun-
terbekommen, und wir werden es Ihnen noch ganz
lange aufbereiten

(Abg. Frau T r o e d e l  [Die Linke]: Immer
wieder!)

und Ihnen die Chance geben, dass Sie der Mehrheit
der Bevölkerung in Deutschland, die ein Gespür dafür
hat, was sozial gerecht ist und was sozial ungerecht
ist, folgen können.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der Linken)

Vizepräsident Ravens: Weitere Wortmeldungen lie-
gen zu diesem Thema nicht vor, meine Damen und
Herren.

Ich sage Ihnen einmal die Redezeiten für das zweite
Thema der Aktuellen Stunde. Die SPD hat noch 9 Mi-
nuten, die Grünen haben noch 9, die CDU hat noch 6,
die FDP 10, wobei noch eine Minute für den zweiten
Redner wäre, die Linke hat auch noch 6 Minuten Re-
dezeit, der Senat hat auch noch 10 Minuten Redezeit.

Herr Kollege Erlanson, es wäre nett!

(Unruhe)

Gibt es da noch Irritationen wegen der Redezeit?

(Zurufe)

Klinikskandal und kein Ende: Kredit-Missbrauch in
Millionenhöhe verschleiert Notlage der Kliniken

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Röwekamp.

Abg. Röwekamp (CDU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich würde mir von
Ihnen, Herr Bürgermeister, wünschen, dass Sie sich
mit der gleichen Intensität um die Interessen unse-
res Landes kümmern würden, wie Sie sich um die In-
teressen der Umsetzung Ihrer Parteitagsbeschlüsse
kümmern.

(Beifall bei der CDU)

Wir sind hier in Bremen, Herr Bürgermeister, und des-
wegen sage ich: Kümmern Sie sich um die Interessen

und vielleicht auch um die Finanzen unseres Bun-
deslandes!

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis  90/Die
Grünen]: 25 Millionen Euro für Hartz IV!)

Das ist Ihre Aufgabe, und dafür sind Sie gewählt wor-
den.

(Beifall bei der CDU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit der
Verkündung des gestrigen Urteils des Landgerichts
in der Angelegenheit Lindner haben viele hier aus
dem Parlament gedacht, dass damit ein Schlusspunkt
unter den Klinikskandal in Bremen gezogen worden
wäre. Ein Schlusspunkt unter Veruntreuung von Mil-
lionenbeträgen, ein Schlusspunkt unter Konzeptions-
losigkeit politischer Führung und ein Schlusspunkt un-
ter eine Diskussion, die der Leistungsfähigkeit unse-
rer kommunalen Kliniken nachhaltigen Schaden zu-
gefügt hat!

Seit  Freitag  letzter  Woche,  seit  der  Sitzung  des
Haushalts- und Finanzausschusses, seit der gestrigen
Debatte steht für meine Partei und mich persönlich
völlig klar fest: Das Urteil gegen Herrn Lindner war
kein Schlusspunkt in der Debatte um Missbrauch öf-
fentlicher Gelder, sondern es war offensichtlich nur
ein vorläufiger Höhepunkt. Die Debatte, meine Da-
men  und  Herren,  geht  weiter.  Der  Senat  hat  seine
Hausaufgaben aus dem Klinikuntersuchungsausschuss
nicht gemacht, er hat daraus nichts gelernt.

(Beifall bei der CDU)

Wir wissen seit gestern, bei der zuständigen Se-
natorin herrscht politische Konzeptionslosigkeit. Sie
weiß nicht, wohin sie mit unseren kommunalen Kli-
niken  will,  sie  weiß  nicht,  wie  es  geht,  und  sie  hat
keine Ahnung, wer ihr dabei helfen kann. Meine Da-
men und Herren, so eine politische Konzeptionslo-
sigkeit hat es in Bremen bisher selten gegeben!

(Beifall bei der CDU)

Zur Konzeptionslosigkeit kommt eine Personallo-
sigkeit. Die Kliniken sind ohne Führung in schwie-
rigem Fahrwasser. Es ist nach 22 Monaten nicht ge-
lungen, einen neuen Geschäftsführer für die GeNo-
Holding zu finden. Es ist nicht gelungen, viele wichtige
Personalentscheidungen zu treffen, es gibt keine Füh-
rung in den Kliniken, und es gibt keine Führung der
Kliniken,  weil  die  politische  Führung  versagt  hat,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Deswegen sage ich an dieser Stelle auch, dass das,
was im Haushalts- und Finanzausschuss durch den
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zuständigen Staatsrat am Freitag vergangener Wo-
che, wohlgemerkt auf eine Frage der CDU, mitgeteilt
wurde,  schon  an  Rücktrittsnotwendigkeit  grenzt.  Da
wurde im parlamentarischen Haushaltsausschuss be-
kannt  gegeben,  dass  ein  Kredit  von  200  Millionen
Euro, unter Verstoß gegen die Landeshaushaltsord-
nung, wegen mangelnder Kontrolle durch die sena-
torischen Ressorts Finanzen und auch Gesundheit of-
fensichtlich auf Zuruf bewilligt worden ist.

Meine Damen und Herren, so einen Kredit, wie Bre-
men ihn vergibt, wünscht sich jeder. Da wird die Kre-
dithöhe auf Wunsch der Gesellschaft mit 200 Millio-
nen Euro festgelegt. Sie kann nach Belieben und ohne
jede inhaltliche Kontrolle in Anspruch genommen wer-
den. Das Schönste an diesem Kredit ist, meine Da-
men und Herren, er muss nicht zurückgezahlt wer-
den. Das ist ein Schattenhaushalt à la bonheur, den
Sie dort verwalten und den Sie verschulden, sehr ge-
ehrte Frau Senatorin Rosenkötter!

(Beifall bei der CDU)

Ich fand es schon spannend, wie die beiden betei-
ligten Senatsressorts versucht haben, sich den „Schwar-
zen Peter“ in die Schuhe zu schieben. Der zuständi-
ge Staatsrat aus dem Finanzressort war der Auffas-
sung, er müsse nur die Belege stempeln, und der zu-
ständige Staatsrat aus dem Gesundheitsressort war
der Ansicht, dass eine wirtschaftliche Kontrolle sich
nicht auf eine Kontrolle durch den Senat bezieht. Mei-
ne Damen und Herren, das sind Zustände wie mit-
ten im Klinikskandal, und deswegen sage ich für die
CDU-Fraktion: Solche Dinge dürfen sich in Bremen
nicht wiederholen!

(Beifall bei der CDU)

Sie türmen Schattenhaushalte rechtswidrig in Mil-
lionenhöhe auf. Niemand weiß, wie man sie tilgt.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis  90/Die
Grünen]: Das sagt der Richtige! Von wem

kommt denn das?)

Ja, aber Sie haben immer dagegen gewettert. Jetzt
begünstigen Sie dieses Klima von Schattenhaushal-
ten, sehr geehrter Herr Dr. Güldner!

(Beifall bei der CDU)

Niemand ist so schnell unglaubwürdig geworden
wie die Grünen in dieser Regierung. Ich verlange für
die CDU-Fraktion, dass der Kredit mit sofortiger Wir-
kung gesperrt wird.

(Zuruf des Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD])

Ich verlange Aufklärung, wer in der Kontrolle über
die Gewährung dieser Kredite versagt hat. Ich ver-

lange Maßnahmen dazu, wie in Zukunft verhindert
werden kann, dass unter Verstoß gegen die Landes-
haushaltsordnung in Selbstbedienungsmentalität Kli-
niken Kredite von bis zu 200 Millionen Euro abrufen
können, und ich verlange Aufklärung darüber, sehr
geehrter Herr Dr. Sieling, warum der Senat der Bre-
mischen Bürgerschaft die Unwahrheit gesagt hat in
der Antwort!

(Beifall bei der CDU – Abg. D r .  S i e l i n g
[SPD]: Zu Ihrer Zeit!)

Nein, zu meiner Zeit nicht, Herr Dr. Sieling! Ganz
bestimmt aber zu Ihrer Zeit! In der Antwort des Se-
nats –

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Ich war noch
nicht im Senat im Gegensatz zu Ihnen!)

aber Sie haben immer davon geträumt, einmal im Se-
nat zu sitzen! – auf die Kleine Anfrage der Fraktion
der CDU vom 27. Juli 2007 antwortet der Senat, ich
zitiere wörtlich: „Die Verbindlichkeiten der Klinika
gegenüber dem Land, der Stadtgemeinde Bremen be-
ziehungsweise  bremischen  Gesellschaften  beruhen
im Wesentlichen auf kurzfristigen Betriebsmittelbe-
darfen.“

Ich sage, meine sehr verehrten Damen und Herren:
Die gute Version ist, Sie haben nicht gewusst, was mit
dem Kredit tatsächlich bezahlt worden ist.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Was ist denn dann?)

Die schlechte Nachricht wäre, wenn Sie, Frau Rosen-
kötter, sagen müssten, wir haben es gewusst und das
Parlament bewusst getäuscht.

(Beifall bei der CDU)

Deswegen sage ich: Wenn Sie nicht in der Lage sind,
sehr  geehrte  Frau  Rosenkötter,  diese  Sachverhalte
lückenlos aufzuklären und dem Parlament zu bele-
gen, warum Sie das Parlament falsch informiert ha-
ben, warum der Kredit unter Verstoß gegen die Lan-
deshaushaltsordnung in Anspruch genommen wor-
den ist, warum jedwede Kontrolle über einen Kredit
von 200 Millionen Euro durch Senatsressorts nicht
wahrgenommen worden ist, dann geht mein in der Er-
widerung auf die Regierungserklärung geäußerter
Verdacht  sehr  schnell  in  Erfüllung.  Ich  habe  Ihnen
prophezeit, dass Sie die Erste sind, die aus diesem
Senat ausscheiden wird, und so, wie Sie sich verhalten,
halte ich an dieser These fest. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident  Ravens:  Als  Nächste  hat  das  Wort
die Abgeordnete Frau Kummer.
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Abg. Frau Kummer (SPD)*): Sehr geehrter Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Was für starke
Worte, Herr Röwekamp! Skandal, Schattenhaushalt,
Missbrauch, Verschleierung, Veruntreuung!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Rücktritt!)

Rücktritt, danke, kam auch noch hinzu!

Wie der Kollege Brumma gestern in der Debatte in
der Stadtbürgerschaft zu den kommunalen Kliniken
schon vermutet hat, es geht Ihnen hauptsächlich um
den Skandal, es geht Ihnen um die kurzfristige Schlag-
zeile: „Thomas Röwekamp, Oppositionsführer und De-
tektiv, hat etwas herausgefunden.“

(Beifall bei der SPD – Abg. R ö w e k a m p
[CDU]: Ach, Sie wussten das auch?)

Ich bin wirklich sehr beeindruckt!

Ich werde Ihren Gedächtnislücken gleich nachhel-
fen! Herr Möllenstädt hat gestern in der Debatte be-
reits die Vermutung der Gedächtnislücken geäußert.
Vielleicht hilft es etwas, Ihren Trennungsschmerz von
der Regierungsarbeit zu heilen.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Ich bin so
froh, dass ich da nicht dabei bin!)

Ich helfe Ihnen auf die Sprünge, es gibt Haushalts-
gesetze, die Sie in den letzten 4 Jahren mit beschlossen
haben. Ich zitiere mit Genehmigung des Präsiden-
ten aus diesen Haushaltsgesetzen, nach denen jeder
Kredit beschlossen wurde: Der Senator für Finanzen
wird ermächtigt, für den Liquiditätsausgleich mit dem
Klinikum  Bremen-Mitte  GmbH,  Bremen-Nord,  Bre-
men-Ost – ich kürze es jetzt ein wenig –, Links der
Weser Kassenverstärkungskredite bis zur Höhe von
200 000 Euro aufzunehmen.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Millionen!)

200 Millionen Euro! Das haben Sie beschlossen! Das
haben wir gemeinsam in der Großen Koalition in den
Haushaltsgesetzen so beschlossen.

(Unruhe bei der CDU)

Sie können dann übrigens – –.

(Zurufe vom Bündnis 90/Die Grünen und
von der CDU)

Herr Röwekamp, vielleicht hören Sie mir zu!

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Ist nicht
seine Stärke, Zuhören!)

––––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Herr Röwekamp, Sie können das Ganze übrigens auch
im Internet nachlesen, in der Jahresbilanz der GeNo.
Dort können Sie die Höhe des Kredites nachlesen,
die Inanspruchnahme, die Entwicklung desselben und
übrigens  auch  die  weiteren  Verbindlichkeiten  der
GeNo. Soviel zum Thema Verschleiern eines Schat-
tenhaushalts!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Das Ganze ist so fürchterlich schattig, dass es jede
Bürgerin und jeder Bürger in diesem Land, auf die-
ser Welt im Internet nachlesen kann.

Nun zum Thema missbräuchliche Verwendung die-
ses Rahmenkreditvertrages! Dazu gibt es eine Haus-
halts- und Finanzausschussvorlage vom 17. März 2006
zur Verwendung eben jenes Kredites für eine Zwi-
schenfinanzierung Klinikum Bremen-Ost, Forensik.
Ich zitiere auch hier mit Genehmigung des Präsiden-
ten: „In der Umbruchsituation mit dem Übergang von
einem Eigenbetrieb in eine gGmbH hat der Senator
für Finanzen im Jahre 2004 einen Kassenkredit für
eine Zwischenfinanzierung in Höhe von“ –

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: 2004!)

vier – „bis zu 14 Millionen Euro bereitgestellt. Die-
ser soll allerdings bis zum Juli 2006 durch einen lang-
fristigen Kredit am Kapitalmarkt abgelöst werden.“

Dann zitiere ich noch einmal mit Genehmigung des
Präsidenten  aus  dem  Protokoll  des  Haushalts-  und
Finanzausschusses: „Der Ausschuss beschließt ent-
sprechend der Vorlage.“ Eine Diskussion hat dort of-
fensichtlich nicht stattgefunden, eine Skandalisierung
ebenso wenig. Vielleicht hätten Sie einmal Ihre Kol-
legen Focke und Pflugradt fragen sollen. Sie waren
damals im Haushaltsausschuss. Vielleicht reden Sie
ja in der Fraktion nicht so viel miteinander, das weiß
ich nicht,

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

das hätte aber Ihrem Gedächtnis möglicherweise auf
die Sprünge geholfen.

Recht geben muss ich Ihnen in der Sache, Herr Rö-
wekamp: Wenn es tatsächlich eine schleichende Um-
wandlung dieses Kredites in eine Abwicklung eines
strukturellen Defizits geben sollte, dann ist es in der
Tat nicht richtig, dann widerspricht es der Landes-
haushaltsordnung.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Die der Staats-
rat zugestanden hat!)

Wenn es dies geben sollte!

(Zurufe von der CDU)
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Hören Sie bitte präzise zu! Es ist ausdrücklich erlaubt,
diesen Kredit auch investiv zur Zwischenfinanzierung
zu genehmigen.

(Zuruf des Abg. R ö w e k a m p  [CDU])

Herr Röwekamp, im Senat haben Sie es, glaube ich,
auch beschlossen. Damals waren Sie auch noch Se-
nator, aber nur einmal so nebenbei.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Abg. R ö w e k a m p  [CDU]:
Wir haben nie beschlossen, den rechtswid-

rig zu verwenden!)

Wir haben im Haushalts- und Finanzausschuss üb-
rigens auch beschlossen, dass wir diese – –.

(Zurufe von der CDU)

Herr Röwekamp, Sie können überhaupt nicht zu-
hören, das ist wirklich fürchterlich!

(Zuruf des Abg. R ö w e k a m p  [CDU] –
Abg. Frau T r o e d e l  [Die Linke]: Können
Sie sie einmal aussprechen lassen? Ich lau-

sche hier!)

Wir haben im Haushalts- und Finanzausschuss am
Freitag beschlossen, den Senat zu bitten, dem nachzu-
gehen. Das wird der Senat sicherlich auch tun. Wenn
es im Übrigen Kontrolllöcher gegeben hat, werden
wir diese auch zu stopfen wissen.

Apropos parlamentarische Kontrolle: Bisher hatte
ich bei diesen Debatten um die parlamentarische Kon-
trolle von Beteiligungsgesellschaften bei der CDU im-
mer den Eindruck, dass es Ihnen immer mehr um das
Prinzip geht „aus den Augen, aus dem Sinn“! Wenn
sich Ihre Meinung dort jetzt geändert hat, Herr Rö-
wekamp, bin ich sehr erfreut.

(Abg. F o c k e  [CDU]: Wir haben nie un-
sere Meinung geändert, das ist Unsinn!)

Dann können wir gemeinsam an der parlamentari-
schen Kontrolle der ausgegliederten Einheiten arbei-
ten.

(Beifall  bei  der  SPD  und  beim  Bündnis  90/
Die Grünen – Abg. R ö w e k a m p  [CDU]
meldet sich zu einer Zwischenfrage – Glocke)

Vizepräsident Ravens: Frau Kollegin, sind Sie be-
reit, eine Zwischenfrage des Abgeordneten Röwe-
kamp anzunehmen?

Abg. Frau Kummer (SPD): Nein!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Nein?)

Nein, danke!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Das würde
Ihnen aber helfen! – Abg. Frau B ö s c h e n

[SPD]: Sie hilft sich schon selbst!)

Ich helfe mir schon selbst, Herr Röwekamp! Das ist
im Moment nun der ganze Skandal, nicht mehr als
Vermutungen und Unterstellungen. Bitte, liebe Kol-
leginnen und Kollegen von der CDU, machen Sie nicht
aus einer Maus einen Elefanten und schicken ihn dann
auch noch durch den Porzellanladen! Für unsere Kli-
niken ist das sicher nicht hilfreich, und ich bitte Sie
dringend, hier von der Skandalisierung zu einer Sach-
arbeit zurückzukehren.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Kuhn.

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Am vergangenen
Freitagmorgen bin ich aufgeschreckt worden durch
den Fanfarenstoß: „Unfassbar, das ist ein Schatten-
haushalt erster Güte“, erklärte Herr Röwekamp. Der
rot-grüne Senat müsse zügig und umfassend für Auf-
klärung sorgen, der zweite Fanfarenstoß. Als ich dann
weiter gelesen habe, habe ich festgestellt, es ging aus-
schließlich um Ereignisse und Entwicklungen, die alle-
samt in die Zeit der CDU-Mitregierung fielen. Don-
nerwetter!

Ich versuche, das einmal in die Sprache zu über-
setzen, die er eigentlich vielleicht gemeint hat. Herr
Röwekamp beklagt also, da gab es zu der Zeit, als
ich, Herr Röwekamp, regierte, einen Schattenhaus-
halt, von dem ich nichts gewusst habe, wo doch die
CDU das Abonnement hat, Schattenhaushalte zu bil-
ligen, die Gesellschaften auszugliedern, auszuson-
dern und fantasievoll neue Formen der Verschuldung
zu suchen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der Linken)

Das war doch unsere Sache, hat sich Herr Röwekamp
gesagt.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Die haben das Copyright quasi!)

Nun gab es tatsächlich einen, von dem ich nicht
wusste. Eigentlich will er sagen: Eigentlich war die
CDU schon damals Opposition, man hat ihr nichts er-
zählt, man hat ihr nichts verraten, man hat sie um-
gangen. Eigentlich waren wir schon immer, in all den
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Zeiten, dagegen. So, wie vorgestern die Kollegin Frau
Mohr-Lüllmann sagte,

(Zurufe von der CDU)

seit ewigen Zeiten würde der Senat nichts tun. Da
habe ich auch gedacht: Donnerwetter, wie lange bei
Ihnen eine Ewigkeit ist!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Die Wahrheit ist, Herr Röwekamp, Sie skandali-
sieren einen angeblichen 200-Millionen-Euro-Kredit,
der den Krankenhäusern einmal so eben beliebig zur
Verfügung gestellt werde.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Beliebig in
Anspruch genommen wird!)

Nein, nein! Moment einmal! Das ist Ihre Behauptung!
Dafür haben Sie nicht den Schatten eines Beweises
geliefert. Die Kollegin Kummer hat schon gesagt, wer
diesen – –.

(Zurufe von der CDU)

Sie können ja mit Ihrer Zeit machen, was Sie wol-
len! Sie selbst als Regierungsfraktion der Großen Ko-
alition haben 2004 dieses Haushaltsgesetz beschlos-
sen, 2005, 2006, 2007 wiederholt, dass 200 Millionen
Euro Kassenkredite gegeben werden können. Dabei
werden Sie sich vermutlich etwas gedacht haben, dass
Sie so einen hohen Rahmen gewählt haben, wobei
es bei solchen Kassenkrediten üblich ist, dass man da-
von ausgeht, dass sie in etwa bis zu einer Höhe ei-
nes doppelten Monatsumsatzes in Anspruch genom-
men werden können, ohne dass schon automatisch
die Alarmglocken klingeln müssen.

Wenn  Sie  einmal  nachrechnen,  wir  sind  erstens
immer noch ein ganzes Stück ganz weit unter dem,
was gesetzlich möglich ist, und zweitens ein ganzes
Stück unter dem, was eigentlich unter einer norma-
len Betriebsführung möglich ist. Das gilt nicht für die
wirtschaftliche Lage der Kliniken, darauf komme ich
gleich zurück, denn wir haben mit der Klinik inzwi-
schen – –.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU] meldet sich
zu einer Zwischenfrage. – Glocke)

Ich hatte schon gesagt, dass ich keine Zwischen-
frage annehmen will!

(Zuruf von der CDU: Das ist schwach!)

Das interessiert mich wenig, wie Sie das finden! Sie
können gern nach vorn kommen!

(Zuruf des Abg. R ö w e k a m p  [CDU])

Das Zweite ist die Geschichte mit der Finanzierung,
die Sie hier einfach so andeutend in den Raum stel-
len!  Es  gab  eine  offensichtliche  Finanzierung  von
Investitionen, die der Finanzsenator dem Haushalts-
und Finanzausschuss berichtet hat. Der Haushalts-
ausschuss hat festgestellt, wir machen die Umschul-
dung mit, und damit war das in den Augen der Par-
lamentarier, da ist keine Kritik vermerkt, geheilt. Eine
andere Sache ist uns und Ihnen nicht bekannt.

Es gab die Errichtung einer Küche, die im Kran-
kenhaus Mitte mit einem Kredit vom Krankenhaus
Links der Weser finanziert worden ist. Daran ist nichts
Anrüchiges und Falsches. Das ist erklärt und gesagt
worden, das ist alles auf dem Tisch. Im Übrigen sind
diese Betriebsmittelkredite für das laufende Geschäft
verwendet  worden.  Wissen  Sie,  wo  wir  uns  Sorgen
machen müssen? Das ist aber kein Skandal,

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Den Master-
plan!)

sondern das ist eine tiefe Sorge darum, wie es mit den
Kliniken wirtschaftlich steht. Diese Sorge haben wir
gemeinsam. Das ist aber nicht das Thema der Debatte,
sondern Sie machen hier einen Skandal, wo es kei-
nen Skandal gibt.

Wenn  es  falsche  Einschätzungen  gegeben  hat  in
dem Rahmen, den man solchen Gesellschaften gibt,
und das ist nicht der einzige Rahmen, darf ich Ihnen
einmal sagen, was sonst noch so alles bewilligt wor-
den ist? Wir können einmal darüber nachdenken, ob
das so bleiben muss: ein Kreditrahmen von einer Mil-
liarde Euro für Betriebsmittel für den Bremer Kapi-
talfonds! Eine Milliarde! Den haben Sie bewilligt und
nicht wir, verstehen Sie? Wenn er in einem Umfang
in Anspruch genommen wird, der vertretbar ist, dann
ist das kein Skandal, sondern er dient genau dem, wo-
zu er bewilligt worden ist. Übrigens haben deswe-
gen auch die Wirtschaftsprüfer keinen Anstoß daran
genommen, sie haben das geprüft, davon reden Sie
gar nicht. Die Wirtschaftsprüfer haben gesagt, jawohl,
da gibt es diesen Rahmen, den kann man dafür auch
verwenden. Der Aufsichtsrat hat sich darauf verlas-
sen, die Controllingberichte der Beteiligungsgesell-
schaft, die uns vorliegen, sagen auch, die Liquidität ist
gesichert,  weil  wir  diesen  Rahmen  nämlich  haben.
Also, soweit ist alles in Ordnung!

In Ordnung ist nicht, und das wissen wir nicht erst
seit heute – –.

(Zuruf des Abg. R ö w e k a m p  [CDU])

Das kann nicht ich, das kann nur er Ihnen erklä-
ren! Ich weiß es nicht! Ich war jedenfalls auch über-
rascht, weil ich natürlicherweise die Vorgeschichte
nicht genau kannte. Ich habe mich jetzt schlaugemacht
und verstehe, was da abgelaufen ist. Ich sage noch
einmal: Wir müssen uns erstens natürlich um die Tat-
sache Sorgen machen, dass die wirtschaftliche Lage
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der Kliniken schwierig ist – das wissen wir, dass das
so ist –, und zweitens müssen wir schauen, ob es tat-
sächlich so ist, dass auf Dauer diese Betriebsmittelkre-
dite den Charakter von fundierten Schulden anneh-
men. Deswegen haben wir auch im Haushalts- und
Finanzausschuss schon beschlossen zu prüfen, ob es
wirtschaftlich geboten ist, einen Teil dieser Kredite
umzuwandeln. Da muss man genau aufpassen.

Ich muss offen sagen, da habe ich auch erst dazu-
lernen müssen: Es ist nicht automatisch billiger, lang-
fristige Kredite zu nehmen, sondern es ist manchmal
günstiger, auf Tagesgeld zu gehen. Das muss dann
wirtschaftlich geprüft werden, was besser ist, und wir
müssen bei den Haushaltsberatungen in der Tat über-
legen, ob wir noch einmal so einen hohen Rahmen
einräumen. Wir müssen auch darauf drängen, wie es
der Rechnungsprüfungsausschuss machen will, dass
wir die Schulden der bremischen Gesellschaften mit
in die Betrachtung der Gesamtschulden aufnehmen,
damit  wir  sehen,  wo  auch  im  laufenden  Geschäft
Schulden auflaufen. Das ist alles klar.

Also, es gibt in der Frage, die Sie hier auf die Ta-
gesordnung gesetzt haben, keinen Skandal. Es gibt
schwierige  Entwicklungen,  es  gibt  von  Ihrer  Seite
Andeutungen, Schuldzuweisungen, die Sie in keiner
Weise belegen können. Sie haben hier den Mund sehr
voll genommen, und ich habe nichts gehört, was das
rechtfertigt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Beilken.

Abg. Beilken (Die Linke)*): Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Gestatten Sie mir
zuerst, ganz ausdrücklich die Kolleginnen und Kol-
legen aus dem öffentlichen Dienst, die heute protes-
tieren, hier zu begrüßen und zu sagen: Ich und wir
als Linke stehen voll dahinter, dass Sie mehr Einkom-
men bekommen.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Thema! – Zu-
ruf des Abg. F o c k e  [CDU])

Eine kleine Vorbemerkung ist in jedem Parlament
der Welt üblich! Ein kleiner Hinweis: Die Definition
der Produktivität ist dann übrigens auch günstiger,
Herr Möllenstädt ist dann wahrscheinlich auch zu-
frieden, denn wenn der öffentliche Dienst teurer ist,
ist pro Nase auch ökonomisch gesehen die Produk-
tivität höher. Soweit einmal ein kleiner Hinweis zu
Ihrer ökonomischen Kompetenz, daran müssen wir
noch arbeiten!

Der Kontokorrentkredit für das Krankenhaus ist
genauso einfach. Ich sage Ihnen einmal, wie man das
––––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

für einen Handwerksbetrieb sehen muss. Sie wissen
alle,  wenn  die  Kunden  nicht  bezahlen,  kann  ein
Handwerksbetrieb über den Deister gehen. Damit den
Krankenhäusern das nicht passiert, haben sie diesen
Überziehungskredit. Das ist das ganz kleine Abc von
dieser allerdings großen Summe. Es ist aber auch für
alle vier Krankenhäuser zusammen. Sie steht in ei-
nem  vernünftigen  Verhältnis  zum  Gesamtvolumen,
und sie wird im Wesentlichen für diese Verzögerun-
gen genutzt, die sich aus verschiedenen Quellen spei-
sen.

Da gibt es dann auch das Phänomen der Überlie-
ger zum Jahresende. Das hört sich nach Fachchine-
sisch an, aber wenn so ein paar Sachen zusammen-
kommen, dann kann auch einmal eine Insolvenz dabei
herauskommen. Darum ist das ein sinnvoller Kredit,
und er kann Ihnen auch nicht so geheim gewesen sein.
Sollten Sie die Kliniken weiterhin mit Unterfinanzie-
rung geißeln – was im Ausschuss alle von den Exper-
ten gehört haben –, wie es auch vorher bei den öf-
fentlichen Bädern gewesen ist, dass Sie dann aus den
falschen Töpfen Geld nehmen, um Ihre gute Arbeit
machen zu können, dann sind diejenigen schuld, die
da für die Unterfinanzierung verantwortlich sind. Bei
den öffentlichen Bädern haben wir es jetzt korrigiert,
und bei den Kliniken müssen wir es auch korrigie-
ren, damit sie das Geld haben, das sie für ihre gute Ar-
beit brauchen.

(Glocke)

Vizepräsident Ravens: Herr Kollege Beilken, sind
Sie bereit, eine Zwischenfrage anzunehmen?

Abg. Beilken (Die Linke): Eine kleine Zwischen-
frage, probieren wir es einmal!

Vizepräsident Ravens: Bitte, Herr Röwekamp!

Abg. Röwekamp (CDU): Sehr geehrter Herr Beil-
ken, ich hätte natürlich lieber Vertreter der Regie-
rungsfraktionen gefragt, aber ich wollte Sie fragen,

(Abg. B e i l k e n  [Die Linke]: Das geht von
der Redezeit ab, habe ich gehört! Fassen Sie
sich  kurz,  Herr  Kollege!  –  Heiterkeit  und
Beifall bei der Linken, bei der SPD und bei

der CDU)

ob Ihnen die Vorlage für die Sitzung des staatlichen
Haushalts- und Finanzausschuss vom vergangenen
Freitag bekannt ist, in der unter anderem eingeräumt
wird, dass dieser Kredit, der, wie Sie sagen, eigent-
lich nur zur Liquidität und nicht zur dauerhaften dar-
lehensweisen  Finanzierung  zur  Verfügung  gestellt
wird – so habe ich Sie doch richtig verstanden –,

(Abg. B e i l k e n  [Die Linke]: Sinngemäß!)
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für die Bereitstellung eines Darlehens von 4,5 Milli-
onen Euro für den Neubau einer Zentralküche bei der
Klinikum Bremen-Mitte gGmbH, also investiv, veran-
schlagt worden ist,

(Abg. B e i l k e n  [Die Linke]: Fassen Sie
es zusammen, Herr Kollege!)

dass weitere ausgewiesene Verluste von mehreren
Jahren in Anspruch genommen worden sind, dass die
Planungskosten für den Masterplan aus diesem Kredit
finanziert worden sind und dass der Staatsrat im Ge-
gensatz zu Ihnen in der Sitzung des Haushalts- und
Finanzausschusses von Grauzone, fehlendem Schuld-
bewusstsein der Betreffenden oder aber auch – –.

(Abg. B e i l k e n  [Die Linke]: Sind Sie jetzt
dran oder ich, Herr Kollege?)

Ich frage Sie nur, ob Sie den Sachverhalt kennen, ob-
wohl Sie hier reden!

Abg. Beilken (Die Linke): Sie fragen mich nur, aber
Sie fragen mich relativ lange!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Kennen Sie
den Sachverhalt? Kennen Sie die Vorlage?)

Ich habe den Sachverhalt geschildert, und was Sie
gerade sagen, geht in die Richtung dessen, was ich
zuletzt  angesprochen  hatte.  Unterfinanzierung  der
Kliniken ist eine Sünde, die wir hier alle zusammen
nicht begehen dürfen, und dann passieren solche Sa-
chen, und das scheint alles in die Richtung zu deu-
ten. Wenn sie für eine Kantine jetzt schon einen Kredit
aufnehmen müssen, dann stimmt etwas mit der Fi-
nanzierung der Krankenhäuser nicht.

(Beifall bei der Linken)

Daran wollen wir gemeinsam arbeiten. Helfen Sie
mit, die öffentliche Daseinsvorsorge auf hohem Ni-
veau zu erhalten, denn der Zug ist abgefahren, dass
man hier alles privatisieren kann! Das wird auch in
der Bevölkerung nicht mehr gewollt, nehmen Sie das
zur Kenntnis! Leider gehört das zu den Dingen, die
Sie zur Kenntnis nehmen und wo Sie Ihre Politik än-
dern müssen, und arbeiten Sie daran mit, hier auch
Volksvertreter für öffentliche Daseinsvorsorge zu sein
und konstruktiv mitzumachen!

Sie haben hier bei dem Klinikthema erst versucht,
Abrechnungsbetrug in die Öffentlichkeit zu bringen,
Sie haben sich bei der Personalauswahl eingemischt
und versucht, das zu skandalisieren, und jetzt heißt
es, ein Schattenhaushalt. Wissen Sie was? Ich habe
das Gefühl, es geht hier um viel Geld. Ich habe gestern
von 700 Millionen Euro gesprochen, die da eventu-
ell ein privater Investor bekommt. Wir sind hier nicht

beim Monopolyspiel, und es gibt keinen Grund, nervös
zu werden,

(Beifall bei der Linken und bei der SPD)

wenn viel Geld im Spiel ist, wir sind hier auch nicht
beim Pokern, sondern wir sind hier für die Bevölke-
rung, für die öffentliche Daseinsvorsorge da. – Vie-
len Dank!

(Beifall bei der Linken und bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Kollege Möllenstädt.

Abg. Möllenstädt (FDP)*): Herr Präsident, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Zunächst, Herr Röwekamp:
Ich kann Ihnen versichern, ich habe mich am Frei-
tag von meinem Kollegen, der zugegen war, auch im
Detail über die Vorlage informieren lassen, bevor Sie
die Frage aufwerfen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

In Richtung der CDU: Aufgabe der Opposition ist
es, jedenfalls nach unserer liberalen Auffassung, das
Handeln des Senats zu hinterfragen und Alternati-
ven zum Regierungshandeln vorzulegen.

(Beifall bei der FDP und bei der SPD)

Sie, Herr Röwekamp, erheben in Ihrer Pressemittei-
lung zu dieser Aktuellen Stunde, genauso wie heute
hier in der Debatte Anschuldigungen wie Missbrauch
von Krediten, Verschleierung der Finanzlage, Verstöße
gegen die Landeshaushaltsordnung. All das ist schwer-
lich zu begründen und auch heute im Prinzip nicht
nachvollziehbar geworden. Für Ihre Anschuldigun-
gen bleiben Sie jede Begründung schuldig.

Im Übrigen, liebe Kolleginnen und Kollegen von
CDU, bleibt völlig unklar, was denn die Alternative
zum Vorgehen des Senats sein soll.

(Beifall bei der SPD)

Es kann doch nicht das Ziel sein, dass die Gesellschaf-
ten bei privaten Banken Darlehen zu ungünstigeren
Konditionen aufnehmen sollen. Glauben Sie denn im
Ernst, dass Ihre Vorstellung von einer Einheitsgesell-
schaft, die Sie gestern hier vorgetragen haben, zu grö-
ßerer Transparenz führen würde? Ich und mit mir die
liberale Fraktion haben da unsere begründeten Zwei-
fel.

(Beifall bei der FDP und bei der SPD)

Ich will auf das eingehen, was der Kollege Beilken
gesagt hat! Die Alternative zum Erhalt der kommu-
––––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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nalen Trägerschaft um jeden Preis muss in einer Ab-
kehr von der kommunalen Trägerschaft und im Über-
gang zu einer privaten oder frei gemeinnützigen Trä-
gerschaft bestehen.

(Beifall bei der FDP)

Das ist der Weg, den wir Liberale immer vorgeschla-
gen haben, das ist der einzige Weg, der Bremen von
den hier diskutierten Problemen befreien würde. Des-
halb bleiben wir auch dabei. Ich habe dazu gestern
einiges ausgeführt.

Sie sprechen als CDU-Fraktion davon, Sie hätten
einen Skandal aufgedeckt. Nun, da Sie in der Oppo-
sition sind, erkennen Sie plötzlich die Probleme und
Risiken von Schattenhaushalten, die Sie, wie der Kol-
lege Dr. Kuhn richtigerweise angeführt hat, selbst ge-
schaffen haben. Was für ein Erkenntnisfortschritt, wir
gratulieren Ihnen dazu!

(Beifall bei der FDP, bei der SPD, beim Bünd-
nis 90/Die Grünen und bei der Linken)

Meine Damen und Herren, der eigentliche Skan-
dal ist nicht die Inanspruchnahme von Krediten, son-
dern die katastrophale Ertragslage der Klinikholding
und insbesondere des Klinikums Bremen-Mitte, die
fehlende Führungsfähigkeit und das angeschlagene
öffentliche Image der Holding insgesamt. Es ist of-
fensichtlich, der Senat ist wie schon der vorherige mit
einer vernünftigen Wahrnehmung seiner Rolle als
Vertreter des Gesellschafters der Klinikholding über-
fordert. Wesentliche Entscheidungen hinsichtlich Ge-
schäftsstrategie und Personal werden seit Monaten
verschleppt. Skandalös ist, wenn überhaupt, die feh-
lende Führung, die das Vertrauen von Belegschaft
und Öffentlichkeit in die strategische Ausrichtung der
Holding schwinden lässt.

(Beifall bei der FDP)

Die FDP ist immer für eine deutliche Reduzierung
der Zahl der kommunalen Unternehmensbeteiligun-
gen eingetreten, was auch zu einer deutlichen Ent-
lastung der senatorischen Dienststellen von der Wahr-
nehmung von Aufgaben des Beteiligungscontrollings
führen  würde.  Meine  Damen  und  Herren  von  der
CDU, gerade zu Ihrer Regierungszeit sind doch die
ausgegründeten Beteiligungsgesellschaften in Bre-
men wie Pilze aus dem Boden geschossen. Für uns
ist entscheidend, das Finanzressort muss federfüh-
rend  sein,  was  das  Beteiligungscontrolling  angeht.
Das halten wir für ganz wesentlich.

Hier gibt es oft Vermischungen zwischen den Zu-
ständigkeiten des Fachressorts und des Finanzres-
sorts. Das ist aus unserer Sicht keine geeignete Kon-
struktion. Wir denken deshalb, dass ganz offensichtlich
das Controlling von öffentlichen Beteiligungen ge-
nerell ein Problem ist, wenn es sich dabei um GmbHs

und Ähnliches handelt. Das ist ein weiterer Hinweis
darauf, dass man von solchen Beteiligungen nur im
Ausnahmefall Gebrauch machen und sie dann nach
bestimmter Zeit auch wieder beenden sollte.

(Beifall bei der FDP – Abg. D r .  B u h l e r t
[FDP]: Sehr wahr!)

In diesem Sinne möchte ich unseren Appell hier auch
verstanden wissen.

Die Frau Senatorin hat gestern eine Reihe von Aus-
führungen zum Zustand der Klinikholding gemacht.
Frau Senatorin, ich denke, es ist nicht nur mir hier im
Haus so gegangen, dass ich bei dem, was Sie vorge-
tragen haben, das Gefühl hatte, dass das eigentlich
nicht Ihre eigenen Worte waren, dass Sie uns eigent-
lich etwas anderes sagen wollten.

(Beifall bei der CDU)

Ich kann Sie an dieser Stelle nur noch einmal dazu
auffordern: Ein erster Schritt müsste aus unserer Sicht
darin bestehen, den Vorsitz im Aufsichtsrat der GeNo
in professionelle Hände abzugeben, damit nicht noch
größerer wirtschaftlicher Schaden entsteht, als er bis-
her schon eingetreten ist.

(Beifall bei der CDU)

Wir glauben, wir sollten uns hier Menschen zurate
ziehen, die sich mit so etwas auskennen. Offensichtlich
sind der Senat und die Politik mit der Kontrolle die-
ses Großunternehmens längst überfordert. Ich glau-
be, wir haben dazu einen ganz guten Vorschlag ge-
macht. Ich hoffe, dass es noch nicht zu spät ist, um
die Holding zu retten und auch für Bremen eine ver-
nünftige Verhandlungsposition für die Verhandlun-
gen mit privaten Investoren zu begründen. – Herzli-
chen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort Frau Senatorin Rosenkötter.

Senatorin Rosenkötter: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Es ist außerordent-
lich bemerkenswert, wie hier über die Kliniken ge-
sprochen wird. Einmal mehr wird deutlich, dass es
hier viel weniger darum geht, den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern, den Geschäftsführungen den Rü-
cken zu stärken und hier das Image und das Anse-
hen der Kliniken im Land Bremen weiter voranzu-
bringen, sondern vielmehr, ihnen durch Schlagzei-
len zu schaden, und das kann nicht Sinn und Zweck
unserer Übung sein.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)
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Ich will ganz deutlich zum Klinikum Links der Weser
und zum Bau der Küche im Klinikum Mitte sagen, die
Finanzierung ist über das Klinikum Links der Weser
gelaufen und nicht über die zwei Millionen, wie Sie
uns jetzt weismachen wollen.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Das steht
hier aber!)

Natürlich, es ist so, dass die Aufstellung der kom-
munalen Kliniken zurzeit für uns – das habe ich ges-
tern  sehr  eindrücklich  und  nachdrücklich  gesagt  –
eine außerordentliche Herausforderung darstellt. Wir
wissen, warum die Situation in den Kliniken so ist,
und sie ist ausdrücklich nicht von den Mitarbeiter-
innen und Mitarbeitern vor Ort verschuldet.

Wir haben die Situation einer Mehrwertsteuerer-
höhung,

(Zuruf des Abg. D r .  B u h l e r t  [FDP])

wir haben neue Tarifverträge. All das sind Dinge, die
natürlich außerordentliche Herausforderungen dar-
stellen. Im Bereich von Personalkosten sind 44 Mil-
lionen Euro zusätzlich erbracht worden. Das ist kein
Pappenstiel, wenn wir darüber sprechen. Hier den
Kliniken,  dem  Klinikverbund  einen  Kreditrahmen
von 200 Millionen Euro zur Verfügung zu stellen, ist
meines Erachtens ein sinnvolles und sicherlich auch
nicht ungewöhnliches Instrument. Wir erleben es –
wir haben es hier auch gehört – in vielen Gesellschaf-
ten, dass dies notwendig ist, um das alltägliche Ge-
schäft auch voranzubringen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Dieser Kreditrahmen ist, und das darf ich Ihnen ganz
ausdrücklich  sagen,  im  Frühjahr  2004  nach  Para-
graf 14 Absatz 6 des Haushaltsgesetzes auch so mit
dem Vorschlag und mit der Abstimmung des Rech-
nungshofs  beschlossen  worden,  dies  hier  entspre-
chend zur Verfügung zu stellen.

Im Übrigen darf ich darauf hinweisen, dass es, wenn
Sie von Missbrauch und Verschleierung einer Not-
lage sprechen, ich darf das so ausdrücken, nicht nur
unredlich ist, sondern es fällt letztendlich auf die-
jenigen zurück, die Mitglieder des Aufsichtsrats wa-
ren. Ich bin Mitglied des Aufsichtsrats seit Novem-
ber letztes Jahres, aber ich darf sagen, dass dort unter
anderen  Frau  Mohr-Lüllmann  lange  gesessen  hat,
Frau  Kramer,  Herr  Perschau,  Herr  Gloystein,  Herr
Eckhoff, Herr Kastendiek, die jeweils über das lau-
fende Monitoring und die Feststellung der Jahresab-
schlüsse detailliert informiert waren. Auf Seite 23, ich
darf es Ihnen noch einmal sagen, des Jahresabschlus-
ses 2004 und 2005 finden Sie dazu die Ergebnisse.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich  möchte  fortführen  und  will  genau  das  auf-
greifen. Es geht darum, nicht nur etwas zu kritisie-
ren, sondern es geht darum, auch Lösungsvorschlä-
ge zu machen, und die vermisse ich an dieser Stelle
ganz deutlich.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/Die
Grünen – Abg. R ö w e k a m p  [CDU] mel-
det sich zu einer Zwischenfrage. – Glocke)

Vizepräsident Ravens: Frau Senatorin, würden Sie
eine  Zwischenfrage  des  Abgeordneten  Röwekamp
erlauben?

Senatorin Rosenkötter: Nein, ich möchte gern fort-
fahren!

Wer die Kreditverwendung für missbräuchlich er-
achtet, der muss eben genau diese Alternativen auf-
zeigen, die genannt worden sind. Meines Erachtens
kommen  zwei  Alternativen  in  Betracht.  Zum  einen
die Erhöhung des Eigenkapitals! Wir wissen alle, dass
bei der Umwandlung der Kliniken insbesondere das
Klinikum Bremen-Nord zu gering ausgestattet wor-
den ist, hier fehlen 15 Millionen Euro. Wenn wir dies
wollen und wenn wir dies können, dann würde sich
die  Situation  anders  darstellen,  es  würden  nämlich
jährlich etwa 500 000 Euro weniger Zinsen zu zah-
len sein, um hier nur eine Möglichkeit zu benennen.

Aus zweiter Sicht eine Verbürgung von längerfris-
tigen Bankkrediten durch die Freie Hansestadt Bre-
men! Auch das wäre natürlich möglich. In der Ab-
wägung scheint mir jedoch, und das will ich ganz
deutlich sagen, dieser Kassenverstärkungskredit die
beste Alternative zu sein. Sie bringt nämlich genau
das, was wir brauchen: eine Flexibilität! Wir wissen,
dass die Inanspruchnahme, auch das ist in den Ab-
schlussberichten jeweils genannt worden – –.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Wie soll der
Kredit getilgt werden?)

Es geht nicht um den Bereich der Tilgung, es geht
darum, dass wir – –.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]:  Die  Inan-
spruchnahme! – Zurufe von der CDU)

Eine vollständige Rückführung dieses Kredits wird
erst längerfristig, das ist vollkommen klar, möglich
sein, wenn nämlich die vorgestellten und diskutier-
ten  positiven  Auswirkungen  der  Neustrukturierung
und  der  wirtschaftlichkeitsverbessernden  Maßnah-
men eintreten werden. Die Prognose über die Höhe
der  Kredite  wird  am  Ende  des  Jahres,  Herr  Röwe-
kamp, vielleicht wird es Sie interessieren, 61 Millio-
nen betragen, was im Übrigen auch, wenn wir uns
mit den Hamburger Kliniken vergleichen, durchaus
nicht ungewöhnlich ist. Ich meine, wir müssen in der
Tat zwischen der Senatorin für Finanzen und der Se-
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natorin für Gesundheit weitere Schritte verabreden,
und das werden wir in den nächsten Tagen tun. –
Vielen herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Eine Skandalisierungspolitik wol-
len wir natürlich nicht mitmachen, das haben wir ganz
deutlich gesagt, das hat Herr Möllenstädt auch sehr
deutlich  gemacht,  und  in  manchen  Positionen  ver-
stehe ich die CDU überhaupt nicht. Aber in einer Po-
sition  verstehe  ich  die  CDU  schon:  Der  Auftritt  der
Staatsräte in der Sitzung des Haushalts- und Finanz-
ausschusses war ausgesprochen schwach, wenn ich
nicht sogar sagen dürfte desaströs! Wir haben hier
eine Vorlage der Senatorin für Finanzen gehabt, die
hat Herr Röwekamp öfter schon einmal zitiert, und
in der Diskussion kommt dann zum Vorschein, dass
der Staatsrat von Gesundheit und allem, was dazuge-
hört, von einigen Dingen überhaupt keine Kenntnis hat.

Ich glaube, und das ist in dieser Debatte auch noch
einmal  deutlich  geworden,  wenn  wir  hier  voran-
kommen wollen und auch aus dem Dilemma der Ver-
gangenheit herauskommen wollen, dann muss es eine
deutlichere Zusammenarbeit, eine deutlichere Kon-
trolle und auch eine deutlichere Sicht auf das Geld
geben.

(Beifall bei der FDP)

Darum möchten wir unbedingt an das Hohe Haus ap-
pellieren,  wirklich  dafür  zu  sorgen,  dass  mit  dem
Geld ordentlich umgegangen wird und dass dieser
Sachverhalt, den wir hier haben, auch wirklich ord-
nungsgemäß und ordentlich aufgeklärt wird.

Das, was da im Haushalts- und Finanzausschuss
gelaufen ist, finde ich ausgesprochen schwach, und
da muss ganz einfach Aufklärung geschaffen wer-
den. Da ist auch die Finanzsenatorin gefordert, wenn
man ganz einfach sagt, da gibt es zwar einen Haus-
haltstitel, und daraus fließt auch Geld ab, das hat Herr
Röwekamp vorhin angesprochen, das haben wir zur
Kenntnis genommen, aber was da genau passiert, wis-
sen wir nicht.

So kann das auf jeden Fall nicht laufen! Dazu muss
der Senat noch einmal erklären, wie er das mit die-
ser Hin-und-Herschieberei von Verantwortung klä-
ren will und wer in der Vergangenheit wirklich für
was verantwortlich war und wie er das für die Ge-
genwart und Zukunft abstellen will. – Vielen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Ravens: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.

Die Aktuelle Stunde ist geschlossen.

Gesetz zur Anpassung der Besoldungs- und
Versorgungsbezüge im Land Bremen

Antrag der Fraktion der CDU
vom 9. November 2007

(Drucksache 17/121)
1. Lesung

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Bürgermeis-
terin Linnert, ihr beigeordnet Herr Staatsrat Mützel-
burg.

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort erhält der Abgeordnete Hinners.

Abg. Hinners (CDU)*): Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und
Kollegen, der Senat hat mit seiner Entscheidung, die
Besoldung der Beamten, Richter und Staatsanwälte
in Bremen nicht zum 1. Januar 2008 um 2,9 Prozent
anzuheben, wie das bei den sonstigen Beschäftigten
im öffentlichen Dienst und im Rahmen eines Tarifver-
trags geregelt worden ist, sondern erst zum 1. Okto-
ber 2008 eine Anhebung von 1,9 Prozent und eine
weitere Anhebung erst zum 1. Oktober 2009 um 1 Pro-
zent vorzunehmen, nach Ansicht der CDU-Fraktion
den Betriebsfrieden im öffentlichen Dienst massiv ge-
stört und für erhebliche Unruhe auch bei den Bür-
gerinnen und Bürgern in unserem Land gesorgt.

(Beifall bei der CDU und bei der Linken)

Wie  heute  und  in  den  vergangenen  Wochen  un-
schwer  zu  erkennen  ist  und  war,  draußen  auf  dem
Marktplatz stehen mehrere Tausend Menschen aus
dem öffentliche Dienst, die demonstrieren, beschränkt
sich der Protest keineswegs nur auf die Betroffenen
im öffentlichen Dienst, sondern geht quer durch die
Gesellschaft. Meine Damen und Herren, mit dieser
Entscheidung hat sich der Senat aus dem Wettbewerb,
die besten Köpfe in die Verwaltung zu holen, verab-
schiedet.

(Beifall bei der CDU und bei der Linken)

Offensichtlich lautet der neue Wettbewerb des Se-
nats: Wer quält seine Beamten, Richter und Staats-
anwälte bei der Besoldung im Ländervergleich am
besten, mit der zu erwartenden Konsequenz, dass die
Gequälten im Ländervergleich entsprechend demo-
tiviert ihre Aufgaben erledigen werden? Eine ein-
wandfrei funktionierende Verwaltung ist so jedenfalls
nicht zu erwarten. Folgerichtig ist mit erheblichen ne-
gativen Auswirkungen auf die Bürgerinnen und Bür-
ger in unserem Land sowie auf den Wirtschaftsstandort
und das Image des Landes zu rechnen.

(Beifall bei der CDU)
––––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Meine Damen und Herren, was hat der Koalitions-
vertrag  und  was  haben  gegenteilige  Aussagen  des
Bürgermeisters und der Bürgermeisterin und Finanz-
senatorin vor Personalräten und Gewerkschaften zur
Besoldungsanpassung  und  Gleichbehandlung  aller
Beschäftigten im öffentlichen Dienst für einen Wert,
wenn wenige Wochen später der Senat eine für die
Betroffenen so negative Entscheidung trifft?

(Beifall bei der CDU und bei der Linken)

Auf welcher Personalversammlung hat Bürgermeister
Böhrnsen seinen Beschäftigten Rede und Antwort ge-
standen und die Entscheidung des Senats begründet?
Hat er die heutige Personalversammlung der Lehrer
besucht? Wie ich gehört habe: Nein!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Hört, hört!
– Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Der Senat
war aber vertreten! – Abg. R ö w e k a m p

[CDU]: Vor der Wahl war er aber da!)

Vor der Wahl, meine Damen und Herren, sah das ganz
anders aus.

Nun zu den Fakten! Meine Damen und Herren, na-
türlich ist auch der CDU-Fraktion die prekäre Haus-
haltslage Bremens bewusst,

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Tatsächlich?)

was im Übrigen der Senat bei der Erhöhung der Staats-
rätezahl nicht unbedingt zu erkennen gegeben hat.

(Beifall bei der CDU – Lachen bei der SPD)

Aber die Besoldungsanpassung 2008 wurde bei frü-
heren  Sparmaßnahmen  für  Beamte,  Richter  und
Staatsanwälte ausdrücklich verabredet und konse-
quenterweise auch entsprechend in der Begründung
zum  Verfahren  vor  dem  Bundesverfassungsgericht
berücksichtigt. Das, meine Damen und Herren, ist
nach wie vor richtig, denn diese Beschäftigten des
öffentlichen Dienstes haben in den vergangenen Jah-
ren durch Verzicht auf deutlich über 10 Prozent ih-
res Einkommens, durch Streichung des Urlaubsgel-
des, erhebliche Reduzierung beziehungsweise Strei-
chung des sogenannten Weihnachtsgeldes, verzöger-
te und nicht inhaltsgleiche Übernahme der Tarifver-
träge sowie mehrere Jahre ohne Besoldungserhöhung
schon erheblich zur Haushaltskonsolidierung beige-
tragen.

(Präsident W e b e r  übernimmt wieder den
Vorsitz.)

Wenn man den Kaufkraftverlust durch die Inflati-
on noch dazurechnet, haben heute real viele über 20

Prozent weniger Geld im Portemonnaie als vor eini-
gen Jahren.

(Abg. M ü l l e r  [Die Linke]: Hat das auch
die CDU gemerkt?)

Im Land Bremen gibt es circa 13 000 Beamte, Rich-
ter und Staatsanwälte sowie Versorgungsempfänger.
Die schon vereinbarte Erhöhung der Einkommen um
2,9 Prozent für die Tarifbeschäftigten zum 1. Januar
2008 kostet zusätzlich etwa 15 Millionen Euro im Jahr.
Die gleiche Summe, zumindest in etwa, müsste auf-
gewendet werden, wenn gemäß unseres Antrags eine
Gleichbehandlung aller Beschäftigten im öffentlichen
Dienst durchgeführt und die Besoldung und Versor-
gung ebenfalls zum 1. Januar 2008 um 2,9 Prozent an-
gehoben werden würde.

(Beifall bei der CDU)

Da die vorliegende Entscheidung des Senats eine
Erhöhung um 1,9 Prozent zum 1. Oktober 2008 vor-
sieht, wie ich schon berichtet habe, verringert sich
diese Mehrbelastung im Jahr 2008 auf 12 Millionen
Euro, und das bei einem Personalgesamtbudget von
insgesamt über einer Milliarde Euro im Jahr. Die tat-
sächliche Mehrbelastung wird allerdings deutlich ge-
ringer ausfallen, da ein erheblicher Betrag über die
Einkommensteuer wieder zurückfließen wird.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, um diese Mehrbelas-
tung im richtigen Licht betrachten zu können, müs-
sen wir uns vor Augen führen, dass die vom Senat
beschlossenen zusätzlichen Sozialleistungen in Bre-
men pro Jahr etwa 80 Millionen Euro betragen wer-
den und die Schere zwischen einkommensschwachen
Beamten und Empfängern von staatlichen Transfer-
leistungen immer enger wird.

(Beifall bei der CDU)

Da  sind  50  Euro  pro  Monat  im  Portemonnaie  von
großer Bedeutung, Frau Bürgermeisterin Linnert!

(Beifall bei der CDU und bei der Linken)

Wie hat es Bürgermeister Böhrnsen vorhin gesagt?
Es geht um die Lebensverhältnisse der Menschen in
unserem Land! Dazu gehören nach meinem Wissen
auch die Beschäftigten im öffentlichen Dienst.

(Beifall bei der CDU)

Die CDU-Fraktion ist der Meinung: Wenn die Sozial-
leistungen gerechterweise, ich betone gerechterweise,
erhöht werden, kann der Senat nicht bei der Besol-
dung der Beamten, Richter und Staatsanwälte mit Hin-
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weis auf die Haushaltsnotlage die Erhöhung der Ein-
kommen  verweigern.  Es  ist  einfach  unseriös,  eine
Gruppe der Gesellschaft gegen eine andere auszu-
spielen.

(Beifall bei der CDU und bei der Linken)

Meine Damen und Herren, für die Bediensteten des
Landes muss die gleiche soziale Gerechtigkeit gel-
ten. Die Entscheidung des Senats ist deshalb unred-
lich und zeugt nicht von Wertschätzung der Arbeit
der Beamten, Richter und Staatsanwälte. Die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer vermissen die Ver-
lässlichkeit der Politik. Herr Dr. Sieling, Sie haben es
vorhin an einem anderen Beispiel angesprochen, wie
wichtig die Verlässlichkeit der Politik für die Bürger
ist. Wohl wahr!

Die Fürsorgepflicht des öffentlichen Arbeitgebers
nach dem Grundgesetz wird gröblich verletzt, was im
Übrigen schon einige Verwaltungsgerichte am Bei-
spiel der amtsangemessenen Besoldung und des Bei-
hilferechts festgestellt haben. Schließlich haben die
Beamten, Richter und Staatsanwälte nach dem Grund-
gesetz  kein  Streikrecht.  Im  Rahmen  der  Fürsorge-
pflicht des Staates können sie doch erwarten, dass sie
angemessen behandelt werden und für die gleiche
Arbeit den gleichen Lohn wie die Tarifbeschäftigten
erhalten.

(Beifall bei der CDU und bei der Linken)

Der heutige Tag und die letzten Wochen haben
gezeigt, wie groß der Protest bei den Beamten, Rich-
tern und Staatsanwälten tatsächlich ist. Ganz offen-
sichtlich hat der Senat bei seiner Entscheidung die
Stimmung unter den Betroffenen völlig unterschätzt,
denn wie sonst ist es zu erklären, dass Senatsange-
hörige mit eigenen Äußerungen nicht gerade zur Bei-
legung des Protestes beigetragen haben? Der Protest,
so wird aus der Zeitungsanzeige ersichtlich, von 2137
Polizistinnen und Polizisten ist also nicht nur von Ge-
werkschaften und Personalräten gesteuert, sondern
kommt überwiegend aus der Mitte der Beschäftig-
ten. Auf diesen Bänken sehen Sie eine Kopie der je-
weiligen Anzeigen.

Viele Vorgesetzte, insbesondere aus der Polizei,
haben uns berichtet, dass sie zurzeit nur mit großer
Mühe den Ärger ihrer Mitarbeiter über die Senatsent-
scheidung zur Verschiebung der Besoldungserhöhung
in den Griff bekommen können, damit die Motiva-
tion und das Engagement zur Erhaltung der inneren
Sicherheit nicht erheblich leiden. Eines, meine Da-
men und Herren, haben wir von allen betroffenen Be-
reichen mitgeteilt bekommen: Sollte die Bremische
Bürgerschaft die Gesetzesvorlage der CDU-Fraktion
mehrheitlich ablehnen, ist der Protest im öffentlichen
Dienst keineswegs zu Ende.

Die CDU-Fraktion appelliert deshalb an alle Abge-
ordneten der Bremischen Bürgerschaft: Stimmen Sie
unserem Antrag zur Anpassung der Besoldungs- und

Versorgungsbezüge im Land Bremen zu! Zeigen Sie
den  Polizisten,  Feuerwehrbeamten,  Justizbeamten,
Staatsanwälten, Richtern, Lehrern und sonstigen Be-
amten in den öffentlichen Verwaltungen, wie sehr Sie
deren Arbeit wertschätzen! Sie handeln dann auch
im Interesse der Bevölkerung unseres Bundeslandes.
– Vielen Dank!

(Anhaltender Beifall bei der CDU und bei
der Linken)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die Ab-
geordnete Frau Busch.

Abg. Frau Busch (SPD)*): Herr Präsident, meine
Damen und Herren, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen aus dem öffentlichen Dienst! Wir beraten heute
den von der CDU eingebrachten Gesetzentwurf zur
Anpassung der Besoldung für Beamte und Versor-
gungsempfänger. Die SPD-Fraktion bewegt – dieses
Wort habe ich bewusst gewählt – die Frage, wie man
die berechtigten Ansprüche der Beamtinnen und Be-
amten mit den engen Grenzen des Sanierungshaus-
halts in Einklang bringen kann.

(Beifall bei der SPD)

Sanierungshaushalt bedeutet zunächst einmal, dass
wir vor dem Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe
klagen und unter genauer Beobachtung aller ande-
ren Bundesländer und des Bundes stehen. Das heißt
auch, dass wir bei allen Ausgaben genau darauf ach-
ten müssen, dass diese nicht über vergleichbaren Aus-
gaben anderer Länder liegen. Wer dann wie der ehe-
malige  Innensenator  und  jetzige  Oppositionsführer
Röwekamp am vergangenen Wochenende in einem
Kommentar  die  Erhöhung  der  Mietobergrenzen  für
Hartz-IV-Empfänger ein scheinheiliges Manöver nennt,
der – das lassen Sie mich so deutlich sagen! – han-
delt selbst scheinheilig und unverantwortlich, und das
finde ich widerlich.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der Linken)

Er treibt die explosive Stimmung voran, indem er
Gruppen gegeneinander aufhetzt – Herr Hinners, das
kommt aus Ihrer Runde –, obwohl er genau die Rah-
mendaten kennt, die deutlich machen, dass es für eine
andere Lösung nicht einmal genügend Wohnungen
gegeben hätte.

Meine Damen und Herren, es ist genauso unred-
lich, die Forderungen der Beamtenschaft mit Einkom-
men von Menschen zu vergleichen, denen es schlech-
ter geht, wie es unverantwortlich ist, die einen ge-
gen die anderen auszuspielen. Da, Herr Hinners, gebe
ich Ihnen völlig recht.
––––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Es nützt weder dem Land Bremen noch seinen Be-
schäftigten, wenn die Opposition versucht, uns in gute
und schlechte Politiker zu spalten. Sie haben in der
Vergangenheit zur Klage vor dem Bundesverfassungs-
gericht gestanden und das als Opposition auch ge-
stärkt. Das setzt ein verantwortungsvolles Handeln
in allen Politikfeldern voraus, es bedeutet in vielen
Bereichen weniger Mittel, aber nicht nur konsumtiv,
sondern  auch  investiv.  Soweit  zu  Ihrer  Frage,  Frau
Winther, heute Morgen in der Fragestunde, Thema
Investitionen! Ich glaube, niemand wird die von der
rot-grünen Regierung gesetzten Schwerpunkte Kin-
der, Jugend und Bildung infrage stellen, und ich hof-
fe, das gilt auch für die Opposition.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir wissen, dass wir auch weiter investieren müssen,
und wir wollen dies auch tun, und wir wollen unser
Personal weiterhin ordentlich bezahlen und finanzie-
ren.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Sanierungshaushalt bedeutet also auch, sich bei al-
len Ausgaben rechtfertigen zu müssen, ob sie denn
der Art und Höhe nach erforderlich sind. Übrigens hal-
ten gerade die CDU-Länderchefs aus Süddeutschland
unsere Personalausgaben für viel zu hoch. Herr Kolle-
ge Röwekamp – ach, er steht da hinten, und ich dachte,
er hätte sein Pulver völlig verschossen! –, leisten Sie
doch Überzeugungsarbeit zugunsten Bremens bei den
Kolleginnen und Kollegen, die Ihre Ministerpräsiden-
ten in der CDU-Reihe in den süddeutschen Ländern
sind! Da würden Sie eine gute Arbeit leisten!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Abg. R ö w e k a m p  [CDU]:
Gehen  Sie  doch  einmal  hinaus  und  reden
Sie  mit  den  Tausenden  von  Menschen  da

draußen!)

Sie werden lachen, das habe ich sogar getan!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Aber Sie
haben sie nicht überzeugt!)

Sanierungshaushalt heißt auch, dass wir 13 Milli-
arden Euro Schulden haben, bislang jährlich 4 Mil-
liarden Euro ausgegeben haben, denen nur 3 Milli-
arden  Euro  an  Einnahmen  gegenüberstanden.  Von
diesen Ausgaben fließt ein Viertel, eine Milliarde Euro,
in Personalausgaben, und für die Beamten und Ver-
sorgungsempfänger stehen davon 750 Millionen Euro
im Haushalt bereit.

Übrigens, es gibt nur in der SPD-Fraktion einen Aus-
schuss der Einnahmeverbesserung, der sich auch mit

der  anderen  Seite  befasst  und  sich  darum  bemüht,
auch Mehreinnahmen zu bekommen, um dieses Pro-
blem zu lösen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, unser Augenmerk rich-
tet sich nicht nur auf den Bereich der Polizei, sondern
auf den Gesamtbereich des öffentlichen Dienstes, von
den Bediensteten des Strafvollzugs über die Beschäf-
tigten in Sozial-, Jugendämtern, Feuerwehr, Lehrerin-
nen, Lehrer, Staatsanwältinnen, Staatsanwälte, Rich-
terinnen und Richter, und zum Schluss nenne ich ein-
mal Ausländerämter und Zulassungsstellen. Die Für-
sorgepflicht des ehemaligen Innensenators Röwekamp
habe ich in der letzten Regierungszeit dort vermisst,
ich habe sie nicht einmal bemerkt.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Allein diese Aufzählung macht ja deutlich: Es geht
um das Geld, aber es geht eben nicht nur um Geld.
Dem öffentlichen Dienst wird in Teilen der Bevölke-
rung  vorgehalten,  es  ginge  den  dort  Beschäftigten
doch gut, mit einem sicheren Arbeitsplatz, einem le-
benslänglich gesicherten Einkommen. Ja, richtig, aber
nach Meinung der SPD soll dies auch so bleiben!

Die Arbeitsplatzsicherung hat aber auch einen Preis.
Seit circa 9 Jahren erleben die verbeamteten Kolle-
ginnen und Kollegen eine Abkopplung von der Ein-
kommensentwicklung  ihrer  angestellten  Kollegen,
und  das  in  vielfältiger  und  recht  unterschiedlicher
Form, die nicht immer auf den ersten Blick erkenn-
bar ist. In vielen Briefen aus dem Kreis der Betroffe-
nen  wurde  vorgerechnet,  dass  der  Wegfall  bezie-
hungsweise die Reduzierung von Weihnachts- und
Urlaubsgeld, die Verschiebung der Dienstaltersstufen,
die Veränderung der Pensionsansprüche in vielen Fäl-
len zu erheblichen Einbußen geführt hat –

(Abg. Frau A h r e n s  [CDU] meldet sich
zu einer Zwischenfrage. – Glocke)

für Zwischenfragen habe ich jetzt keine Zeit! –, wo-
bei ich die Einführung und die Einrichtung eines Ver-
sorgungsfonds noch als die richtigste Maßnahme be-
greife. Sie hilft uns nämlich dann für die Zukunft wei-
ter.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Aber nicht nur die finanziellen Einbußen sind der
Grund für diese große Demonstration, die wir heute
erleben, sondern vielmehr das Gefühl der Machtlo-
sigkeit, der ungerechten Behandlung und damit das
Gefühl der fehlenden Wertschätzung. Eine neue Form
der Ungleichbehandlung entsteht durch die erste Stufe
der Föderalismusreform, wonach jetzt jedes Bundes-
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land eigenverantwortlich über die Höhe der Besol-
dungsanpassung entscheidet und somit die Gleich-
heit der Lebensverhältnisse infrage stellt. Auch Bre-
men entscheidet erstmalig als Bundesland, und ich
bin der festen Überzeugung, dass das Land Bremen
mit den Gewerkschaften in gleicher Weise, wie es frü-
her auf Bundesebene üblich war, verhandeln und zu
einem einheitlichen Ergebnis für alle kommen muss.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der Linken)

Lassen Sie mich auch gleich anfügen, dass es richtig
und zielführend ist, wenn die Gewerkschaften die In-
teressen aller Kolleginnen und Kollegen vertreten und
sich auch nicht nach Einzelinteressen splitten lassen.
Das führt zu sozialer Ausgrenzung.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich komme noch einmal auf den Begriff der Wert-
schätzung zurück, gerade weil ich in den vielen Ge-
sprächen der vergangenen Wochen, Herr Röwekamp,
gemerkt habe, wie emotional die Debatte um die hö-
here Besoldung geführt wird. Wir, die Mitglieder von
Partei und Fraktion der SPD und gerade auch aus dem
Senat,  haben  auf  Personalversammlungen  und  mit
dem Koalitionsvertrag Hoffnung geweckt. Wir haben
davon gesprochen, trotz schwieriger Auseinanderset-
zungen die Beschäftigten ernst zu nehmen, sie nicht
als Kostenstellen zu sehen und gegen eine weitere
Auseinanderentwicklung des Einkommens von Tarif-
beschäftigten zu kämpfen. Genau das ist die Aufgabe,
die wir jetzt bewältigen müssen, und da lasse ich mir
– seit 35 Jahren im öffentlichen Dienst beschäftigt, als
Gewerkschafterin und ehemalige Personalvertrete-
rin – von der CDU keinesfalls vorhalten, die SPD hätte
da nicht genug getan. Das brauche ich mir nicht sa-
gen zu lassen!

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CDU)

Die Forderung, die wir eben auf der Demonstra-
tion gehört haben und die Herr Hinners hier auch noch
vorgetragen hat, lautet: Volle Übernahme des Tarif-
abschlusses zum 1. Januar 2008 mit der Begründung,
dass dafür ja die Mittel im Koalitionsvertrag oder in
der Koalitionsvereinbarung stünden und dies auch
bereits  nach  Karlsruhe  gemeldet  sei!  Nach  Karls-
ruhe, Herr Röwekamp, haben Sie als Bürgermeister
leider gar nichts gemeldet, jetzt behaupten Sie wahr-
heitswidrig das Gegenteil. Das ist Ihre Art der Wert-
schätzung,  damit  täuschen  Sie  bewusst  die  Beam-
tinnen und Beamten!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Abg. R ö w e k a m p  [CDU]:
Man könnte ja fast meinen, wir hätten hier

allein regiert!)

Das tun Sie nur – und Ihre Aufregung zeigt es wie-
der –, um richtig Stimmung zu machen. Nichts an-
deres haben Sie im Sinn!

Meine Damen und Herren, wir werden den Ge-
setzentwurf der CDU heute nicht einfach ablehnen,

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]:  Nein,  weil
Sie keine Mehrheit dafür haben!)

sondern wir beantragen die Überweisung des Gesetz-
entwurfs zur Beratung in den Haushalts- und Finanz-
ausschuss, wobei ich mich manchmal frage, ob Herr
Röwekamp als Sprecher der richtige Mann ist, nach-
dem wir eben gehört haben, wie er rechnen kann,

(Beifall bei der SPD)

und wir tun genau das, was in der Koalitionsverein-
barung steht. Wir entscheiden im Zuge der Haushalts-
beratungen 2008/2009 über alle Bereiche, die betrof-
fen sind. Es ist nicht Aufgabe der SPD, sondern aller
Fraktionen hier im Haus, einen Haushalt aufzustel-
len, der dem Gesamtinteresse des Landes dient und
den Ansprüchen von Karlsruhe gerecht wird.

Sofort – und das regt mich besonders auf! – ließ Herr
Hinners gestern eine Mail los mit der Falschmeldung,
wir würden heute den Antrag überweisen und es zu
keiner Debatte kommen lassen.

(Zurufe von der CDU)

Findet hier eine Debatte statt, oder bin ich ein Geist?
Sagen Sie einmal!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Zurufe von der CDU)

Wenn Sie dann weiter herumpöbeln, das Ganze käme
einer Beerdigung erster Klasse gleich, dann ist das
eine Hetzkampagne, die verlogen ist! Weitere Aus-
drücke möchte ich jetzt nicht sagen, damit ich mir ei-
nen Ordnungsruf vom Präsidenten erspare.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Zurufe von der CDU)

Meine Damen und Herren, auch die CDU muss in
diesen Haushaltsberatungen Vorschläge zur seriösen
Finanzierung machen und nicht nur als Trittbrettfahrer
verständlicher Gewerkschaftsforderungen auftreten!

(Lachen bei der CDU – Zuruf: Jetzt beruhi-
gen Sie sich einmal wieder!)

Diese Stunde der Wahrheit werden wir Ihnen gön-
nen und wollen wir Ihnen gönnen!

(Abg. F o c k e  [CDU]: Sie sind ein Geist!
– Heiterkeit)
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Ja, davon werden Sie träumen, Herr Focke!

(Zuruf von der CDU: Er hat auch schon
Angst! – Heiterkeit)

Hier haben Sie, Herr Röwekamp, als Vorsitzender
des  Haushalts-  und  Finanzausschusses  eine  ganz
besondere Verantwortung wahrzunehmen, denn Sie,
Herr Röwekamp, haben in diesem Land lebensläng-
lich bekommen: Sie führen lebenslänglich den Titel
„Bürgermeister a. D.“. Dies ist nicht nur Ehre, dies
ist auch Verantwortung! – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der FDP)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der Ab-
geordnete Dr. Kuhn.

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Das ist der
Geist, der stets verneint!)

Verehrte  Zuhörerinnen  und  Zuhörer!  Ich  werde
mich gleich am Anfang in meinem Beitrag vor allem
an die Öffentlichkeit wenden, die hier ist, die draußen
ist, aber auch an diejenigen, die sich mit Schreiben
in vielerlei Form an uns gewandt haben und denen
wir schon geantwortet haben und denen wir auch Re-
de und Antwort stehen werden. Ich werde weniger
mit der CDU reden, denn es ist ja wahr, Sie sind in
dieser Frage wirklich nur Trittbrettfahrer einer sozi-
alen Bewegung, und was Trittbrettfahrer sind, brauche
ich Gewerkschaftlern nicht zu erklären.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD – Abg. Frau A h r e n s  [CDU]:

Frechheit!)

Es  ist  aber  so!  Es  kann  schon  sein,  dass  es  eine
Frechheit war, aber es ist trotzdem die Wahrheit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD – Zurufe von der CDU)

Meine Damen und Herren, zur Debatte steht heute
nicht das Ob, nicht die Höhe, sondern allein der Zeit-
punkt der Erhöhung der Beamtenbezüge und der Zeit-
punkt der Entscheidung darüber. Der macht einen Un-
terschied, das weiß ich wohl, ich möchte nur klarstel-
len, worüber wir reden. Bevor ich dazu die Sicht der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen darlege, würde ich
gern eine persönliche Bemerkung vorweg machen.

Ich war, einige wissen das, in den Achtziger- und
Neunzigerjahren  viele  Jahre  ein  sehr  aktiver  Ver-
trauensmann und Betriebsrat bei der Bremer Tages-

zeitung AG, ich war beteiligt an erfolgreichen betrieb-
lichen  und  tariflichen  Auseinandersetzungen,  auch
mit Rückschlägen, das ist auch passiert. Deshalb, und
nur darum sage ich das hier, habe ich keinerlei Zweifel,
dass die Erwartungen und die Forderungen der Beam-
tinnen und Beamten nach zeitnaher Erhöhung ihrer
Bezüge  verständlich  und  legitim  sind  –  von  ihrem
Standpunkt aus.

Ich weiß aus vielen Mails, dass das nicht nur die
Frage der Besoldung ist, sondern dass in diesen Be-
richten sehr viel von der allgemeinen Situation herü-
berkommt. Sie stehen ganz häufig, viele von ihnen,
an den Brennpunkten gesellschaftlicher Auseinander-
setzungen. Wir wissen und akzeptieren das, wir er-
kennen es an, wir wissen darum, aber das ist in die-
sem Haus nicht die einzige Frage. Die entscheidende
Frage für uns muss sein: Sind diese Forderungen in
Anbetracht der Gesamtsituation erfüllbar? Darauf muss
ich natürlich zurückkommen.

Meine Damen und Herren, gerade weil ihre For-
derungen in meinen Augen legitim sind, wäre es ei-
gentlich gut möglich, sich strikt an den Tatsachen zu
orientieren. Das ist aber nicht immer der Fall, da muss
ich  einige  Punkte  im  ersten  Teil  einfach  zurecht-
rücken. Es wird behauptet, der Senat – in diesem Fall
wäre es der Senat der Großen Koalition – habe eine
Gehaltserhöhung zum 1. 1. 2008 bereits in seinen Mel-
dungen nach Karlsruhe fest eingeplant und, ich zi-
tiere, „versprochen“! Ich war nicht am Kabinettstisch
dabei, aber im Schriftsatz an das Bundesverfassungs-
gericht steht das nicht, sondern allein der Satz, dass
Bremen  die  Personalkosten  –  ich  füge  hinzu,  ein-
schließlich der Altersversorgung – bei den Beamtin-
nen und Beamten um jeweils 1 Prozent in den kom-
menden vier Jahren erhöhen will.

Das setzt der jetzige Senatsbeschluss um, wobei im-
mer daran gedacht werden muss, dass wir über Be-
soldung  und  Altersbezüge,  deren  Anteil  insgesamt
wächst, reden. Wir befinden uns also vollkommen im
Einklang mit dem, was Sie als Große Koalition gemel-
det haben und wozu wir, als wir begonnen haben als
neue Koalition, gesagt haben, jawohl, das akzeptie-
ren wir als Rahmen, der Bremen gesetzt ist.

Es wird behauptet, dass die rot-grüne Koalition ihre
eigenen Ansagen nicht einhalte, da sei von einem Vo-
lumen von 25 Millionen Euro geredet worden. Das
würde sowieso nicht die Erhöhung zum 1. 1. 2008 fi-
nanzieren, dass wir uns da nicht missverstehen! Aber
es ist richtig, wir geben diese 25 Millionen Euro, die
eingeplant sind, nicht nur für Besoldungserhöhun-
gen, sondern für Besoldung und Versorgung aus. Ge-
nau das steht aber auch in der Koalitionsvereinba-
rung. Das war einfach deswegen notwendig, weil wie
an so vielen anderen Stellen auch bei den Altersbe-
zügen von Beamtinnen und Beamten Problemfelder
aufgefunden  worden  sind,  die  wir  jetzt  bereinigen
müssen.

Es wird behauptet, dass die Besoldung in Bremen
durch den Vorschlag des Senats von der Entwicklung
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der anderen Länder abgekoppelt werde, und zwar
auf Dauer. Das, meine Damen und Herren, ist aber
gerade nicht der Fall, darauf müssen wir sehr viel Wert
legen.

Zu Recht beklagen Sie Einkommenseinschnitte in
den vergangen Jahren, die so oder ähnlich bundes-
weit vorgenommen worden sind. Jawohl, das ist so!
Die große Koalition hat das beschlossen, und wir ha-
ben  nicht  fundamental  dagegengehalten,  sondern
Veränderungsvorschläge gemacht, aber es ist ja pas-
siert. Zu Recht befürchten Sie in den kommenden Mo-
naten Einbußen im Vergleich zu anderen Ländern.

Aber in der zweiten Hälfte 2009 wird die Besoldung
der Bremer Beamtinnen und Beamten im Gleichklang
mit den meisten anderen Ländern sein. Ich hebe her-
vor, mit den meisten, denn einige Länder koppeln sich
nach der derzeitigen Lage tatsächlich ab, auf Dauer
ab, weil sie nämlich nicht so viel, 2,9 Prozent, erhö-
hen, wie das eher wohlhabende Hessen, was das nicht
macht. Ich möchte gar nicht über das sehr darunter
liegende Berlin reden; insofern bin ich sehr auf den
Beitrag der Linken gespannt.

Es wird behauptet, dass die Beamtinnen und Be-
amten ganz allgemein gegenüber Angestellten in ver-
gleichbarer Tätigkeit schon jetzt und erst recht im
kommenden Jahr finanziell schlechter dastehen. Das
stimmt auch nicht. Wir können gern darüber reden,
dass es notwendig ist, eine Parallelführung weiterzu-
führen, aber zu behaupten, die Beamten würden jetzt
schon von den Nettobezügen, was sie in der Tasche
haben, schlechter dastehen, stimmt nicht. Würden
sonst die Angestellten, die ja auch rechen können, al-
les in Bewegung setzen, um auch verbeamtet zu wer-
den? Ich meine, das wäre nicht ganz glaubhaft.

Tatsache ist, dass der Vergleich immer noch netto
5 bis 20 Prozent zugunsten der Beamten ausfällt. Da-
für mag es gute Gründe geben, ich möchte nur sa-
gen: Man kann nicht davon reden, dass die Beam-
tinnen und Beamten gegenüber den Angestellten jetzt
und generell überhaupt finanziell schlechter gestellt
sind. Das ist nicht der Fall!

Jetzt möchte ich im Besonderen etwas zu den Ar-
gumenten von Polizistinnen und Polizisten sagen, die
doch unverkennbar den Kern des öffentlichen Pro-
testes gebildet haben. Gerade weil das so ist, meine
Damen und Herren, verstehe ich nicht ganz, dass Sie
dabei sind, Ihre eigenen Erfolge klein zu reden. Na-
türlich ist die zweigeteilte Laufbahn ein großer Er-
folg, der sich in vielen Fällen auch im Geldbeutel wie-
derfindet. Natürlich ist die Ausnahme des Polizeivoll-
zugs von den Personaleinsparungen richtig und auch
Ihr Erfolg, und natürlich ist die Tatsache, dass wir in
diesem Jahr 78 Polizeianwärter in die Ausbildung ge-
nommen haben gegenüber 28 und 35 in den Röwe-
kamp-Jahrgängen, auch Ihr Erfolg,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

aber auch unser Erfolg, da sind wir auf dem richti-
gen Weg!

Ich  glaube  also,  dass  Sie  für  Ihr  Anliegen  nicht
durchweg gute Argumente vorbringen, aber ich wie-
derhole, das ändert im Kern nichts an der Legitimität
dessen, was Sie vorbringen. Dennoch sage ich Ihnen
für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, wir unter-
stützen die Entscheidung des Senats, in der gegen-
wärtigen Phase der Haushaltsaufstellung eine Besol-
dungserhöhung zum 1. Oktober 2008 um 1,9 Prozent
und zum 1. Oktober 2009 um 1 Prozent einzuplanen.
Wir werden dem Antrag der CDU nicht zustimmen!

Warum? Meine Damen und Herren, weil wir ab-
wägend ins Verhältnis setzen müssen! Als Gewerk-
schafter kann man sagen, ich kenne das und habe
das auch gesagt, „man kann doch nicht das eine gegen
das andere ausspielen“. Schon in Ordnung! Wir Ab-
geordneten müssen aber abwägen, wir müssen ge-
rade das eine gegen das andere abwägen, das ist un-
sere Arbeit, unser Job, das ist unsere Aufgabe.

Sie werfen uns vor, wir würden Sie opfern für Karls-
ruhe. Das ist ganz falsch! Wir sind so hoch verschul-
det und verschulden uns so schnell weiter, dass wir
ohne Hilfe anderer keinerlei Chance haben, das ist
so. Aber auch wir Grünen fanden und finden es rich-
tig, dass wir einen Ausweg aus dieser Schuldenfalle
nur durch beides finden, durch eigene Anstrengung
und durch Mithilfe anderer. Beides gehört zusammen,
denn niemand wird uns helfen, wenn wir nicht selbst
große eigene Anstrengungen machen. Das haben wir
gemeinsam gegenüber dem Bundesverfassungsge-
richt und auch gegenüber den anderen Ländern er-
klärt.

Wir können nicht sagen, wie ich es noch gestern in
einem Brief von Beamtinnen und Beamten aus mei-
nem Polizeirevier am Steintor gelesen habe: Sparen
nützt ja doch nichts mehr, das können wir vergessen,
Bremen kommt da nie heraus! Meine Damen und Her-
ren, wer das sagt, hat schon aufgegeben, und, das ist
entscheidend, er wird auf die Dauer nichts gewinnen!

Gestern Abend hatte ich das Vergnügen, mit Po-
lizeibeamten zu diskutieren, in dem Fall waren es nur
Männer, und mein Resümee war, diese rot-grüne Re-
gierung bekommt jetzt die Gesamtrechnung für die
Entwicklung der letzten 10 Jahre präsentiert. Das kann
man ungerecht finden, aber das ist jetzt so. Wir Grünen
sind für die Finanzsituation, die wir vorgefunden ha-
ben, nicht verantwortlich, aber wir sind mit verant-
wortlich dafür, wie wir jetzt mit dieser Situation um-
gehen. Wir müssen unsere Ausgaben strikt begrenzen.
Der Gesetzesantrag der CDU würde obendrauf noch
einmal 25 Millionen Euro in zwei Jahren zusätzlich
bedeuten, also insgesamt wären es dann 45 Millio-
nen Euro.

Ich sage es aber noch einmal: Wir haben abzu-
wägen, sollen wir darauf verzichten, die Ganztags-
schulen in Bremen weiterzuentwickeln und neue ein-
zurichten,  sollen  wir  auf  die  Verbesserungen  früh-
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kindlicher  Obhut  und  Erziehung  und  Sprachförde-
rung verzichten, wo wir eigentlich hier noch viel mehr
machen müssten?

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Ich denke,
Sie wollen nicht ausspielen?)

Ich bin nicht beim Ausspielen, ich bin beim Ab-
wägen, Herr Kollege Röwekamp!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Doch!)

Das ist der entscheidende Unterschied, wir können
nicht alles in gleicher Weise machen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Wir müssen eine Balance finden zwischen den ver-
schiedenen Bereichen. Da wir das Geld nicht unbe-
grenzt haben, müssen wir es abwägen, müssen das
eine neben das andere setzen und sagen: Wo müs-
sen wir Schwerpunkte setzen, wo können wir wie viel
tun? Ja, das ist Haushaltsberatung, das ist die hohe
Kunst der Haushaltsberatung! Wenn Sie das in den
vielen Jahren noch nicht begriffen haben, dann ver-
stehe ich jetzt einiges!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Sollen wir die vielen Vereine und Initiativen, die
auch das soziale Netz zusammenhalten, die auch Kri-
minalität verhindern, noch weiter beschneiden? Auch
da geht es um Einkommen, meist sehr knappes Ein-
kommen von Leuten, die dort arbeiten, von hoch mo-
tivierten Menschen! Sollen wir die Förderung inno-
vativer Energiefirmen einstellen, die ökologisch und
ökonomisch erfolgreich sind und Arbeitsplätze schaf-
fen? Sollen wir weniger jungen Menschen durch eine
Ausbildung im öffentlichen Dienst, auch der Polizei,
eine Chance geben und so weiter? Wir können den
ganzen Haushalt durchgehen!

Meine Damen und Herren, im nächsten Monat wird
der Senat seinen Haushaltsentwurf beschließen und
uns, dem Parlament, übermitteln. Dann beginnt die
Arbeit, die ich eben geschildert habe, des Diskutie-
rens, des Abwägens, das ist unsere Arbeit. Wir wer-
den das mit Offenheit und Verständnis für alle An-
liegen, auch für Ihre Anliegen, tun. Ich bin sicher, dass
die Diskussion mit Ihnen nicht abreißen wird, dafür
werden Sie schon sorgen, und das ist auch gut so.

Wir werden den gesetzten Rahmen einhalten, weil
wir überzeugt davon sind, dass wir gerade das tun
müssen, um Vertrauen wiederzugewinnen, drinnen
wie draußen, aber auch – darauf sind wir angewie-
sen – außerhalb von Bremen, nicht nur draußen auf
dem Marktplatz. Wir werden keine Zusagen machen,

ohne zu wissen, wie wir sie auf Euro und Haushalts-
stelle genau einlösen können.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Meine Damen und Herren, ich möchte abschlie-
ßend auf ein Schreiben eingehen, das uns unter an-
deren auch erreicht hat, es spricht davon, dass der
Beschluss des Senats zu einem öffentlichen Dienst
zweiter Klasse führen würde. Wir, die Grünen, sind
da ganz anderer Meinung. Bremens öffentlicher Dienst
ist erstklassig. Das ist durch eine nur zeitlich verzö-
gerte Besoldungsanpassung, die schon schmerzhaft
ist, in keiner Weise gefährdet oder infrage gestellt.
Das zu behaupten, ist in meinen Augen maßlos über-
zeichnet. Ich bin davon überzeugt, dass wir bei al-
len Kontroversen, die wir im Augenblick haben, ge-
meinsam dafür sorgen werden, dass der öffentliche
Dienst auch in den heutigen wirklich schwierigen Zei-
ten in Bremen erstklassig bleibt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (parteilos): Herr Präsident, meine
sehr  verehrten  Damen  und  Herren!  Sehr  verehrter
Herr Dr. Kuhn, auch diese Beamtinnen und Beam-
ten sind nicht gerade für diesen Haushalt verantwort-
lich, sondern sie sind die Leidtragenden, und das schon
seit Jahrzehnten!

Herr Bürgermeister Böhrnsen, ich habe da auch
einmal eine ganz einfache Frage: Ist es etwa sozial
gerecht, wie der Senat mit unseren Beamtinnen und
Beamten umgeht? Ich sage nein! Dann würde ich näm-
lich an Ihrer Stelle im Namen des Senats die Worte
sozial und soziale Gerechtigkeit nicht mehr in den
Mund nehmen. Dem Senat spreche ich jedenfalls die-
ses Recht ab.

Nun wollen wir endlich einmal Klartext reden und
nicht immer nur um den heißen Brei herum, wie ge-
wöhnlich. Komisch, alle Parteien, von den Linken an-
gefangen, alle Parteien bekennen sich zu unseren Be-
amtinnen und Beamten. Nur unsere Beamtinnen und
Beamten  merken  nichts  davon.  Ich  habe  schon  im
Landtag  und  in  der  Stadtverordnetenversammlung
in Bremerhaven in unzähligen Redebeiträgen nach-
weislich immer darauf hingewiesen, dass gerade un-
sere Beamtinnen und Beamten politisch unverantwort-
lich auf Kosten und zulasten der inneren Sicherheit
von allen politischen Parteien skrupellos verraten, un-
verantwortlich im Stich gelassen und schäbig verkauft
worden sind.

Sie alle, meine Damen und Herren, sind mit Ihrer
unverantwortlichen unsozialen, man kann schon sa-
gen, asozialen Politik gegenüber unseren Beamtin-
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nen und Beamten eine große Gefahr für die innere
Sicherheit  unseres  Bundeslandes  Bremen  und  auf
Kosten unserer Bevölkerung. Damit das hier einmal
ganz klar ist, dieser rot-grüne Senat möchte rücksichts-
los die Beamtenbesoldung verspätet erst ab 1. Okto-
ber 2008 um lächerliche 1,9 Prozent und erst im Jahr
2009 noch einmal um mickrige 1 Prozent – das muss
man sich einmal vorstellen – erhöhen!

Meine Damen und Herren, das ist eine Verhöhnung,
eine unverschämte Beleidigung und eine grobe Miss-
achtung  der  uneigennützigen,  aufopferungsvollen
und unter Lebensgefahr geleisteten schweren, gefähr-
lichen Arbeit unserer Beamtinnen und Beamten. Diese
lächerlichen 1,9 Prozent sind für die jetzt schon un-
terbezahlten Beamtinnen und Beamten zum Leben
zu wenig und zum Sterben zu viel, meine Damen und
Herren, und werden den täglichen sehr schweren Be-
lastungen der Polizeibeamtinnen und -beamten und
ihrer Familien insgesamt in keiner Weise gerecht.

Nur einmal zu Ihrer Kenntnisnahme einer unver-
schämten,  unsozialen,  aber  urtypischen  Politik:  Die
Bundestagsabgeordneten haben sich soeben einmal
ihre Diäten um circa 11 Prozent erhöht, das sind ins-
gesamt 700 Euro monatlich mehr, dabei sind sie sich
alle hundertprozentig einig. Zwar plustern sich die
FDP, die Linke und auch andere Parteien wie die Grü-
nen pro forma künstlich darüber auf, wohl wissend,
dass die armen Hascherl dann natürlich die 10 Pro-
zent Erhöhung auch nehmen müssen. Ich habe aber
noch nicht gehört, dass irgendein Bundestagsabge-
ordneter – egal, welcher Partei – auf diese Erhöhung
verzichtet hätte! Das ist mir unbekannt. Unsere Po-
lizeibeamtinnen und -beamten und andere Beamtin-
nen und Beamte sollen nun mit 1,9 Prozent billig und
skandalös abgespeist werden. Das, meine Damen und
Herren, ist ein Skandal sondergleichen!

Nun kommt noch das Sahnehäubchen der Unver-
schämtheit der skrupellosen Arroganz der Macht hin-
zu: Unsere grüne Finanzsenatorin Frau Linnert sagt
doch tatsächlich, die Beamtinnen und Beamten sol-
len sich wegen 50 läppischen Euro nicht so anstel-
len! Sie empfängt eine hochrangige Beamtendele-
gation mit ihren berechtigten Sorgen und zustehen-
den Forderungen nur einmal eben lapidar im Flur des
Rathauses, und sie wird dann arrogant nichtssagend
abgespeist. Meine Damen und Herren, das ist an Ar-
roganz  der  Macht  und  an  Frechheit  nicht  mehr
zu überbieten und eine Beleidigung und Missachtung
der Sorgen und der Interessen der vielen Polizei- und
anderen Beamtinnen und Beamten sowie ihrer Fa-
milien!

(Zuruf des Abg. D e n n h a r d t  [SPD])

Die bereits sehr großen finanziellen Einbußen so-
wie die geplante Verschiebung der mickrigen Besol-
dungsanpassung sind für mich einfach unsozial, un-
gerecht, rücksichtslos und unverantwortlich. Es ist be-
schämend und skandalös, wie Sie mit den Beamtin-
nen und Beamten umgehen, es ist absolut unterste

Schublade! Darum fordere ich Sie im Namen des Pro-
tests der Bürger umgehend dazu auf, sich mit unse-
ren Beamtinnen und Beamten, die täglich auch für
Sie unter den schwersten Bedingungen unterbezahlt
ihre Gesundheit und ihr Leben riskieren, zu solida-
risieren und deren Forderung zu unterstützen, denn
unsere Beamtinnen und Beamten haben Ihre Politik
schon viel zu lange ertragen und erleiden müssen.

Ich möchte einige wenige Beispiele Ihrer unsozi-
alen Politik auf Kosten unserer Beamtinnen und Be-
amten nennen: gigantische Überstunden, dessen Grö-
ßenordnung bei Weitem jegliche realistische Vorstel-
lungskraft überschreitet – Tendenz steigend, letzte
Gehaltsanpassung von lächerlichen 1 Prozent im Jahr
2004, Wochenarbeitszeitverlängerung natürlich ohne
Lohnausgleich, Kürzung oder sogar Wegfall des Weih-
nachtsgeldes, des Urlaubsgeldes und so weiter. Das
ist eine Schweinerei sondergleichen! Das hat mit einer
verantwortlichen politischen Fürsorgepflicht gegen-
über unseren Beamtinnen und Beamten nichts, aber
auch gar nichts mehr zu tun! Deshalb fordere ich Sie
auf: eine 2,9-prozentige Besoldungsanpassung bereits
ab dem 1. 1. 2008 und sonst gar nichts! Und sagen
Sie ja nicht, das geht nicht, denn dann werde ich sauer,
aber richtig!

(Zurufe)

Ja, klatschen Sie ruhig! Immer wenn Sie dazwischen
reden und dazwischen rufen, weiß ich, dass ich hun-
dertprozentig recht habe!

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Tausend! – Un-
ruhe)

Meines Wissens nach ist die 2,9-prozentige Besol-
dungserhöhung bereits im Finanzierungsplan enthal-
ten und nach Karlsruhe gemeldet, also verkaufen Sie
unsere Beamtinnen und Beamten nicht für dumm, das
sind sie nicht! Das haben unsere Beamtinnen und Be-
amten nicht verdient.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Unsere Beamten haben Sie nicht

verdient!)

Sie haben es aber erst recht nicht verdient, mit lee-
ren und unehrlichen politischen Versprechungen –
natürlich vor der Wahl, das ist klar – belogen, betro-
gen und unendlich lange hingehalten zu werden und
von der Politik aller Parteien zu Prügelknaben und
Fußabtretern der Nation gemacht zu werden. Mei-
ne Damen und Herren, unsere Beamtinnen und Be-
amten sind nicht die Prügelknaben oder die billigen
Fußabtreter der Nation, merken Sie sich das ein für
alle Mal!

Sie reden hier nur über eine Fürsorgepflicht, Sie re-
den nur über eine soziale Verantwortung gegenüber
unseren Beamtinnen und Beamten, aber handeln ge-
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nau gegensätzlich, unverantwortlich! Darum kann ich
es auch nicht verstehen, wie man gerade als Beam-
ter oder Beamtin Mitglied einer Partei sein kann oder
sie auch noch wählen kann, die meine Würde, meine
Achtung und meine geleistete Arbeit so menschenun-
würdig missachtet und schäbig mit Füßen tritt.

Wenn ich dann – und nun komme ich zu Ihnen, nun
können Sie gleich lachen – den scheinheiligen Spruch
der SPD lesen muss: „Sozialdemokraten:“ – „Schluss
mit sozialer Kälte und Gerechtigkeit kommt“, frage
ich mich, wann sie kommt.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Sicher ist nur, dass unsere Beam-
ten Sie nicht verdient haben, Herr Tittmann!)

Das  muss  ausgerechnet  ein  Grüner  sagen!  Wer
ist denn für die Agenda 2010 verantwortlich und für
Hartz IV? Das ist doch die „sozialdemokratische“ Par-
tei! Sie sind doch für den größten Sozialabbau ver-
antwortlich, den wir jemals in der Geschichte Deutsch-
lands erleiden mussten, dafür, ihn auf den Weg ge-
bracht und umgesetzt zu haben. Sie sind dafür ver-
antwortlich!

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Wissentliche
Falschaussage!)

Aber von den Grünen kann ich auch nichts anderes
erwarten.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Erwarten Sie darauf nichts mehr,

Herr Tittmann!)

Ja, Herr Dr. Sieling, ich habe recht, ich weiß! Sie
brauchen gar nicht mit dem Kopf zu schütteln. Wenn
Sie mit dem Kopf schütteln, weiß ich auch, dass ich
recht habe, das weiß ich hundertprozentig. Aber was
kann man denn von einer grünen Senatorin erwar-
ten? Ich kann von einer Finanzsenatorin nichts an-
deres erwarten, erst recht nicht von einer grünen!

Meine Damen und Herren, verehrte Anwesenden,
Sie sollten wirklich genau darauf achten, erstens,
welche Gewerkschaftler in den jeweiligen Fraktio-
nen unehrlich und verräterisch vielleicht aus Frak-
tionszwang für dieses unsoziale Gesetz stimmen! Es
sollte aber auch nicht vergessen werden, dass wir in
der letzten Legislaturperiode einen politisch verant-
wortlichen CDU-Innensenator hatten, der meines Er-
achtens auch sehr großen Einfluss auf unsoziale Ein-
schnitte in der Beamtenschaft gehabt hat. – Soviel nun
zu dem Antrag von der CDU!

Frau Senatorin Linnert, abgesehen davon, dass die
2,9 Prozent Besoldungserhöhung bereits mit einbe-
rechnet worden sind, hat das Bundesland Bremen für
das Jahr 2007 – man höre und staune – meines Wis-
sens nach 170 Millionen Euro mehr Steuereinnahmen

zu verzeichnen. Also sagen Sie ja nicht, die 2,9 Pro-
zent wären nicht schon ab dem 1. 1. 2008 finanzier-
bar!

(Glocke)

Wo ein Wille ist, ist auch ein Weg! Soviel müssten
Ihnen doch die schwere Arbeit unserer Beamtinnen
und Beamten und die innere Sicherheit insgesamt wert
sein. Unsere Bevölkerung und unsere Beamtinnen und
Beamten werden Ihnen danken, aber ich glaube, es
ist hoffnungslos.

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Erlanson.

Abg. Erlanson (Die Linke)*): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, sehr verehrte Damen und Herren! Die Linke
in  all  ihren  Gliederungen  hat  in  den  letzten  Wo-
chen – –.

(Heiterkeit bei der SPD und beim Bünd-
nis 90/Die Grünen)

Was gibt es dabei zu lachen? Die Linke in all ih-
ren Gliederungen – wir haben verschiedene Partei-
gliederungen wie andere auch – hat jedenfalls ein Ma-
nifest beschlossen mit dem Titel „Gute Arbeit“. Gute
Arbeit ist für die Linke eine Arbeit, die sicher ist. Gute
Arbeit ist für die Linke eine Arbeit, die nicht krank
macht, die mit Familie und Beruf vereinbar ist. Gute
Arbeit ist etwas, wo man mitbestimmen kann, und vor
allen Dingen auch etwas, wofür man anständig be-
zahlt wird.

(Beifall bei der Linken und bei der SPD)

An der Stelle, glaube ich, muss man einmal fest-
stellen, wenn die Kollegen und Kolleginnen draußen
vor der Tür demonstrieren, dann haben wir doch eine
Situation, dass man sagen muss, wenn wir als ver-
antwortliche Politiker wollen, dass Beamte unter an-
derem in der Schule, bei der Feuerwehr, bei der Po-
lizei, im Finanzamt, viele wurden genannt, oder auch
in anderen Ämtern, die die ganzen Jahre unter der
Bedingung des permanenten Personalabbaus gear-
beitet haben, weiter arbeiten, weiter eine gute Ar-
beit bringen, dann kann man doch nicht ernsthaft ein-
fach bereits beschlossene Besoldungserhöhungen auf
einmal wieder zurücknehmen. Ich finde, das ist ein
Unding!

(Beifall bei der Linken)

Ich will den Kollegen von den Grünen auch gleich
antworten, natürlich ist es auch für mich ein Unding,
wenn Kollegen der Linken in Berlin glauben, sich jetzt
abkoppeln zu können von dieser Erhöhung der Be-
––––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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amtenbesoldung. Das ist mit mir und mit unserer Frak-
tion  hier  in  der  Bremischen  Bürgerschaft  jedenfalls
nicht zu machen!

(Beifall bei der Linken – Zurufe des Abg.
R ö w e k a m p  [CDU])

Ich denke, ein besonderes Problem ist auch, dass,
wenn man sich die Situation in den Amtsstuben vor-
stellt, wo auf der einen Seite der nicht beamtete Be-
amte steht und auf der anderen Seite der Beamte – –.

(Abg. Frau T r o e d e l  [Die Linke]: Herr Rö-
wekamp, brauchen Sie ein Mikrofon? Dann
kann ich mich besser auf Sie konzentrieren!)

Hey, könnt ihr dort einmal still sein oder hinaus-
gehen? Ihr könnt gern hinausgehen, das ist in Ord-
nung für mich. Aber das wäre Ihre Aufgabe gewesen,
Herr Präsident, das wollen wir auch einmal sagen!

(Heiterkeit – Glocke)

Präsident Weber: Dass solch eine Bemerkung mit
Applaus kommentiert wird, ist nicht sehr amüsant.
Aber ich finde, das gehört zur parlamentarischen Be-
ratung dazu, dass Sie sich auch durch Ihre Rede Auf-
merksamkeit verschaffen, Herr Kollege Erlanson.

(Beifall)

Abg. Erlanson (Die Linke): Ich will noch einmal da-
rauf hinweisen, was für eine schwierige Situation teil-
weise in den öffentlichen Ämtern entsteht, genauso
aber auch in den Schulen, bei der Polizei und Feuer-
wehr, wenn auf der einen Seite des Schreibtisches
oder möglicherweise auch beim Einsatz jemand ist,
der nach Tarifvertrag organisiert und bezahlt wird,
und auf der anderen Seite ein Beamter, und der eine
bekommt mehr Geld und der andere weniger.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ja, wer bekommt denn mehr Geld?)

Nein! Die Tariferhöhungen sind ja zu Recht gezahlt
worden. Ich habe nicht davon geredet, dass die ei-
nen, die Beamten, mehr bekommen als die anderen,
ich habe nur gesagt, allein dieser Zeitverzug, denke
ich, ist sehr problematisch.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Die haben alle
keine Ahnung, wovon sie reden!)

Beide Gruppen müssen ja Hand in Hand zusammen-
arbeiten, das ist eine wichtige Sache in den Berei-
chen, in denen sie arbeiten.

Wenn man das feststellt, dann kann man sich na-
türlich fragen, ob dort irgendetwas fehlt. Dabei würde

ich mich auch ganz gern an die Kollegen und Besu-
cher von der Polizei und wahrscheinlich auch noch
andere Beamte wenden: Ja, meine lieben Kollegen,
man muss doch feststellen, irgendetwas fehlt hier! Ich
glaube, was euch da ein wenig fehlt, ist mindestens
so etwas wie ein politisches Streikrecht, sodass ihr
euren Forderungen auch endlich einmal Nachdruck
verleihen könnt.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Eine Reform des
öffentlichen Dienstrechts fehlt, aber das kön-

nen Sie so schnell nicht erreichen!)

Nein! Es ist aber ein politisches, kein juristisches
Problem, ob im Grunde ein Verfassungsgericht ge-
sagt hat, Beamte dürfen nicht streiken. Das mag so
sein, aber trotzdem können Beamte sich durchsetzen.
Von daher sage ich einmal, wir von der Linken for-
dern natürlich die sofortige Besoldungserhöhung, dass
sie sofort durchgesetzt und nicht verschoben wird.
Ich kann noch einmal sagen, ich glaube, davon sind
so viele Berufsgruppen insbesondere des öffentlichen
Dienstes  betroffen,  die  an  Stellen  arbeiten,  die  wir
alle angeblich ja für so wichtig halten. Wenn man das
wirklich ernst nimmt, dann muss gute Arbeit auch gu-
tes Geld zur Folge haben.

(Beifall bei der Linken)

Zur  SPD-Fraktion  will  ich  noch  einmal  die  eine
kleine Bemerkung machen, weil die Kollegin so nett
gesagt hat, die SPD bewege die Frage der Besoldungs-
anpassung, und Sie fanden das besonders gut. Ich
sage dazu einfach: Die SPD muss bewegt werden in
dieser Frage, das ist die richtige Antwort! – Danke!

(Beifall bei der Linken)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren, liebe Zuhörerinnen und Zuhörer
drinnen und draußen, kann man sagen, es stehen ja
eine Menge Leute auch draußen auf dem Marktplatz
und vor der Tür!

(Zurufe)

Ein paar stehen dort noch, und das ist Qualität!

(Beifall bei der FDP)

Ich bedanke mich ausdrücklich bei dem Kollegen
Kuhn, dass er einen sehr abgewogenen Beitrag ge-
halten hat. Wir hätten uns als FDP-Fraktion sehr ge-
wünscht, dass der Sanierungskurs, der in den vergan-
genen Jahren gefahren worden ist, so zum Erfolg ge-
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führt hätte, dass wir jetzt in Bremen aus dem Vollen
schöpfen können. Das können wir aber nicht!

(Beifall bei der FDP)

Bremen ist ein Sanierungsland, und das stellt uns
natürlich auch bei einer Debatte, wie wir sie heute
führen, vor Herausforderungen. Ich verstehe die Frus-
tration, den Ärger und den Zorn der Beamtinnen und
Beamten, dass vermeintlich oder tatsächlich zugesagte
Tariferhöhungen jetzt nicht sofort erfolgen, aber den-
noch, denke ich, muss man in diesem Falle – und da-
rüber hat sich die FDP in den vergangenen Tagen und
Wochen in sehr vielen Gesprächen in Kenntnis ge-
setzt – auch sehr differenziert argumentieren.

Zu  einem  Punkt  grundsätzlicher  Art  möchte  ich
noch einmal feststellen, ich glaube, und das habe ich
dem Kollegen Kuhn ausdrücklich gedankt, man sollte
in dieser Debatte nicht noch zusätzlich Öl ins Feuer
gießen. Das ist ein sehr emotionales Thema, das haben
wir in den vergangenen Wochen erlebt. Ich weiß gar
nicht, wie viele E-Mails ich bekommen habe und wie
viele Briefe, aber das ist sicherlich vielen anderen Ab-
geordneten auch so gegangen.

Es war auch gut so, dass ich mich noch einmal über
die  ganze  Bandbreite  der  Sichtweise  informieren
konnte. Es hat dabei aber auch in den vergangenen
Wochen sehr unbedachte Äußerungen gegeben, ein-
mal vonseiten des Senats – das ist einmal schon an-
gesprochen worden, ich glaube, das wird auch so ge-
sehen  –,  es  hat  aber  auch  vonseiten  der  E-Mail-
Schreiber einige sehr unbedachte Äußerungen ge-
geben.

Es  gibt  auch  Aktionen,  mit  denen  ich  Probleme
habe, muss ich sagen, denn wir dürfen eines nicht
machen: Wir dürfen bei dieser Debatte nicht auf ei-
nen totalen Konfrontationskurs hinaussteuern, denn
am Ende des Tages müssen ja alle wieder zusammen-
arbeiten und zusammenwirken, und wir müssen se-
hen, dass wir dieses Gemeinwesen Bremen auch ge-
meinsam voranbringen. Daran kommen wir gar nicht
vorbei!

(Beifall bei der FDP)

Ich möchte noch einmal zur Ausgangslage der De-
batte zurückkehren. Wir haben uns immer gefragt:
Wie betrachten wir denn Probleme, wie bereiten wir
unsere Entscheidungen vor? Das eine ist immer ge-
wesen, dass man gesagt hat, wir orientieren uns, weil
wir so eng mit Niedersachsen verflochten sind, an Nie-
dersachsen. Wir orientieren uns auf der anderen Seite
an dem anderen Haushaltsnotlageland, das ist das
Saarland, und wir orientieren uns auch an anderen
norddeutschen Bundesländern. Meines Wissens ha-
ben diese alle die Besoldungserhöhung zum 1. Ja-
nuar beschlossen und führen sie teilweise durch, also
Niedersachsen und das Saarland auf jeden Fall.

Die FDP-Fraktion hat sich, wie gesagt, sehr diffe-
renziert damit auseinandergesetzt und spricht sich
dafür aus, die Erhöhung der Bezüge für die Besol-
dungsgruppen  bis  einschließlich  A  12  sofort  zum
1. Januar vorzunehmen und für die Besoldungsgrup-
pen ab A 13 zum 1. Juli 2008. Das ist unsere Grund-
satzentscheidung dazu gewesen. Aber wir sagen auch,
wenn es heute zur Abstimmung über den CDU-Ge-
setzesvorschlag kommt – das ist ja überall in der Bun-
desrepublik  so,  die  FDP  verfügt  selten  über  abso-
lute Mehrheiten, woran wir arbeiten – und dieser Ge-
setzesvorschlag zu 85 Prozent auch unseren Intentio-
nen entspricht, würden wir diesem Gesetzesvorschlag
zustimmen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Hinners.

Abg. Hinners (CDU)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Insbesondere Frau Busch und Herr
Dr. Kuhn, wenn Sie das, was die Übernahme eines
Protestes aus der Bevölkerung in die Bürgerschaft, in
das Parlament, Trittbrettfahren nennen, dann können
Sie mich auch in Zukunft Trittbrettfahrer nennen!

(Beifall bei der CDU – Abg. Frau B u s c h
[SPD]: Daran haben Sie lange gefeilt!)

Wie bitte? Nein, nein! Sie haben mir sozusagen eine
Vorlage gegeben!

Herr Dr. Kuhn, wie hätten Sie denn reagiert, wenn
Sie noch in der Opposition gewesen wären? Hätten
Sie – –?

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das können Sie nachlesen, wie wir

damit umgegangen sind!)

Ja, genau! Wie haben Sie es versprochen? Aber wir
wollen ja weiter konstruktiv und in Ruhe mit dem
Thema umgehen, deswegen nehme ich das auf, was
Frau Busch hier gesagt hat, nämlich den Hinweis
Überweisung an den Haushalts- und Finanzausschuss.

Frau Busch, in meiner früheren Tätigkeit habe ich
hin und wieder einmal mit Hütchenspielern zu tun
gehabt. Hütchenspieler haben die Angewohnheit und
vor allen Dingen auch die Fähigkeit, Hütchen mit einer
Kugel so lange hin- und herzuschieben, bis man die
Kugel klammheimlich verschwinden lassen kann. Soll-
ten Sie das auf dem Zettel haben, sollten Sie das also
versuchen wollen, dann werden wir als CDU dieses
Spielchen überhaupt nicht mitmachen!

(Beifall bei der CDU – Glocke)
––––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 9. Sitzung am 21. 11. 07526

(A) (C)

(B) (D)

Präsident Weber: Herr Abgeordneter, gestatten Sie
eine Frage der Abgeordneten Frau Busch?

Abg. Hinners (CDU): Frau Busch darf sprechen!

(Zuruf des Abg. R ö w e k a m p  [CDU])

Präsident Weber: Bitte, Frau Busch!

Abg. Frau Busch (SPD): Wer spricht hier eigentlich?
Herr Hinners oder Sie?

Abg. Hinners (CDU): Nein, Sie jetzt, Frau Busch!

(Glocke)

Präsident Weber: Herr Abgeordneter Röwekamp,
bitte!

Abg. Frau Busch (SPD): Ist das Ihr Vertrauen in den
Vorsitzenden des Haushalts- und Finanzausschusses?

Abg. Hinners (CDU): Nein, das ist ein Hinweis an
Ihre Adresse gewesen!

(Beifall bei der CDU – Abg. Frau B u s c h
[SPD]: Ich kann Ihnen sagen: Hütchenspie-

lerin bin ich nicht!)

Die CDU-Fraktion teilt zu dieser Überweisung an den
Haushalts- und Finanzausschuss Folgendes mit: Wenn
gesichert ist, dass dieser Vorgang in der Dezember-
Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses be-
handelt wird, und wenn weiter gesichert ist, dass in
der nächsten Bürgerschaftssitzung im Dezember diese
Gesetzesvorgabe der CDU als Tagesordnungspunkt
wieder aufgerufen wird – –.

(Zuruf des Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bünd-
nis 90/Die Grünen])

Hören Sie doch zu, Herr Dr. Güldner! Ich sage Ihnen
doch, wenn diese Bedingungen vorgegeben, verspro-
chen und vor allen Dingen eingehalten werden, dann
könnten wir mit einer Überweisung an den Haushalts-
und Finanzausschuss leben. Im Übrigen ein Hinweis:
Der Haushalts- und Finanzausschuss tagt am 7. De-
zember um 10 Uhr und ist öffentlich.

(Beifall bei der CDU)

Abschließend will ich an der Stelle noch einmal ganz
deutlich darauf hinweisen, wir als CDU-Fraktion be-
teiligen uns auch weiterhin an der Vertretung der In-
teressen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus
dem öffentlichen Dienst. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Sieling.

Abg. Dr. Sieling (SPD): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich darf vielleicht erst
einmal feststellen, dass ich sehr froh bin und es sehr
gut finde, dass in dieser Debatte zwei Behauptungen
nicht wieder aufgestellt worden sind. Da ist die erste
Behauptung, die nicht der Wahrheit entspricht, dass
Bremen in seiner Klageschrift nach Karlsruhe gemel-
det habe, dass die Besoldungserhöhung zum 1. Janu-
ar 2008 erfolgen würde. Das stimmt nicht, das ist vor-
her kolportiert worden! Das ist hier nie wieder be-
hauptet worden, ich bin ja nur froh, dass es nicht be-
hauptet worden ist!

(Abg. F o c k e  [CDU]: Hat hier auch nie-
mand gesagt!)

Die zweite Behauptung, die hier nicht wieder auf-
gestellt worden ist – und auch das ist sehr gut, weil
es der Wahrheit entspricht –, ist die fälschliche Be-
hauptung,  es  seien  konkrete  Erhöhungszeitpunkte
von Bürgermeisterin Linnert oder Bürgermeister Böhrn-
sen oder anderen Vertretern der jetzigen Koalition im
Wahlkampf oder zu anderen Zeiten genannt worden.
Das ist nie der Fall gewesen, dafür gibt es auch kei-
nen Nachweis. Ich bin froh, dass in diesem Hause diese
Falschaussagen nicht wiederholt worden sind. Das ist
gut für die weitere Beratung, meine Damen und Her-
ren!

(Beifall bei der SPD)

Ich  habe  mich  jetzt  aber  gemeldet,  um  zu  dem
Thema der Überweisung und dem sehr ernsthaften
Umgang mit diesem Begehren noch einmal erläuternd
zu sagen, dass es uns darauf ankommt und dass das
die Leistung sein wird, die wir als Parlament alle ins-
gesamt zu erfüllen haben – auch die drei Oppositi-
onsparteien und -fraktionen unter Führung des Haus-
halts- und Finanzausschusses und damit unter Ihrem
Vorsitz, Herr Kollege Röwekamp –, einen Haushalt für
dieses Land aufzustellen. Das werden wir nach der
ersten Lesung, die ja voraussichtlich im Januar in die-
sem Hause stattfinden wird, in den Monaten Februar
und März beraten. In der Zeit wird auch dieser Ge-
setzentwurf beraten, und von daher wird es so sein,
dass wir im April, wenn wir die zweite Lesung für den
Haushalt haben, hier uns mit der Entscheidung über
die Besoldungserhöhung befassen werden.

Dann werden wir entscheiden, welchem Vorschlag
wir folgen, dem Vorschlag, den der Senat unterbrei-
tet, oder ob Veränderungen, Verbesserungen im Sinne
der Kolleginnen und Kollegen und der Beamtinnen
und Beamten, die heute demonstriert haben, möglich
sind. Darum werden wir in den Haushaltsberatun-
gen sehr ernsthaft und überzeugend – darauf können
Sie sich verlassen – und sehr verlässlich ringen.
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Präsident  Weber:  Herr  Dr.  Sieling,  gestatten  Sie
eine Frage des Abgeordneten Pflugradt?

Abg. Dr. Sieling (SPD): Gern!

Präsident Weber: Bitte, Herr Pflugradt!

Abg. Pflugradt (CDU): Habe ich das eben richtig
verstanden, Herr Kollege, dass Sie eben gesagt ha-
ben, dass Sie vor der Wahl keine Besoldungserhö-
hung, keinen Termin versprochen hätten?

Abg. Dr. Sieling (SPD): Es ist hier im Vorfeld der
Eindruck erweckt worden, es sei von Bürgermeiste-
rin Linnert oder Bürgermeister Böhrnsen oder anderen
versprochen worden, dass man die Gleichstellung zwi-
schen der Gehaltsentwicklung und der Übernahme
des Tarifvertrags für Angestellte und der Besoldungs-
erhöhung der Beamten dahingehend realisieren wolle,
dass der 1. Januar 2008 versprochen worden wäre.
Das ist nie passiert!

Präsident Weber: Gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenfrage?

Abg. Dr. Sieling (SPD): Ja, bitte!

Präsident Weber: Bitte, Herr Pflugradt!

Abg. Pflugradt (CDU): Können Sie sich denn er-
innern, was Sie vor der Wahl gesagt haben?

Abg. Dr. Sieling (SPD): Selbiges! Für mich gilt das
auch! Auch ich habe so etwas nie versprochen!

Präsident Weber: Gestatten Sie eine weitere Fra-
ge des Abgeordneten Pflugradt?

Abg. Dr. Sieling (SPD): Aber gern!

Präsident Weber: Bitte, Herr Pflugradt!

Abg. Pflugradt (CDU): Erinnern Sie sich an eine
Veranstaltung, bei der Frau Linnert, Sie und ich waren?

Abg. Dr. Sieling (SPD): Wir saßen wie immer in
freundlicher Atmosphäre nebeneinander.

Präsident Weber: Gestatten Sie eine weitere Fra-
ge des Abgeordneten Pflugradt?

Abg. Dr. Sieling (SPD): Ja, bitte!

Präsident Weber: Bitte, Herr Pflugradt!

Abg. Pflugradt (CDU): Wunderbar! Ich kann mich
daran erinnern, nachdem ich berichtet habe, was bei
uns im Wahlprogramm zu dieser Frage steht, näm-

lich  dass  wir  darin  eine  Besoldungserhöhung  zum
1.  Januar  2008  stehen  haben,  haben  Sie  sich  an-
schließend gemeldet und ebenfalls versprochen, dass
eine Besoldungserhöhung ab dem 1. Januar erfolgen
soll. Das Gleiche hat auch Frau Linnert gesagt. Viel-
leicht erinnern Sie sich daran, oder vergessen Sie häu-
fig etwas?

Abg. Dr. Sieling (SPD): Ich habe in der Regel sehr
korrekte Erinnerungen. Ich muss jetzt Ihre Erinne-
rung bezweifeln, weil ich das so nicht gesagt habe.
Wir haben in der Veranstaltung über die Frage de-
battiert, dass wir keine Abkopplung wollen. Das ist
hier in der Debatte von meiner Kollegin Busch und
auch dem Kollegen Kuhn deutlich gemacht worden,
dass das auch nicht der Fall ist. Selbst der Senatsvor-
schlag, der in der heftigen Kritik ist, beinhaltet, dass
die 2,9 Prozent erreicht werden.

Wir müssen dann noch über den Zeitpunkt reden,
das ist ja das Thema hier. Ich habe nie ein konkretes
Datum versprochen, aber vielleicht können wir ja den
Gesamtpersonalrat bitten, uns den Nachweis zu füh-
ren. Es ist damals ja eine Aufzeichnung gemacht wor-
den vom Gesamtpersonalrat, und dann müsste man
sich das anschauen und sehen können. Jedenfalls ha-
be ich den 1. Januar 2008 mit Sicherheit nicht ver-
sprochen. Frau Bürgermeisterin Linnert schüttelt hier
auch den Kopf, das gilt auch für sie.

Wenn ich dann fortfahren darf? Mir ging es noch
einmal darum, deutlich zu machen, dass diese Über-
weisung bedeutet, dass wir in den Haushaltsberatun-
gen, so wie wir es immer versprochen haben, wie die
Koalition es im Koalitionsvertrag stehen hat, nach-
lesbar für jede Bürgerin und jeden Bürger in Bremen
und Bremerhaven, so damit umgehen werden. Ich
bitte, das so zu verstehen, dass wir dann darüber eine
ordentlich fundierte Entscheidung mit Finanzierungs-
vorschlägen – ich fordere die drei Oppositionsfrak-
tionen auf, hier auch konstruktive Finanzierungsvor-
schläge zu machen – treffen werden! Wir werden sie
vor allem in Verantwortung für die Beamtinnen und
Beamten dieses Landes in dem Zusammenhang be-
raten und treffen, wir werden sie sehr transparent tref-
fen, wir werden vorher zu Beratungen einladen.

Der Haushalts- und Finanzausschuss kann dazu
Anhörungen machen, all diese Möglichkeiten wer-
den wir wahrnehmen, wir wollen hier einen Haus-
halt gemeinsam möglichst breit getragen von der Be-
völkerung erreichen, aber dagegen steht, Herr Kol-
lege Hinners, dass man eine überhetzte, übereilte
Behandlung hier im Dezember in diesem Hause ma-
chen würde. Das werden wir nicht mitmachen. Wir
werden im April beschließen! – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Rupp.
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Abg.  Rupp  (Die Linke)*):  Herr  Präsident,  ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich hatte ja schon
öfter das Vergnügen, auf Demonstrationen anwesend
zu sein, wo eine große Zahl von Polizistinnen und Po-
lizisten zugegen war. Relativ selten war es so, dass
ich mit ihnen auf einer Seite gestanden habe.

Ich wollte nur noch einmal sagen, weil wir jedes
Mal, wenn es darum geht, die soziale Lage der Stadt
zu thematisieren und über Geld zu reden, um die so-
ziale Lage der Stadt aufrechtzuerhalten, sicherzustel-
len und so weiter, immer wieder vorgehalten bekom-
men:  Wir  können  nicht,  wir  haben  kein  Geld,  wir
schauen nach Karlsruhe, wir haben Föderalismusre-
form! Diese Form von gebetsmühlenartiger Wieder-
holung bringt uns keinen Schritt weiter!

Ich kenne Sie, obwohl ich nicht in der Bürgerschaft
war, schon etwas länger als dieses Jahr, und ich sage
einmal, diese Form von sogenannten Eigenleistun-
gen und Investitionen oder Sparen und Investieren,
oder wie immer es geheißen hat, diese Form von Sa-
nierungslogik hat Bremen in zwölf Jahren nicht aus
der Haushaltskrise geführt, und ich denke, es ist Zeit,
über Alternativen nachzudenken.

Es ist natürlich so, dass, wenn wir in Prozessen sind,
in denen wir offensichtlich zunächst zu wenig Geld
haben, wenn wir nicht weitere Schulden machen wol-
len oder wenn wir nicht Mehreinnahmen anders ver-
wenden wollen, es dann ein Stück weit ein gegen-
einander Ausspielen ist. Man kann es natürlich Ab-
wägung nennen, aber wir müssen uns klar machen,
es ist so, dass wir eine soziale Decke haben, die of-
fensichtlich dann für viele zu kurz sein wird. Einige
werden dann dabei herunterfallen.

Ich sage noch einmal, wir müssen in diesen Ver-
handlungen auch gegenüber Karlsruhe, auch gegen-
über der Föderalismusreform meines Erachtens deut-
lich selbstbewusster auftreten. Es ist überhaupt nicht
mehr so, dass die Beschäftigten dieses Landes, die
Bürgerinnen  und  Bürger  dieses  Landes  in  irgend-
einer Weise im fetten Speck leben, dass man ihnen
irgendetwas wegnimmt, was irgendeine Form von Pri-
vileg ist. Das wissen wir hier auch, deswegen muss
man darüber diskutieren, dass eine Stadt Geld braucht
– innere Sicherheit braucht Geld, soziale Sicherheit
braucht Geld, Demokratie braucht Geld. Mit dieser
Form von Selbstbewusstsein müssen wir in dieser Re-
publik auftreten und sagen: Wer eine bestimmte Form
von öffentlicher Daseinsvorsorge haben will, wer eine
bestimmte Gesellschaft haben will, muss sie finan-
zieren.

Das müssen wir auch nach Berlin melden, dorthin,
wo Parteien vertreten sind, die hier auch vertreten
sind und möglicherweise schneller dafür sorgen kön-
nen, dass die Einnahmesituation bestimmter Notla-
geländer verbessert wird. Ich sage Ihnen: Darin liegt
die Lösung, indem wir selbstbewusst auftreten und
––––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

für Geld, das wir hier dringend nötig haben, streiten
und notfalls auch sagen, wir müssen weiter Schulden
aufnehmen, damit die sozialen Schulden dieser Stadt
nicht größer werden.

Das wollte ich an dieser Stelle noch einmal sagen,
und ich verspreche Ihnen eines, jedes Mal, wenn die
Debatte wieder aufkommt, werde ich mich hier hin-
stellen und dasselbe sagen. Möglicherweise hilft das,
auch bestimmte Einsichten zu verbreiten. – Danke
schön!

(Beifall bei der Linken)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, als
nächste Rednerin hat das Wort Frau Bürgermeiste-
rin Linnert.

Bürgermeisterin Linnert: Herr Präsident, meine
sehr verehrte Damen und Herren! In den vorange-
gangenen Beiträgen wurde bereits deutlich, dass die
Proteste über die zeitlich verzögerte Besoldungser-
höhung auch Sozialdemokraten und Grüne nicht kalt
lassen. Natürlich wissen wir, dass gerade in den un-
teren Besoldungsgruppen das Geld in der Haushalts-
kasse  angesichts  steigender  Lebenshaltungskosten
knapp ist. Wir wissen, dass in vielen Bereichen eine
hohe Arbeitsbelastung und Überstunden zum Alltag
gehören. Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ge-
bührt unsere Anerkennung.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen  –  Zuruf  der  Abg.  Frau A h -

r e n s  [CDU])

In der anstehenden Haushaltsberatung haben die
Parlamentarier jetzt Zeit, eine Gesamtschau über alle
Einnahmen und Ausgaben vorzunehmen. Dabei geht
es um den schwierigen Abwägungsprozess zwischen
zahlreichen Forderungen und wichtigen Maßnahmen,
die nicht alle erfüllt beziehungsweise realisiert wer-
den können. Damit hier nicht wieder erzählt wird, dass
wir Dinge versprochen hätten, werde ich hier noch
einmal ganz klar und deutlich sagen, der Haushalts-
ausschuss kann sich selbstverständlich mit der Be-
soldungserhöhung in seiner Dezember-Sitzung be-
schäftigen, das ist seine freie Entscheidung und die
des Vorsitzenden, man kann da aber keine Gesamt-
schau mit dem gesamten Haushalt herstellen, weil
dieser von der Bremischen Bürgerschaft erst in ers-
ter Lesung in der Dezember-Sitzung beschlossen

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Januar!)

und  dann  in  den  Haushalts-  und  Finanzausschuss
überwiesen wird. Dass wir uns da jetzt nicht miss-
verstehen!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]:  Aber  das
Wohngeld haben Sie auch schon angepasst!)
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Ja, das mussten wir! Auf das Wohngeld will ich gleich
sehr gern noch einmal eingehen.

Den Beschluss über die verzögerte Erhöhung hat
der  Senat  nicht  leichtfertig  gefasst,  es  ist  Bremens
Haushaltsnotlage. Herr Rupp, ich will Ihnen das noch
einmal sagen: Sie können auch zwanzigmal den sel-
ben Beitrag halten, es ändert nichts daran, dass man
das als Faktum hier zur Kenntnis nehmen muss.

Zu Ihrem Ratschlag, in Berlin ein bisschen selbst-
bewusster aufzutreten, sage ich Ihnen: Kommen Sie
einmal mit, für Selbstbewusstsein gibt es da leider gar
nichts!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Glauben Sie bloß nicht, dass der Senat sich als Lei-
setreter betätigt! Diese Entscheidung, die wir als Senat
getroffen haben, ist Bremens Haushaltsnotlage und
den damit verbundenen engen finanziellen Spielräu-
men geschuldet.

(Glocke)

Präsident  Weber:  Entschuldigung,  Frau  Bürger-
meisterin! Herr Abgeordneter Rupp, Sie sind gera-
de von der Bürgermeisterin angesprochen worden.
Ich bitte Sie dann auch, Platz zu nehmen!

(Abg. R u p p  [Die Linke]: Entschuldigung!)

Bürgermeisterin Linnert: Bei vielen Beschäftigten,
das haben wir selbstverständlich gemerkt, hat die Se-
natsentscheidung das Fass zum Überlaufen gebracht.
Die persönliche Betroffenheit kann ich nachvollziehen.
Ich will aber hier darauf hinweisen, dass Bremen mit
der Entscheidung, die Besoldung zum 1. 10. 2008 um
1,9 Prozent und zum 1. 10. 2009 um weitere 1 Pro-
zent zu erhöhen, keinesfalls bundesweit das Schluss-
licht bildet, auch wenn das gern behauptet wird. Bre-
men liegt im Ländervergleich auf Platz 12 und nicht
am Ende der Skala, wie das durchgängig außerhalb
Bremens von uns erwartet wird. Im Ländervergleich
wird deutlich, dass Hessen, Rheinland-Pfalz, Bran-
denburg und Berlin ihren Beamtinnen und Beamten
geringere  Besoldungserhöhung  zumuten,  im  Falle
Berlins konkret gar keine.

Ich sage das nicht, weil ich das für erstrebenswerte
Beispiele halte. Wir müssen hier ernten, was die Fö-
deralismusreform I, auch klar interessengeleitet ge-
gen ein Bundesland wie Bremen, angerichtet hat, wo
man mit großer Mühe versuchen muss, nicht völlig
abgekoppelt zu werden. Ich sage das also nicht, weil
ich finde, dass wir es den anderen nachmachen sollten.
Der Senat steht zu seinem Vorschlag in beiden Rich-
tungen, ich möchte nur, dass wir bei der aufgeheiz-
ten Debatte bei der Wahrheit bleiben und die Kirche
im Dorf lassen.

Selbstverständlich – und das ist völlig klar für den
Senat, das ist das Ziel – sollen die bremischen Beam-

tinnen und Beamten nicht unnötig schlechter gestellt
werden als die Beamtinnen und Beamten in den be-
nachbarten Ländern. Der Blick über den Tellerrand
zeigt, dass wir uns unter schwierigsten Bedingungen
mit zugegeben einer Übergangszeit an den umlie-
genden Ländern orientieren. Der Senat hat ganz viel
Wert darauf gelegt, dass die Besoldung nicht dauer-
haft von der bundesweiten Entwicklung abgekoppelt
wird. Die Erhöhung kommt später als beispielsweise
in Niedersachsen, aber sie kommt.

In meinem Haus wurde eine Vergleichsrechnung
aufgemacht. Für den Zeitraum 2004 bis 2009 wurde
berechnet, wie viel ein Polizeibeamter und eine Po-
lizeibeamtin der Besoldungsstufe A 9 in Niedersachsen
und in Bremen verdient in der Zeitraumbetrachtung,
inklusive aller Sonderzahlungen und Besoldungser-
höhungen. Herausgekommen ist, dass die Bremer un-
ter dem Strich besser dastehen, und dabei wurde auch
die von Niedersachsen angekündigte Erhöhung des
Weihnachtsgeldes für Beamtenkinder berücksichtigt.

Ich weiß, dass dies nichts an der konkreten Situa-
tion der Bremer Beamtinnen und Beamten ändert. Es
gehört aber zur sachlichen Betrachtung der unter-
schiedlichen Verhältnisse in den Bundesländern. Unter
dem Strich kostet die vom Senat beschlossene Erhö-
hung in den nächsten 2 Jahren rund 20 Millionen Euro.

Um die Größenordnung zu verdeutlichen, verweise
ich auf die Schwerpunktsetzung, zu der sich der Senat
entschlossen hat. Wir haben uns vorgenommen, im
Bereich  Kinder  und  Jugend  sowie  bei  der  Bildung
Schwerpunkte zu setzen, wie übrigens im Wahlkampf
versprochen. Dafür werden in 2008 insgesamt 20 Mil-
lionen Euro zusätzlich bereitgestellt und im Folge-
jahr 30 Millionen Euro. Das Geld wird unter ande-
rem für bessere Standards in Kindergärten und Schu-
len verwendet, für mehr Betreuungsangebote für die
Null-  bis  Dreijährigen,  den  Ausbau  von  Ganztags-
schulen und eine Verbesserung der Lehre an unse-
ren Hochschulen. Natürlich gab es massenweise gute
Ideen  und  Vorschläge,  wie  man  in  den  gerade  ge-
nannten Bereichen sinnvoll und segensreich noch viel
mehr Geld ausgeben könnte, aber mehr ist nicht mög-
lich. Schon diese 50 Millionen Euro zusammenzube-
kommen war ein enormer Kraftakt!

So gesehen sind die beschlossenen 20 Millionen
Euro für die Besoldungserhöhung keine Kleinigkeit.
Die Besoldungserhöhung muss auch vor dem Hinter-
grund unserer Klage vor dem Bundesverfassungsge-
richt und unserer Position in der Debatte um die Fö-
deralismusreform gesehen werden. Bundesweit schaut
man sehr genau, wofür wir wie viel Geld ausgeben.
Sie können ruhig glauben, dass bei Treffen auf Bun-
desebene in aller Regel die Bremer schwer unter Druck
geraten.

Leider ist es unmöglich, aber ich würde Sie gern
einmal einladen, am Treffen der Finanzministerinnen
und Finanzminister teilzunehmen. Gerade in der letz-
ten Woche ging es hoch her, als die Sprache auf die
Bremer  Besoldungserhöhung  kam,  frei  nach  dem
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Motto: Vor dem Bundesverfassungsgericht um Sanie-
rungshilfe klagen, aber mehr zahlen als andere. Der
Senat macht sich das nicht zu eigen, dass wir uns hier
nicht falsch verstehen, aber Sie müssen zur Kenntnis
nehmen, in welchem Umfeld wir uns bewegen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Die  Gutachter  für  den  Prozess  vor  dem  Verfas-
sungsgericht der anderen Bundesländer fahren schwe-
res Geschütz auf, wenn sie zu Bremens Besoldungs-
und Beschäftigungspolitik Stellung nehmen. Herr Feld
führte beispielsweise in seinem Gutachten für die Süd-
länder aus, ich zitiere: „Bremen leistet sich mit Ab-
stand die höchsten Personalausgaben, sie liegen deut-
lich über dem Bundesdurchschnitt und immer noch
100 Euro je Einwohner über denjenigen Hamburgs so-
wie knapp 90 Euro je Einwohner über den Berliner
Personalausgaben. Insgesamt liegt Bremen beim Per-
sonal je 1000 Einwohner bei über 200 Prozent des
Durchschnitts der alten Länder.“

Herr Waldhoff, Gutachter für die Bundesregierung,
kritisiert, ich zitiere: „Die Primärausgaben Bremens
je Einwohner sind nach wie vor viel zu hoch. Das gilt
sowohl für konsumtive Primärausgaben als auch für
investive Ausgaben.“ Die kritisierten angeblich viel
zu hohen Ausgaben beziehen sich im großen Umfang
auf Personalausgaben. Wir teilen die Waldhoffkritik
nicht. Das möchte ich noch einmal ausdrücklich sa-
gen.

Aber das ist das Geschütz von außerhalb Bremens,
und, Herr Rupp, Ihr Ratschlag läuft darauf hinaus,
dicke Backen zu machen und letztendlich das Staats-
schiff fiskalisch vor die Wand zu fahren. Wir kämp-
fen hier in einmaliger Art und Weise und auch in einem
ganz begrenzten Zeitfenster für eine finanzpolitische
Perspektive  für  unser  Bundesland.  Glauben  Sie  ja
nicht, dass dieser Senat sich durch unbedachtes Han-
deln dazu hinreißen lassen wird, den anderen auch
noch Argumente anzuliefern!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Abg. R u p p  [Die Linke]: Da-

rauf kommen wir noch zurück!)

Der Bund der Steuerzahler, um das Bild einmal ab-
zurunden, hat in seiner Presseerklärung von heute,
auch das machen wir uns nicht zu eigen, gesagt: „Der
öffentliche  Dienst  in  Bremen  und  die  Beschäftigten
der  bremischen  öffentlichen  Gesellschaften  müssen
weitere bedeutende Sanierungsopfer erbringen. An-
derenfalls bleiben erneute Bundeshilfen und damit
die Überwindung des Haushaltsnotstandes an der We-
ser illusorisch.“

Mit diesen Worten weist der Bund der Steuerzah-
ler Niedersachsen und Bremen die anhaltenden Be-
amtenproteste gegen eine angeblich zu niedrige und
verspätete Gehalts- und Pensionsanpassung zurück,

die der Senat mit Wirkung vom 1. Oktober 2008 und
1. Oktober 2009 vorschlägt. Das Senatsangebot sei
aus Steuerzahlersicht für ein Haushaltsnotlageland
ohnehin deplatziert, weil es zusätzliche dauerhafte Be-
lastungen von rund 20 Millionen Euro im Jahr bringe.
Umso unverständlicher und weltfremder aber seien
die Proteste von Beamten und ihrer Lobby, die nicht
einmal mit dem Angebot des Senats zufrieden sind,
sondern deutliche Gehaltsaufbesserung zum Jahres-
beginn 2008 einfordern, meint der Bund der Steuer-
zahler. Ich finde das falsch, und zwar vom ersten bis
zum letzten Satz, aber Sie müssen zur Kenntnis neh-
men, dass es sich auch da um einen Machtfaktor in
Deutschland handelt.

Lassen Sie mich an dieser Stelle eine von Ihnen,
Herr Röwekamp – nicht eigenartig, aber ich will trotz-
dem gern darauf eingehen –, immer wieder ins Feld
geführte Falschinformation korrigieren. Bremen hat
in  seiner  Klageschrift  für  das  Bundesverfassungs-
gericht, von der Großen Koalition eingebracht, eben
nicht die Besoldungserhöhung um 2,9 Prozent zum
1. 1. 2008 angekündigt, sondern die Personalausga-
ben in dem Schriftsatz an Karlsruhe steigen pro Jahr
um 1 Prozent. Das wissen Sie auch! Wenn man die
Personalausgaben insgesamt um 1 Prozent pro Jahr
steigern lässt, gleichzeitig aber weiß, dass die Ver-
sorgungslasten um ein Mehrfaches dieses Betrags stei-
gen, dann ist es einfach nicht möglich, dass die Be-
soldungserhöhung in diesem Betrag schon enthalten
sein kann, und Sie wissen das auch ganz genau!

Mein Ressort hat einmal berechnet, wie viel die von
der CDU geforderte Besoldungserhöhung zum 1. 1.
2008 kosten würde. Der Betrag ist hier auch schon
genannt worden, nämlich 25 Millionen Euro zusätz-
lich müssten in den nächsten beiden Jahren bereitge-
stellt werden. Der Vorschlag von der Linkspartei, dass
wir dann ja mehr Lohn- und Einkommensteuer ein-
nehmen würden und das dann gegengerechnet wer-
den müsste, ist wirklich ein ziemlicher Witz. Der Lö-
wenanteil  der  Lohn-  und  Einkommensteuer,  das
wissen Sie ganz genau, landet bei dem Bund. Das ist
schon eine besonders eigenartige Weise, das Geld zu
verbrennen.

Woher  soll  das  Geld  kommen?  Darüber  habe  ich
heute eigentlich nichts gehört von denjenigen, die
gern wollen, dass wir es zusätzlich ausgeben, von der
CDU nichts! Vielleicht das Gefängnis billiger oder spä-
ter sanieren? Die von der Großen Koalition jahrelang
verschleppte Sanierung ist dringend notwendig, die
Zustände sind unzumutbar und entsprechen nicht ein-
mal den gesetzlich vorgeschriebenen Bedingungen.
In den nächsten 2 Jahren werden im Übrigen garan-
tiert keine 25 Millionen Euro in die Sanierung inves-
tiert, ganz zu schweigen davon, dass es sich hierbei
um investive und nicht um konsumtive Mittel handelt.

Nun kommen wir einmal zur Lieblingssparkasse
der CDU, den Sozialhilfemitteln! Hier sind ja angeblich
ohne Probleme Millionen zu holen. Als Erstes haben
Sie ja in der Öffentlichkeit noch gesagt, dass die zu-
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sätzlichen 80 Millionen Euro, die in den Sozialhaus-
halt gehen, das Problem seien. Hier wird fälschlich
der Eindruck erweckt, dass benachteiligte Menschen
im Bremen mehr Geld erhalten würden als woanders.
Das ist nicht wahr, sondern wir haben eine größere
Anzahl benachteiligter Menschen, und wir müssen
das tun, was im Gesetz steht, nämlich die Sozialhil-
femittel so einzustellen, wie sie erwartet eintreten wer-
den, und das ist nicht etwas, was gegen Beamtinnen
und Beamten gerichtet ist, sondern das folgt dem Ge-
setz.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Frau Bürgermeisterin, gestatten
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Beilken?

Bürgermeisterin Linnert: Gern!

Präsident Weber: Bitte, Herr Kollege!

Abg. Beilken (Die Linke): Frau Senatorin, ich habe
gestern zur Frage, woher das Geld kommen soll, sehr
grob, aber immerhin zutreffend, wie ich denke, Stel-
lung genommen. Es ist nämlich so, dass die öffentli-
che Hand wie auch private Einnahmen unterfinan-
ziert sind, und zwar im Verlauf der letzten 10 Jahre
fortgesetzt. Wir haben einen Unterschied zwischen
1996 und 2006 von 100 Milliarden Euro, der ist nur
gänzlich bei Gewinn und Vermögen gelandet. Ma-
chen Sie irgendwann einen politischen Schwenk mit
uns, um dieses Geld endlich wieder an die Basis zu-
rückzuholen zu den Menschen und zu den öffentli-
chen Diensten im Land! Danke!

Entschuldigung, die Frage: Sind Sie dazu bereit,
wenn Sie irgendwann noch weiter gespart und ge-
spart verwaltet haben, noch einmal umzuschwenken?

Bürgermeisterin Linnert: Der Senat der Freien Han-
sestadt Bremen wirbt auf Bundesebene überall dafür,
die Einnahmesituation aller und in unserem spezi-
ellen Fall unserer Gebietskörperschaft zu verbessern.
Aber wir finden, stellen Sie sich vor, politische Mehr-
heiten und Minderheiten! Als Nächstes wird es bun-
despolitisch um die Erbschaftsteuer gehen, da kann
man lernen, welche Bäume in welche Himmel wach-
sen, wie weit das geht, und wir werden auf der Ba-
sis dessen, was Mehrheiten in Deutschland möglich
machen, hier Politik machen müssen.

(Zuruf des Abg. F r e h e  [Bündnis 90/
Die Grünen])

 Alles andere sind Wunschkonzerte. Da ist viel vor-
stellbar, aber die Chance, dass öffentliche Gebiets-
körperschaften sich 100 Milliarden Euro zurückho-
len, von wem auch immer, gibt es nicht, und das wissen
Sie auch. Sie müssten, wenn Sie ernst genommen wer-
den wollen, genauso wie dieser Senat auch auf der

Basis  der  politischen  Fakten,  Rechtslage  und  auch
Machtverhältnisse Politik möglich machen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich möchte gern auch noch einmal auf die Spar-
kasse, die die CDU genannt hat, mit den Umzugs-
kosten eingehen. Dieser Senat hat neue Verwaltungs-
anweisungen erlassen, die eine rechtskonforme Lage
herstellen. In Hannover und sonst um uns herum ha-
ben die Mieterinnen und Mieter, die zu Umzügen ge-
zwungen werden sollen wegen zu niedriger Mietgren-
zen, vor Gericht recht bekommen, und wir müssen
hier einen Zustand herstellen, dass man erstens nicht
Tausende von Leuten in Angst und Schrecken versetzt,
weil Sie Angst haben, Sie müssen Ihre Wohnung ver-
lassen, was gerade für benachteiligte Menschen eine
besondere Härte darstellt, und wir müssen uns da be-
wegen. Das hat dieser Senat auch in einem vertret-
baren Maße gemacht, nicht überbordend, aber kor-
rekt!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Daher kommt das Geld also nicht! Jetzt kann man
sich überlegen, wo kann es dann herkommen? Das
sage ich auch noch einmal in Richtung SPD: Es geht
nur, wenn man 25 Millionen Euro für den CDU-Vor-
schlag zusammenkratzen will, dass man es über zu-
sätzliche Personaleinsparungen macht, und da halte
ich es auch für unredlich – sagen Sie den Leuten drau-
ßen das! –, dass Ihr Vorschlag, im Personalblock fi-
nanziert, bedeutet, 25 Millionen Euro entsprechen 250
Vollzeitkräften zusätzliche Personaleinsparungen. Nie-
mand  kann  ernsthaft  wollen,  dass  wir  die  sowieso
schon an vielen Punkten ganz schlimme und Qualen
bereitende PEP-Quote weiter verschärfen.

250 Stellen weniger würde eine Verdopplung der
bestehenden PEP-Quote, die in vielen Bereichen ja
auch nur schwer zu erreichen ist, bedeuten, von 2 auf
4 Prozent, völlig unrealistisch! Die Arbeitsbedingun-
gen für das verbleibende Personal würden sich aber-
witzig verschärfen. Außerdem scheiden gar nicht so
viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den nächs-
ten Jahren aus dem öffentlichen Dienst aus, und wenn
man berücksichtigt, dass die Polizei sowie die Leh-
rerinnen und Lehrer von Personaleinsparungen aus-
genommen würden – und daran wollen wir nicht rüt-
teln –, dann können Sie das gar nicht realistisch im
Personalkostenblock einsparen.

Gutes Geld für gute Arbeit, das ist bei Ihnen, Herr
Röwekamp, offenbar kein genereller Grundsatz. Bei
der Frage Mindestlohn sind Sie damit jedenfalls anders
umgegangen  als  jetzt,  wenn  Sie  sich  jetzt  hier  als
Speerspitze eines Protestes gebärden, den man zum
Teil in seinen Ausprägungen auch sehr kritisch se-
hen kann, und das tue ich auch.



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 9. Sitzung am 21. 11. 07532

(A) (C)

(B) (D)

Zum Abschluss möchte ich noch einmal sagen:
Diesen Beschluss hat der Senat nicht gefasst, weil ihm
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, in diesem Fall
die Beamtinnen und Beamten in Bremen, weniger
wert sind, weil wir ihre Arbeit nicht achten, sondern
aus Verantwortung und beim Abwägen zwischen den
politischen Zwängen und Notwendigkeiten. Ich bit-
te Sie, auch in der SPD-Fraktion: Es geht auf keinen
Fall, dass zusätzliche Kosten für zeitliche Verschie-
bung obendrauf auf den Haushalt kommen. Wer das
tut, sägt an der Glaubwürdigkeit unserer finanzpo-
litischen Solidität, die wir mühsam auf Bundesebene
neu erringen müssen. Machen Sie das nicht, sondern
wenn, machen Sie einen seriösen und umsetzbaren
Deckungsvorschlag!

Bürgermeister Böhrnsen ist es gelungen, auf Bun-
desebene dafür zu kämpfen und auch die Stimmung
zu verbessern, was Bremen im Rahmen der Födera-
lismuskommission II betrifft. Jeder – und das ist jetzt
das  vorrangige  Ziel  des  Senats  –  muss  bei  seinem
Haushaltsgebaren das im Auge behalten, dass wir hier
in Bremen nichts tun, was Bremens Verhandlungs-
position als ernsthaften Partner für Eigenanstrengun-
gen schwächt.

Ich sage Ihnen aber auch eines, das auch noch ein-
mal in Richtung Linkspartei: Selbstverständlich muss
dieser Senat – und das tut er auch – auf allen Ebe-
nen dafür kämpfen, dass wir nicht den Eindruck er-
wecken, dass das, was hier an Eigenanstrengungen
und Sparbeitrag erfolgt und was, wie wir sehen kön-
nen, äußert konfliktträchtig und schmerzhaft ist, un-
endlich so weitergehen kann. Wir müssen uns in der
Haushaltspolitik stärker qualitativ orientieren.

Das heißt, wir müssen zusammen herausbekom-
men: Was braucht ein Bundesland wie Bremen be-
rechtigterweise? Dafür gibt es jetzt erst Anfänge über
Benchmark, aber dahin wird in den nächsten Jah-
ren der Weg gehen, und da sind natürlich die Fra-
gen: Wie weit darf man es denn abkoppeln vom Um-
gang mit den öffentlichen Bediensteten? Wie tief ge-
hen die Benchmarks denn, und wo ist eben auch im
Interesse Deutschlands Schluss? Das wird die finanz-
politische Auseinandersetzung der nächsten Jahre
sein. Ich lade Sie ein, nehmen Sie daran teil, aber die
Fakten müssen Sie trotzdem zur Kenntnis nehmen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der Ab-
geordnete Röwekamp.

Abg. Röwekamp (CDU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich möchte zwei ge-
schäftsleitende Bemerkungen zu dem anstehenden
Abstimmungsverhalten machen!

Die erste Bemerkung, die ich machen möchte: Das
Parlament ist der Souverän. Das heißt, wir müssen
nicht mit unserer Abstimmung über dieses Gesetz war-

ten, bis der Senat Haushaltsberatungen aufgenom-
men hat. Wenn wir als Parlament heute, wie von der
CDU beantragt, in erster Lesung und gegebenenfalls
im Dezember in zweiter Lesung die Anpassung im
Besoldungsrecht vornehmen, dann hat der Senat das
bei seiner weiteren Etatplanung ab 1. Januar 2008
zu berücksichtigen. Wir verlangen also vom Senat
nichts Unmögliches, sondern wir nehmen unsere Auf-
gabe als Souverän und als Parlament wahr, ein Recht
zu schaffen, woran sich der Senat zu halten hat.

(Beifall bei der CDU)

Das ist im Übrigen genau das Gleiche, wie wenn,
berechtigt oder unberechtigt, die Sozialdeputation be-
schließt, die Mietobergrenzen anzuheben oder nicht
anzuheben. Auch das ist etwas, was der Senat in sei-
nen weiteren Beratungen berücksichtigen muss und,
ich bin fest davon überzeugt, auch berücksichtigen
wird. Deswegen sage ich: Es ist die Entscheidung die-
ses Parlaments, ob dieses Parlament die Besoldung
der Beamten zum 1. Januar 2008 anheben will oder
nicht,  und  ich  bitte  Sie,  diese  Verantwortung  auch
heute hier im Parlament wahrzunehmen und nicht
an den Senat zu delegieren!

(Beifall bei der CDU)

Die zweite Bemerkung, die ich machen will: Ich
weiß ja, warum Sie den Überweisungsantrag stellen!
Das, finde ich, ist auch in Ordnung, weil Sie in Ihrer
eigenen Fraktion, Herr Dr. Sieling, Schwierigkeiten
haben, eine Mehrheit für die Ablehnung zu organi-
sieren. Das ehrt Sie und das zeigt ja auch, dass die
Fraktion in dieser Frage offensichtlich sehr intensiv
und sachgerecht diskutiert.

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Ich vermute,
wir  sind  viel  geschlossener  als  Ihre  Frak-

tion!)

Ich habe ja gelesen, was Frau Ziegert öffentlich ver-
breitet hat, nämlich dass sie für die Anpassung zum
1. Januar 2008 ist,

(Unruhe bei der SPD)

und ich fände, es wäre ein gutes Geburtstagsgeschenk,
wenn wir ihrem Wunsch heute entsprechen könnten!

Ich will an dieser Stelle sagen, Herr Sieling, es ehrt
Sie, dass Sie in Ihrer Fraktion zu dieser Frage offen-
sichtlich unterschiedliche Meinungen haben. Der Aus-
weg für Helden ist die Überweisung an den Haus-
halts- und Finanzausschuss. Herr Kollege Hinners hat
gesagt, wir würden Ihrem Überweisungsantrag zu-
stimmen, aber nur dann, wenn sichergestellt ist, dass
das Parlament sich in der nächsten Sitzung erneut mit
diesem Vorgang befasst. Die Beamtinnen und Beam-
ten haben einen Anspruch darauf, dass sich das Par-
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lament dazu eine Meinung bildet vor dem Stichtag,
zu dem die Erhöhung gelten soll, damit Sie sich nicht
dem Verdacht aussetzen, Sie wollten das Thema aus-
sitzen und mit Geschäftsordnungstricks arbeiten. Des-
wegen sage ich, das Parlament muss eine Entschei-
dung treffen, so oder so, zum 1. Januar 2008, und des-
wegen müssen wir uns im Dezember hier im Parla-
ment erneut mit dem Gesetz befassen.

Das bedeutet, dass ich einen Änderungsantrag zu
Ihrem Überweisungsantrag stelle. Ich beantrage, Ihren
Überweisungsantrag dahingehend zu ändern, dass
an den Haushalts- und Finanzausschuss überwiesen
wird mit der Maßgabe der Beratung und Berichter-
stattung zur nächsten Sitzung der Bremischen Bür-
gerschaft.  Wenn  Sie  dieser  Anregung  zustimmen,
stimmen wir der Überweisung zu, weil dann sicher-
gestellt ist, dass wir Klarheit vor dem 1. Januar 2008
haben. Wenn Sie das nicht tun, werden wir der Über-
weisung heute nicht zustimmen.

Die letzte Bemerkung, die ich machen möchte, greift
ein bisschen vor auf das, was wir morgen debattie-
ren. Morgen debattieren wir ein mindestens ebenso
wichtiges Thema, nämlich die Frage des Nichtrau-
cherschutzes. Dort gibt es auch zahlreiche Änderun-
gen, auch Diskussionen, in allen Fraktionen, über den
Inhalt und die Tragweite dieser Änderungen. Sie wol-
len morgen dieses Nichtraucherschutzgesetz in ers-
ter Lesung beschließen und dann überweisen an die
Deputation zur inhaltlich fundierten fachlichen Be-
ratung.

Was unterscheidet eigentlich diese Debatte von un-
serer heutigen Debatte? Wenn es Ihnen nur darum
geht, noch über Stichtage zu reden, und es Ihnen nur
noch darum geht, über die haushalterische Finanzie-
rung zu reden, dann stimmen Sie doch bitte heute
diesem Antrag zu und überweisen ihn dann an den
Haushalts- und Finanzausschuss! Dann würden Sie
Ihrer eigenen Argumentation treu bleiben.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die Ab-
geordnete Frau Busch.

Abg. Frau Busch (SPD)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich habe jedes Wort meines Bei-
trags vorhin ernst gemeint, und ich stehe dazu!

(Zuruf der Abg. Frau M o t s c h m a n n
[CDU])

Nun hören Sie einmal mit Ihren dämlichen Zwischen-
rufen auf, Frau Motschmann! Die gehen mir derart
auf den Senkel heute! In einer so ernsthaft geführ-
ten Debatte sind sie wirklich fehl am Platze!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

––––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Herr Röwekamp, Tricks liegen mir völlig fern!

(Lachen bei der CDU)

Ich bin nicht einmal darauf gekommen, bevor Sie das
hier erwähnt haben! Auch wenn Sie lachen und das
vielleicht ganz lustig finden: Sie können hier auch la-
chend und Schenkel klopfend sitzen, das wird die Be-
amten auch nicht überzeugen.

Ich will Folgendes sagen: Wenn wir Überweisung
beantragen mit dem Ziel, in den Haushaltsberatun-
gen darüber zu beraten, liegt es daran, dass wir das
ernst meinen, was wir hier sagen. Wir wollen tatsäch-
lich nach Möglichkeiten suchen. Sie wissen doch ganz
genau: Die Übernahme des Tarifvertrags zum 1. Ja-
nuar 2008 für alle Beamten bedeutet, 43 Millionen
Euro aus dem Haushalt zu erbringen. 25 Millionen
Euro haben in der Koalitionsvereinbarung gestanden.
Den Unterschiedsbetrag können Sie sich selbst aus-
rechnen. Wenn wir das ernsthaft wollen, müssen wir
dafür Lösungen finden, und da gönnen Sie uns doch
bitte die Zeit, das auch redlich zu betreiben und die
Zeit zu nehmen, das auch tatsächlich zu versuchen!

Zu Stichtagen: Ihnen ist doch völlig klar, egal, wann
wir irgendetwas beschließen, sollten wir zu einem
Ergebnis kommen, das früher liegt, kann man auch
Rückwirkung geltend machen. Da ist doch nichts ver-
loren!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Wecken Sie
jetzt keine Hoffnungen, die Sie nicht halten

können!)

Ich stimme Ihnen zu, die Parlamentarier sind die
Haushaltsgesetzgeber, und wenn ich darum bitte, uns
diese Zeit zu gönnen und zu lassen, dann will ich Ihnen
jetzt einen Satz vorlesen, der die oberste Prämisse für
unser Handeln in den nächsten Wochen und Mona-
ten sein soll. Da hat nämlich das Bundesverfassungs-
gericht den Gesetzgebern eine Mahnung aufgege-
ben in Bezug auf fortschreitende Einsparmaßnahmen
zulasten von Beamtinnen und Beamten. Der letzte
Satz, den ich hier wirklich voranstellen möchte, heißt:
„Denn Beamte sind nicht verpflichtet, stärker als an-
dere Bevölkerungsgruppen zur Konsolidierung der
öffentlichen Haushalte beizutragen.“ Bitte ordnen Sie
sich dem doch zu! – Schönen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der Ab-
geordnete Dr. Kuhn.

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Ich will auch eine
Klarstellung zur Geschäftsordnungsdebatte machen!
Wir stimmen dem Antrag der CDU nicht zu, weil er
keine Basis hat. Er hat keine Deckung, er hat keine



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 9. Sitzung am 21. 11. 07534

(A) (C)

(B) (D)

Gegenfinanzierung, er hat keine Begründung in Ab-
wägung zu anderen. Dieser Antrag ist heute nicht zu-
stimmungsfähig.

Es gibt zwei Möglichkeiten: Entweder Sie treiben
Ihre Debatte, Ihre Intention so weit, dass Sie sagen,
wir wollen den Antrag heute in der Sache abstimmen,
dann wird er abgelehnt, oder aber wir verfolgen den
Weg, den die Redner der Koalition hier angedeutet
und erklärt haben. Wir verstehen das Anliegen, wir
wägen  ab  gegenüber  anderen  Dingen,  wir  suchen
nach Wegen. Das kann man aber offensichtlich nur
in den eigentlichen Haushaltsberatungen machen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Man kann es nicht von heute auf morgen und auch
nicht von heute auf übermorgen machen und dann
wieder zurück in die Bürgerschaft bringen, damit Sie
das heutige Spiel wiederholen, sondern es ist offen-
sichtlich so, unabhängig von Ihrem Antrag: Die Sa-
che selbst ist doch sowieso in der Haushaltsberatung,
das ist doch selbstverständlich! Die Fragen kommen
aus der Bürgerschaft, sie kommen von vielen ande-
ren, die draußen mit uns reden. Sie sind doch sowieso
auf der Tagesordnung, deswegen ist das auch kein
Problem, das zu überweisen.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU] meldet sich
zu einer Zwischenfrage.)

Ja, gleich! Wir sind dabei, in das Haushaltsverfahren
einzutreten, und wir wissen, dass dies ein zentrales
Anliegen ist, das wir debattieren oder entscheiden.
Der Zeitpunkt, der Tag 1. Januar 2008, spielt nun in-
soweit keine Rolle, was die Gültigkeit angeht, denn
das ist ja nun ganz oft geübter Brauch, dass gerade
Tariferhöhungen,  Besoldungserhöhungen  rückwir-
kend gemacht werden. Das ist also ganz offensicht-
lich nicht das Problem.

(Zuruf von der CDU)

Es ist schon klar, dass Sie heute die Entscheidung
wollen, aber dann müssen Sie das auch so sagen, und
dann müssen wir heute die Entscheidung fällen! –
Bitte, Herr Röwekamp!

Präsident Weber: Herr Abgeordneter Dr. Kuhn, ge-
statten Sie eine Frage des Abgeordneten Röwekamp?

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Ja, rich-
tig! Entschuldigung, Herr Präsident!

Präsident  Weber:  Herr  Abgeordneter  Dr.  Kuhn,
auch Sie waren einmal Vizepräsident!

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Ja, man
ist so vergesslich!

Präsident Weber: Bitte sehr!

Abg.  Röwekamp  (CDU):  Sehr  geehrter  Herr  Dr.
Kuhn, ich will an dieser Stelle sagen, dass die Men-
schen, die diese Debatte bewegt, einen Anspruch da-
rauf haben, dass das Parlament heute darüber ab-
stimmt. Die CDU-Fraktion legt Wert darauf, dass über
ihren Gesetzesantrag heute in erster Lesung abge-
stimmt wird. Ich bin gern bereit, Ihr Angebot auf so-
fortige  Abstimmung  anzunehmen.  Wir  haben  die
Überweisung auch nicht beantragt. Das Zweite ist:
Für den Fall, dass wir heute in der Sache abstimmen,
beantrage ich die namentliche Abstimmung.

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Ich will
jedenfalls für die Fraktion der Grünen sagen – und
ich habe die Kollegen von der SPD auch so verstan-
den –, dass wir die Überweisung machen wollen.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Ach so!)

Ja, das haben wir ja vorhin gesagt, dass wir die Über-
weisung machen wollen, mit der klaren Begründung,
dass  wir  diese  wesentliche  Frage  im  Rahmen  der
Haushaltsberatungen mit beraten wollen,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

und zwar mit dieser Formulierung: „Wir überweisen
den Gesetzesantrag an den Haushalts- und Finanz-
ausschuss zur Beratung und Berichterstattung.“ Sie
können hinzufügen „im Rahmen der Haushaltsbera-
tung“, das müssen Sie aber gar nicht. Jedenfalls wer-
den wir nicht einer unsinnigen Fristsetzung auf die
nächste Sitzung zustimmen, die völlig unsachgerecht
und unvernünftig ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Die Fraktion der CDU hat den Antrag gestellt, den
Antrag an den Haushalts- und Finanzausschuss zu
überweisen mit der Maßgabe der Beratung und Be-
richterstattung hier in der Dezember-Sitzung. Das ist
bis jetzt der Antrag.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]:  Nein,  Herr
Präsident,  Entschuldigung,  das  habe  ich
nicht gesagt, ich habe gesagt, wir würden
gern  in  der  Sache  abstimmen,  ich  nehme
aber zur Kenntnis, dass Vertreter der Regie-
rungsfraktionen den Antrag heute nicht in
der Sache abstimmen wollen, sondern an
den staatlichen Haushalts- und Finanzaus-
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schuss überweisen wollen! Für den Fall, dass
dieser Antrag gestellt wird und Sie darüber
abstimmen lassen, beantrage ich eine Ände-
rung dieses Antrags dahingehend, dass er-
gänzt wird: Der Überweisungsantrag zur Be-
ratung und Berichterstattung bis zur nächs-
ten  Sitzung  der  Bremischen  Bürgerschaft,
sodass wir zunächst über unseren Zusatz ab-
zustimmen haben, dann über den Überwei-
sungsantrag, und dann könnte sich, wenn
überwiesen wird, die Abstimmung in der Sa-
che erübrigen! So verstehe ich die Geschäfts-
ordnung!  –  Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]:

So ist es!)

Dann rufe ich jetzt den Antrag der CDU-Fraktion
auf. Die CDU-Fraktion beantragt gleichfalls die Über-
weisung an den Haushalts- und Finanzausschuss – –.

(Zurufe: Nein!)

Ja, was denn nun?

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Herr Präsi-
dent, ich glaube, Sie müssen zunächst fest-
stellen, dass Überweisung an den staatlichen
Haushalts- und Finanzausschuss beantragt

ist!)

Ja, das ist die Koalition!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Wenn Sie das
festgestellt  haben,  darüber  brauchen  wir
nicht abzustimmen, Sie brauchen nur zu sa-
gen, ich stelle fest, es ist Überweisung be-
antragt, dann können Sie über meinen An-
trag abstimmen lassen, die Überweisung mit
der  Maßgabe  zu  verbinden:  Zur  Beratung
und Berichterstattung bis zur nächsten Sit-
zung der Bremischen Bürgerschaft! Wenn Sie
dann darüber abgestimmt haben, dann wäre
über  den  Überweisungsantrag  abzustim-
men! Entschuldigung, so verstehe ich die Ge-
schäftsordnung als Laie! – Abg. D r .  S i e -
l i n g  [SPD]: Ja, so ist es richtig! Ist Konsens!)

Ich weiß jetzt nicht, worin der Unterschied besteht.
Die Koalition hat beantragt, die erste Lesung zu un-
terbrechen  und  an  den  Haushalts-  und  Finanzaus-
schuss zu überweisen. Das stelle ich fest!

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Richtig!)

Darüber braucht jetzt nicht mehr abgestimmt zu wer-
den.

Jetzt komme ich zu dem Änderungsantrag der CDU-
Fraktion, die Überweisung an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss mit der Maßgabe Berichterstattung in

der Dezember-Sitzung beantragt hat. Wo lag jetzt das
Problem, Herr Abgeordneter Röwekamp?

Über diesen Antrag lasse ich jetzt abstimmen.

Wer dem Antrag der CDU-Fraktion seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

(Dafür CDU, Die Linke, FDP und Abg.
T i t t m a n n  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD und Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Jetzt lasse ich über die Überweisung an den Haus-
halts- und Finanzausschuss abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen zur Überweisung an den Haus-
halts- und Finanzausschuss seine Zustimmung geben
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür  SPD,  Bündnis  90/Die  Grünen,  Die
Linke, FDP und Abg. T i t t m a n n  [par-

teilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

Damit wären wir zum Ende des Tagesordnungs-
punkts gekommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben es jetzt
17.35 Uhr. Wir haben jetzt als nächsten Tagesord-
nungspunkt „Bekämpfung des Drogenhandels“. Für
diesen Tagesordnungspunkt ist eine Debatte nach der
Geschäftsordnung vorgesehen. Meine Frage an Sie:
Wollen wir diesen Tagesordnungspunkt noch aufru-
fen?

(Zurufe: Ja!)

Ich höre Einverständnis, dann rufe ich diesen Ta-
gesordnungspunkt auf.

Bekämpfung des Drogenhandels

Antrag der Fraktion der CDU
vom 6. November 2007

(Drucksache 17/119)

D a z u
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Änderungsantrag der Fraktion Die Linke
vom 21. November 2007

(Drucksache 17/144)

Wir verbinden hiermit:

Bekämpfung der Straßenkriminalität

Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/
Die Grünen

vom 16. November 2007
(Drucksache 17/137)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Lemke.

Meine Damen und Herren, die gemeinsame Bera-
tung ist eröffnet.

Als erster Redner erhält das Wort der Abgeordnete
Hinners.

Abg. Hinners (CDU)*): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Die Drogenkrimina-
lität einschließlich des öffentlich wahrnehmbaren Dro-
genhandels und der damit einhergehenden Begleit-
kriminalität gehören für die Bürgerinnen und Bürger
unseres Landes nach wie vor zu den größten Proble-
men auf dem Feld der inneren Sicherheit. Völlig zu
Recht hat der Senator für Inneres deshalb zusammen
mit der Polizei im September 2006 eine besondere Auf-
bauorganisation  Straßendeal  eingerichtet.  Das  Ziel
war eine bessere Koordination der polizeilichen Maß-
nahmen und eine Überführung und Verdrängung po-
tenzieller Straßendealer sowie eine Stärkung des Si-
cherheitsgefühls der betroffenen Bürger.

Allein in den ersten fünf Monaten wurden im Rah-
men dieser Aktion 1136 Personen überprüft, 203 Straf-
anzeigen gefertigt, 125 Platzverweise erteilt und 4 Un-
tersuchungshaftbefehle gegen Intensivtäter aus die-
sem  Bereich  erwirkt.  Der  permanente  Verfolgungs-
druck hatte zur Folge, dass sich die für den Straßen-
deal  verantwortlichen  Personen  teilweise  aus  den
Brennpunktbereichen zurückzogen und ihre Aktivi-
täten vorübergehend in die umliegenden Straßenzüge
verlagerten.  An  manchen  Tagen  waren  kaum  Ver-
kaufsgeschäfte erkennbar. Augenscheinlich verrin-
gerte sich die Verweildauer der Drogendealer in den
Brennpunktbereichen. Polizeiliche Aufklärungsergeb-
nisse ergaben, dass es zu einer spürbaren Entlastung
von den Begleiterscheinungen der Drogenkrimina-
lität in den betroffenen Straßenzügen gekommen ist.
Das Beschwerdevolumen der betroffenen Bürger re-
duzierte sich erheblich.

Meine Damen und Herren, unter der Verantwor-
tung des rot-grünen Senats ist die BAO, die „Beson-
dere Aufbauorganisation Straßendeal“, im Septem-
ber 2007 eingestellt worden. Die Folge ist für jeder-
mann erkennbar und in der Zeitung aktuell nachles-
bar. Heute findet insbesondere im Bereich des Sielwall-
ecks wieder öffentlich wahrnehmbarer Drogenhandel
––––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

statt. Rauschgift wird in Vorgärten vergraben, Dea-
ler nennen das Bunkern, und benutzte Spritzen lie-
gen auf der Straße oder auf Kinderspielplätzen herum.
Meine Damen und Herren, diese Missstände dürfen
nicht weiter hingenommen werden.

(Beifall bei der CDU)

Der zuständige Ortsamtsleiter Bücking, im Übri-
gen nicht unbedingt der CDU besonders nahe ste-
hend, spricht deshalb auch davon, dass der Drogen-
handel inakzeptabel sei, und fordert mehr Polizeiprä-
senz in diesem Bereich. Genau das war nämlich wäh-
rend der Arbeit der BAO Straßendeal unter anderem
die strategische Ausrichtung der Polizeiarbeit.

Meine Damen und Herren von den Fraktionen der
SPD und Bündnis 90/Die Grünen, Ihr Antrag zur Be-
kämpfung der Straßenkriminalität im Rahmen der so-
genannten Herbstoffensive der Polizei Bremen geht
an der von mir soeben geschilderten Sachlage vorbei.
In der Schule hätte der Lehrer Ihnen bescheinigt, dass
Sie das Thema völlig verfehlt haben. Zielrichtungen
der Bekämpfung der Straßenqualität im Rahmen der
sogenannten Herbstoffensive sind nämlich vielmehr
insbesondere die Deliktsfelder Kraftfahrzeugaufbruch
und Fahrraddiebstahl. Damit wird zwar richtigerweise
ein Feld der Beschaffungskriminalität angegangen,
aber eben nicht das des öffentlich wahrnehmbaren
Drogenhandels mit allen geschilderten Begleiterschei-
nungen.

Meine Damen und Herren von Rot-Grün, dafür ist
eine  andere  Polizeistrategie  und  weiteres  Personal
erforderlich. Versuchen Sie nicht, aus der sogenannten
Herbstoffensive der Polizei Bremen eine Eier legen-
de Wollmilchsau zu machen, denn das führt nur dazu,
dass die Polizei aus Alibigründen verheizt wird!

Meine Damen und Herren, schließen Sie sich des-
halb dem vorliegenden Antrag der CDU-Fraktion an,
in  dem  der  Senat  aufgefordert  wird,  die  Arbeit  der
BAO Straßendeal fortzuführen und der Bremischen
Bürgerschaft (Landtag) bis Ende Dezember 2007 ei-
nen Bericht zur zahlenmäßigen, sozialen und gesund-
heitlichen Lage der Drogenabhängigen sowie zu For-
men, Ausmaß und örtlichen Schwerpunkten der Dro-
gen- und Beschaffungskriminalität in Bremen zu er-
statten!

(Beifall bei der CDU)

Den Antrag von Rot-Grün lehnt die CDU-Fraktion
ab, da er nicht zum Inhalt hat, die öffentlich wahrnehm-
bare Drogenkriminalität und die dazugehörigen Be-
gleiterscheinungen ausreichend zu bekämpfen. – Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Tschöpe.
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Abg. Tschöpe (SPD): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Sehr geehrter Herr Hinners, besser als
ich müssten Sie wissen, dass eine besondere Aufbau-
organisation keine Einrichtung des polizeilichen Re-
gelbetriebs ist. Sie wird eingerichtet, um zeitlich und
begrenzt bestimmte Kriminalitätsphänomene zu be-
kämpfen. Ein Ziel der in der letzten Legislaturperi-
ode durchgeführten Polizeireform war es, Personal-
kapazitäten außerhalb des Regelbetriebs zu generie-
ren und verfügbar zu machen, welche anlassbezogen
für spezielle polizeiliche Schwerpunktmaßnahmen zur
Verfügung stehen.

Sie versuchen jetzt, mit Ihrem Antrag den Eindruck
zu  erwecken,  dass  eine  rot-grüne  Regierung  den
Kampf gegen den Drogenhandel reduziert oder gar
aufgibt. Wie Sie wissen, ist das selbstverständlich nicht
der Fall. Die Polizei ist weiterhin im Rahmen des po-
lizeilichen Regelbetriebs auch besonders im Viertel
tätig. Die im Rahmen der BAO erarbeitete Vernet-
zung der beteiligten Organisationen bleibt auch in
der polizeilichen Arbeitsorganisation erhalten. Die
jetzige polizeiliche Schwerpunktsetzung unter dem
etwas  martialischen  Namen  Herbstoffensive  2007
gegen Straßenkriminalität bündelt Kräfte, um die stark
angestiegenen  Delikte  Autoaufbruch  und  Fahrrad-
diebstahl verstärkt in den polizeilichen Fokus neh-
men zu können.

Herr  Hinners  und  Herr  Focke,  haben  Sie  Ihre
Abendgestaltung geklärt? – Danke!

(Abg. F o c k e  [CDU]: Das schaffen wir
noch, Ihnen zuzuhören!)

Das weiß ich, das sehe ich ja!

(Heiterkeit bei der SPD)

Wie Ihnen selbstverständlich auch bekannt ist, sind
diese Delikte, soweit sie nicht von organisierten Ban-
den verübt werden, klassische Begleittaten der Dro-
gensucht. Eine besondere polizeiliche Aufmerksam-
keit auf die mit Ihrem Antrag ins Auge genommene
Tätergruppe bleibt somit als Schwerpunkt der Herbst-
offensive selbstverständlich erhalten.

Beide Deliktsformen, Autoaufbruch und Fahrrad-
diebstahl, verursachen einen großen volkswirtschaft-
lichen Schaden, betreffen als Geschädigte eine Viel-
zahl von Bürgerinnen und Bürgern und führen bei die-
sen neben dem wirtschaftlichen Schaden zu erheb-
lichem  Aufwand  und  sorgen  deshalb  berechtigter-
weise für besonderen Verdruss bei Bürgerinnen und
Bürgern. Wir meinen, dass die Bewohner Bremens
einen  Anspruch  darauf  haben,  dass  die  Polizei  auf
diese Delikte eine besondere Arbeitspriorität legt. Wir
halten es für unbedingt erforderlich, in diesem Be-
reich einen effektiven Verfolgungsdruck aufzubauen,
um im Interesse unserer Bürgerinnen und Bürger für
eine Reduzierung dieser Kriminalitätsformen zu strei-
ten.

Einer der vergangenen CDU-Innensenatoren, der
von mir hoch geschätzte Dr. Kuno Böse, hat häufiger
gesagt, wer Prioritäten setzen will, der muss auch Pos-
teriotäten setzen, und ich möchte hinzufügen, wenn
uns  dieser  CDU-Politiker  erhalten  geblieben  wäre,
dann hätten wir uns in der Innenpolitik der letzten
fünf Jahre einiges erspart und mit Sicherheit auch
diesen substanzlosen Antrag. – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Fecker.

Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Sehr geehr-
ter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Der Drogenhandel im Viertel und speziell an
der  Sielwall-Kreuzung  ist  für  die  bremische  Politik
und die Bremer Polizei leider kein neues Thema. Auch
in den vergangenen 12 Jahren hat es kein Innense-
nator geschafft, dort dauerhaft die offene Drogenszene
wirksam zu bekämpfen. Auch jetzt lichten sich die
Reihen der Dealer beim Erscheinen der Polizei ge-
nauso schnell, wie sie sich wieder füllen, wenn die
Polizei außer Sichtweite ist. Die Bewohnerinnen und
Bewohner im Viertel und auch gerade die Geschäfts-
inhaber haben einen Anspruch darauf, dass sich der
Staat wirkungsvoll darum bemüht, ihre berechtigten
Interessen zu schützen. Herr Hinners, da sind wir bei-
einander. Dann aber teilen sich unsere Ansichten auch
schon deutlich.

Sie wollen der Polizei vorschreiben, meine Damen
und Herren von der CDU, wie sie ihre Arbeit zu ma-
chen hat. Das halten wir Grünen für falsch. Die Auf-
gabe der Politik muss sein, Ziele und Standards zu
setzen und nicht die alltägliche Arbeit der Beamtin-
nen und Beamten bestimmen oder die detaillierten
einsatztaktischen Maßnahmen der Polizeiführung re-
geln  zu  wollen.  Wichtig  ist,  was  am  Ende  dabei
herauskommt, und nicht eine einfache Verschiebung
des Problems in andere Stadtteile.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dass es nicht einer besonderen Aufbauorganisa-
tion bedarf, um vor Ort zu sein, zeigt im Übrigen, dass
die Polizei Bremen durch verstärkte Präsenz in den
letzten Tagen am Sielwalleck gerade in der Kernar-
beitszeit ab 18.00 Uhr mit vermehrten Streifen un-
terwegs war. Die Fraktion der Grünen wird daher den
Antrag der CDU ablehnen. Lassen Sie mich dies aber
auch in Richtung unseres Innensenators Lemke deut-
lich sagen: Wir gehen davon aus, dass auch zukünf-
tig die Bekämpfung des Drogenhandels und der Be-
schaffungskriminalität im erforderlichen Rahmen fort-
geführt wird und dies in engem Dialog mit den An-
wohnerinnen  und  Anwohnern  sowie  dem  örtlichen
Beirat erfolgt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Meine Damen und Herren, wir müssen uns aber
auch darüber klar sein, dass Repression keine ver-
nünftige Sozialpolitik ersetzen kann.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Der Einsatz der Polizei ist eigentlich die letzte not-
wendige staatliche Maßnahme, die greift, wenn vorher
nicht geholfen werden konnte. Abhängige Menschen
betrachten wir Grünen nicht als per se kriminell, son-
dern auch als hilfsbedürftig, und dort muss der Staat
eingreifen. Insofern bin ich als Innenpolitiker auch da-
rüber froh, dass die rot-grüne Landesregierung einen
Schwerpunkt ihrer Arbeit dem Sozial- und Bildungs-
bereich gewidmet hat, denn jeden Euro, den wir in
diesem Bereich einsetzen, sparen wir als Ausgabe an
anderer Stelle.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Zum gemeinsamen Antrag der SPD und der Grü-
nen nur noch einige Worte: Für uns ist wichtig klar-
zustellen, dass die Bekämpfung der Straßenkrimina-
lität eine wichtige Aufgabe der Bremer Polizei ist und
somit die sogenannte Herbstoffensive – da teile ich
die Kritik meines Kollegen Tschöpe, was die Namens-
findung angeht, durchaus – ein wichtiger Schritt ist.
Einer der Bausteine dieser Maßnahmen ist eine er-
höhte Präsenz der Polizei auf den bremischen Stra-
ßen zur Vermeidung und Prävention der angestiege-
nen  Deliktfelder,  Kfz-Aufbrüche  und  Fahrraddieb-
stähle.

Mehr Präsenz auf den Straßen durch die Polizei,
meine Damen und Herren von der CDU, das ist, denke
ich, doch auch in Ihrem Sinne, oder?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Jeder Beamte kann aber nur an einer Stelle gleich-
zeitig sein. Erlauben Sie mir an dieser Stelle einen
ganz kleinen Schwenk, den ich mir nicht verkneifen
kann! Die rot-grüne Landesregierung hat in diesem
Jahr 78 Polizeianwärterinnen und -anwärter zur Aus-
bildung eingestellt und den Vollzugsbereich der Po-
lizei von jeglichen Einsparungen ausgenommen. Ich
möchte an dieser Stelle jetzt nicht die Einstellungs-
zahlen der letzten Jahre in Erinnerung rufen und auch
keine unnötige Schärfe in die Debatte hineinbringen,
sich hier aber als CDU hinzustellen und die mangelnde
Präsenz der Polizei zu beklagen, auf der anderen Seite
aber eine gefühlte Ewigkeit den politisch verantwort-
lichen Innensenator dieser Stadt gestellt zu haben,
das, finde ich, ist schon eine bemerkenswerte Sache,
meine Damen und Herren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Eine letzte Anmerkung noch zum Änderungsan-
trag der Linken! Da wir den CDU-Antrag ablehnen
werden, werden wir natürlich auch dem Änderungs-
antrag nicht zustimmen. Ich möchte nur darauf hin-
weisen, dass Bremen sich nach intensiven Beratun-
gen  in  früheren  Zeiten  gegen  das  von  Ihnen  ge-
wünschte Anliegen entschieden hat. Ich glaube, die
Thematik ist auch zu wichtig, als dass wir sie heute
an dieser Stelle intensiv weiter formulieren. – Danke
schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der Ab-
geordnete Erlanson.

Abg.  Erlanson  (Die  Linke)*):  Sehr  geehrter  Herr
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Wir haben
den Änderungsantrag gestellt, wenngleich wir auch
gewusst haben, dass diese Debatte einmal in Bremen
anders entschieden worden ist. Ich sage aber einmal,
man kann seine Meinung im Laufe der Zeit auch än-
dern. Wir sind der Meinung, dass es viele der genann-
ten Zustände auf den Bremer Straßen, die für Anwoh-
ner und Kinder auf Spielplätzen unangenehm sind,
sicherlich mit so einer Maßnahme wie stationäre oder
mobile Druckräume durchaus gelindert und gebessert
werden könnten.

Wir haben momentan in Deutschland die Situation,
um nur einmal einen kleinen Ausschnitt zu geben:
Druckräume gibt es mittlerweile in Berlin, Hamburg,
Hannover, Münster, Essen, Bochum, Dortmund, Köln
und noch in einer Reihe anderer Städte, in denen es
jeweils Testbetriebe gegeben hat und dann festge-
stellt worden ist, dass das eigentlich eine gute Sache
ist. Ich möchte, leider ist von denen niemand mehr
da, mit Ihrer Erlaubnis gern ein kleines Zitat vorle-
sen. Da heißt es nämlich so schön: „Grundsätzlich ist
festzustellen, dass zu einer humanen großstädtischen
Drogenpolitik die Bereitschaft gehört, mobile oder
stationäre Druckräume einzurichten.“ Das sagte Her-
mann  Schulte-Sasse,  Berliner  Gesundheitssekretär
in der „taz“ vom 6. März 2002. Von daher finde ich
es eine interessante Sache.

(Abg.  Frau D r .  M o h r - L ü l l m a n n
[CDU]: Das hören wir gern!)

Hermann Schulte-Sasse ist jetzt mittlerweile hier
in Bremen angekommen, und ich will noch einmal
grundsätzlich sagen: Ich glaube, Druckräume kön-
nen sinnvoll sein, indem sie die hygienischen Situa-
tionen der Drogenabhängigen verbessern. Sie sind
damit gleichzeitig HIV-Prävention, sie helfen, die Se-
kundärerkrankungen der Drogenabhängigen zu ver-
mindern, sparen dabei ganz nebenbei für die Gesell-
schaft oder zumindest für die Krankenkassen auch
Geld ein. Sie entlasten die Anwohnerinnen und An-
––––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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wohner von entsprechendem Drogenmüll, dieses be-
rühmte Bild, Spritzen auf Spielplätzen und so wei-
ter, kann dadurch minimiert werden.

Ich habe selbst einmal einen Druckraum in Ham-
burg besucht und mit den Leuten gesprochen. Da ist
eine ganz klare Erfahrung der Modellversuche –

(Abg. F r e h e  [Bündnis 90/Die Grünen]:
Wir hatten welche in Bremen, die sind ein-

gestellt!)

das mag ja sein! –, dass durch niederschwellige An-
gebote die Drogensüchtigen dort sehr häufig auch Kon-
takte knüpfen können, die irgendwann, zumindest bei
einigen, auch zu einer Therapie und Therapieerfolgen
führen.

(Zuruf des Abg. F r e h e  [Bündnis 90/
Die Grünen])

Ich denke, all das würde dafür sprechen, dass man
auch in Bremen darüber noch einmal nachdenkt. Wir
haben ja auch formuliert, dass der Senat aufgefordert
wird, eine entsprechende Prüfung vorzunehmen und
danach erst einzuführen. Das muss man sicherlich auch
wieder tun. Ich denke aber, einen Versuch ist es wert.
Deshalb unser Änderungsantrag! Ich bin sehr gespannt,
ich baue dort ein bisschen auf Herrn Schulte-Sasse
und seine positiven Erfahrungen damit. – Danke sehr!

(Beifall bei der Linken)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der Ab-
geordnete Tittmann.

(Abg. F o c k e  [CDU]: Na, das fehlte ja
noch!)

Abg. Tittmann (parteilos): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Erlanson,
vielleicht könnten Sie ja ein paar Druckräume bei sich
zu Hause einrichten? Ich wünsche Ihnen dabei viel
Erfolg!

Meine Damen und Herren, die öffentliche Wahr-
nehmung des Drogenhandels sowie der damit ver-
bunden Beschaffungskriminalität, sprich Straßenkri-
minalität, hat zulasten und auf Kosten der inneren
Sicherheit der Bevölkerung in Bremen und Bremer-
haven dramatische Ausmaße angenommen, Tendenz
weiterhin stark ansteigend. Gerade in Bremerhaven,
aber auch in Bremen, trauen sich gerade vorrangig
unsere älteren Menschen nicht einmal mehr tagsüber
ohne Angst auf die Straße. Fast jeden Tag können sie
schwarz auf weiß in den hiesigen Medien oftmals fol-
gende Meldungen nachlesen: steigende Gewaltta-
ten, brutale Überfälle, Übergriffe, offener Drogenhan-
del und so weiter, mit dem ganz klein geschriebenem
Hinweis, Täter mit südländischem Aussehen oder ost-

europäische Täter mit Migrationshintergrund und so
weiter.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Und so weiter!
– Glocke)

Wenn Sie mir einmal wieder nicht glauben, so habe
ich hier rein zufälligerweise – –.

(Glocke)

Ja, bitte, Herr Präsident?

Wenn Sie mir nicht glauben, habe ich hier rein zu-
fälligerweise zwei Artikel aus der „Bild“-Zeitung von
nur einer Woche. In Bremen wird auf offener Straße
Koks und Heroin verkauft. Wie Sie sehen, hier dea-
len  sie  mitten  auf  der  Straße.  Afrikanische  Asylbe-
werber um 12.00 Uhr am Steintor und so weiter! Wie
Sie im wahrsten Sinne des Wortes deutlich erkennen
konnten, handelt es sich hier ausschließlich um schwarz-
afrikanische Drogendealer, das Zitat habe ich eben vor-
getragen.

Noch  ein  Zitat  des  Ortsamtsleiters:  Herr  Bücking
nennt diese Tätergruppe laut „Bild“-Zeitung ironi-
scherweise Schwarzarbeiter, aber auch Libanesen,
Albaner und so weiter beherrschen nachweislich das
schmutzige,  todbringende  Drogengeschäft  und  die
äußerst gewalttätige Türsteherszene in Bremen und
Bremerhaven. Laut Aussagen eines Polizeisprechers
in  der  „Bild“-Zeitung  werden  diese  Drogendealer,
sprich Langzeitmörder an unseren Jugendlichen, als
Asylbewerber nach Deutschland geschleust, um auch
in Bremen und Bremerhaven ihrem mörderischen Ge-
schäft nachgehen zu können.

Vor  einer  solchen  unerträglichen,  mörderischen
Entwicklung habe ich Sie schon vor Jahren nachweis-
lich deutlich gewarnt. Das hat mit Ausländerfeind-
lichkeit nichts, absolut nichts zu tun. Das ist die Re-
alität! So sieht Ihre Politik einer jahrzehntelangen ver-
fehlten Politik der inneren Sicherheit zulasten unse-
rer Bevölkerung aus.

Hier sage ich im Namen der Bremerhavener Wäh-
lervereinigung Protest der Bürger: Schluss mit der
weichen Welle gegenüber den skrupellosen Bestien,
die  unsere  Kinder  durch  Drogen  rücksichtslos  see-
lisch zerstören und ermorden! Herr Senator Lemke
hat sein Ressort nicht im Griff. Darum fordere ich Sie
auf, umgehend die wichtige und erfolgreiche Arbeit
der BAO Straßendeal nicht nur sicherzustellen, son-
dern sogar personell noch erheblich aufzustocken. Es
kann doch nicht angehen, dass in Bremen und Bre-
merhaven auf offener Straße mit Drogen aller Art ge-
dealt wird, während politisch Verantwortliche vor die-
ser steigenden mörderischen Entwicklung schon jah-
relang ihre verträumten Augen verschließen.

Nun frage ich einmal die CDU-Fraktion: Könnte
es nicht vielleicht so sein, dass Ihr Antrag ein biss-
chen zu scheinheilig, ein bisschen zu unehrlich ist?
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Meines Erachtens ist auch die von der CDU einge-
leitete und gescheiterte Polizeireform für diese grau-
same Entwicklung mit – ich betone –, mit verantwort-
lich. Das könnte doch sein, oder?

(Abg. R u p p  [Die Linke] meldet sich zu
einer Zwischenfrage. – Glocke)

Kommen  wir  nun  noch  einmal  zum  Antrag  von
Bündnis  90/Die  Grünen,  Bekämpfung  der  Straßen-
kriminalität! Ja, dazu fällt mir nun nichts ein! Ausge-
rechnet die Grünen haben es nötig, meines Wissens
haben sich die Grünen doch nie soviel um die innere
Sicherheit gekümmert, ganz im Gegenteil!

(Abg. F e c k e r  [Bündnis 90/Die Grünen]:
Sie haben doch keine Ahnung! – Abg. D r .
G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die Grünen]: Hö-

ren Sie doch mit dem Klamauk auf!)

Ich kann mich noch sehr genau – bleiben Sie doch
ruhig! Es kommt doch jetzt! Es geht doch jetzt erst
richtig los! – an unzählige Fotos in den Medien erin-
nern.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Warum sind Sie
eigentlich nicht mehr in der DVU, Herr Titt-

mann?)

Die Fotos habe ich nämlich noch heute! Diese kann
ich Ihnen sehr gern zur Verfügung stellen, auf denen
Ihr nach eigenen Angaben ehemaliger Vorzeigestra-
ßenkämpfer und späterer Außenminister Joschka Fi-
scher und andere

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis  90/Die
Grünen]: Hören Sie doch mit dem Klamauk

auf!)

ehemalige grüne Straßenkämpfer auf einen am Bo-
den liegenden Polizeibeamten rücksichtslos und brutal
eingetreten haben.

(Glocke)

Präsident Weber: Herr Abgeordneter Tittmann, bitte
sprechen Sie zu dem Antrag!

Abg. Tittmann (parteilos): Ja, mache ich jetzt! Ich
weiß nicht, vielleicht kann Herr Dr. Güldner oder ein
anderer dieser ideologischen Zeitzeugen meine Aus-
sagen bestätigen? Das kann ja sein, nicht wahr? Dass
ausgerechnet Bündnis 90/Die Grünen einen solchen
Antrag hier einbringt, verwundert mich doch schon
sehr.

Selbstverständlich werde ich dem Antrag der CDU
namens Protest der Bürger zustimmen. Ich werde mich
auch weiterhin rigoros dafür einsetzen, dass unsere
Kinder und Jugendlichen, selbstverständlich auch –
und nun sollten Sie zuhören – ausländische Kinder,

sowie alle Bürgerinnen und Bürger viel konsequen-
ter, effektiver als bisher vor Drogen und Straßenge-
walt geschützt und beschützt werden.

Es kann nicht angehen, dass zum Beispiel unsere
Kinder  und  Jugendlichen  durch  Drogenmissbrauch
qualvoll und unter großem, unendlichem Leid ihrer
Eltern langsam und langjährig grausam ermordet wer-
den oder aber, weil sie diesen langjährigen, grausa-
men Schmerz nicht mehr länger ertragen können, sich
auf irgendeiner schmutzigen Toilette menschenun-
würdig den sogenannten goldenen Schuss setzen. Es
darf auch nicht sein, dass sich gerade unsere älteren
Bürgerinnen und Bürger in Bremen und Bremerha-
ven nicht einmal mehr tagsüber, aus Angst vor Über-
fällen, auf die Straße trauen.

Meine Damen und Herren, liebe Frau Mohammad-
zadeh, Sie haben einmal gesagt, Sie möchten gern
Ihre muslimischen Wurzeln in Deutschland behalten
und sich nicht nehmen lassen.

(Glocke)

Das ist Ihr gutes Recht, dafür bin ich auch! Dann ge-
statten Sie mir aber auch, ohne als Rassist beschimpft
zu  werden,  wenn  ich  Ihnen  sage,  dass  ich  meine
christlichen  Wurzeln  als  Deutscher  in  Deutschland
auch gern behalten möchte!

Präsident Weber: Herr Abgeordneter, ich fordere
Sie unmissverständlich auf, nun zu dem Antrag zu
reden, ansonsten entziehe ich Ihnen das Wort!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU, beim Bünd-
nis 90/Die Grünen, bei der Linken und bei

der FDP)

Abg. Tittmann (parteilos): Klatschen Sie ruhig, das
ist ein Zeichen Ihrer Unsicherheit!

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Warum sind Sie
eigentlich nicht mehr in der DVU, Herr Titt-

mann?)

Das hat mit Ausländerfeindlichkeit überhaupt nichts
zu tun, wenn ich klar fordere: Kriminelle Ausländer
müssen aus Deutschland sofort ausgewiesen werden!
Das ist zum Schutz auch hier anständig lebender Aus-
länder. Das habe ich nachweislich bei jeder Gelegen-
heit betont. Ich werde dem Antrag der CDU zustim-
men. Nur, wie eben genannt: Unzählige Gutmenschen
wollten das nicht hören, das ist ein großes Problem
der sogenannten aufgestandenen, verträumten, an-
ständigen Gutmenschen!

Präsident Weber: Herr Abgeordneter Rupp, woll-
ten Sie sich zur Geschäftsordnung melden?

(Abg. R u p p  [Die Linke]: Gestatten Sie mir
eine Frage zur Geschäftsordnung?)
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Nein, Sie können sich zur Geschäftsordnung melden!

(Abg. R u p p  [Die Linke]: Gestatten Sie mir
keine Frage?)

Ja, bitte!

Abg. Rupp (Die Linke): Ich wollte wissen, ob es mög-
lich ist, Rednerinnen und Redner, die offensichtlich
fremdenfeindliche und rassistische Äußerungen in die-
sem Parlament zum Besten geben, das Wort zu ent-
ziehen?

Präsident Weber: Ja, das ist möglich!

Abg.  Rupp  (Die  Linke):  Dann  hätte  ich  die  Bitte,
das in Zukunft genauer zu prüfen, ob nicht dieser Tat-
bestand eintritt.

Präsident Weber: Das prüfen wir ständig hier oben,
davon können Sie ausgehen! Es ist immer eine Grad-
wanderung, dem Abgeordneten das Wort zu entzie-
hen. Aber es ist ein Instrumentarium, das man sehr
sorgfältig beobachten und anwenden muss.

Als Nächster hat das Wort der Abgeordnete Wolte-
math.

Abg. Woltemath (FDP): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Dann wollen wir einmal wieder in
die Realität zurückkommen! Manchmal merkt man
ja auch, dass Zeitunglesen allein nicht bildet, manch-
mal muss man sich auch umtun, wie heißt es so schön:
Lieber einmal gesehen, als tausendmal gehört! Also,
das war ja völlig an der Sache vorbei!

(Beifall bei der FDP, bei der SPD, bei der
CDU und bei der Linken)

Ich möchte mich kurzfassen: Die beiden Anträge
sind ja nicht sonderlich weit auseinander. Das Thema
beschäftigt uns auch schon seit Langem. Wir sind für
die  entschiedene  Bekämpfung  des  Drogenhandels,
deshalb werden wir dem Antrag der CDU zustimmen.
– Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
Herr Senator Lemke.

Senator Lemke*): Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Als ich von der Initiative
der CDU gehört habe, habe ich mich gefragt, was Sie
sich denn dort einfallen lassen, denn ich kenne den
Sielwall etwa seit 35 Jahren und weiß, dass am Siel-
wall seit ungefähr 20, 25 Jahren regelmäßig öffent-
lich gedealt wird. Das kann man sehen, wenn man
––––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

mit dem Auto oder mit der Straßenbahn daran vorbei-
fährt, man kann es auch beobachten, wenn man so
wie ich mit den Polizisten im Streifenwagen dort vor-
beifährt und die Polizisten mir erzählen, der kommt
aus dem Land, der aus dem, das ist der, der verteilt.
Hier wird eine Kriminalität betrieben, die so absolut
nicht hinnehmbar ist.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, wir haben aber zwi-
schen 2000 und 4000 Süchtige in unserer Stadt, und
deshalb hat mir das auch gefallen, was Herr Fecker
gesagt hat: Nicht nur, meine Damen und Herren, re-
pressiv arbeiten, sondern natürlich auch präventiv und
die Menschen gar nicht erst in die Versuchung kom-
men lassen, süchtig zu werden!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU, beim Bünd-
nis 90/Die Grünen, bei der Linken und bei

der FDP)

Deshalb müssen wir dort ganz intensiv schauen,
wie wir uns besser vernetzen können mit den ent-
sprechenden Ressorts, um dort zu beginnen, nicht die
Menschen anschließend dann von der Straße sam-
meln oder verhindern, dass sie das dritte und vierte
Fahrrad am Tag stehlen, nur damit sie sich wieder ei-
nen Schuss setzen können! Wir müssen früher anfan-
gen und dort nicht nur mit dem repressiven Auge, son-
dern mit beiden Augen sehen, um das objektiv be-
trachten zu können.

Ich möchte aber dazu sagen, weil die Stoßrichtung
natürlich für mich unmittelbar ganz wichtig ist, wir
können es nicht dulden, dass wir wissen, dort sind Ju-
gendliche. Woher sie kommen, ist mir übrigens völ-
lig gleichgültig, ob sie deutsch sind oder ob sie aus-
ländisch sind, das ist mir völlig gleich: Wer in unserer
Stadt mit Drogen handelt, muss konsequent bekämpft
werden.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU, beim Bünd-
nis 90/Die Grünen und bei der FDP)

Deshalb sage ich auch ganz deutlich in Richtung
CDU:  Drogenhandel  zu  bekämpfen  bleibt  absolute
Priorität, aber dennoch – schade, dass die Polizeibe-
amten jetzt nicht mehr anwesend sind, das ist ja auch
ein Thema, das hoch spannend für sie ist – müssen wir
hier handeln.

Der Polizei zufolge haben wir, ich glaube, etwa 3000
Delikte in letzter Zeit gehabt, in denen Menschen aus
unserer Stadt etwas zugefügt worden ist, und sei es
nur ein gestohlenes Fahrrad, das passiert massenhaft
in unserer Stadt, da sind wir Tabellenführer bundes-
weit. Kfz-Aufbrüche und so weiter, die Entwicklung
ist haarsträubend! Warum? Weil immer mehr Men-
schen unbedacht ihr Navi-Gerät im Auto lassen und
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sich dies besonders als Diebstahlsobjekt eignet. Dann
nützt es auch nichts, wenn sie es dann unter den Sitz
legen, wenn die Vorrichtung dafür im Auto für jeden
Dieb deutlich zu sehen ist.

Dort ist ein dramatischer Anstieg entstanden, und
ich finde es ausgesprochen gut und danke der Poli-
zeiführung, dass sie jetzt sagt, hier müssen wir han-
deln, hier gibt es eine besondere Situation, und hier
starten wir eine entsprechende Offensive. Das fin-
det meine ausdrückliche Zustimmung, dass sie nicht
erst abwartet, bis die Statistiken vorliegen, sondern
dass sie hier zuvor einen präventiven wie repressi-
ven Schwerpunkt setzt.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich darf Ihnen abschließend sagen, dass ich selbst-
verständlich  gern  der  Deputation  berichte,  welche
Ergebnisse es gegeben hat. Meine ersten Zwischen-
meldungen – ich habe heute Morgen noch mit dem
Polizeipräsidenten persönlich darüber gesprochen –
sind sehr positiv. Wir werden dort nicht alles abräu-
men können, aber wir haben präventiv gehandelt,
indem wir ganz viele Informationen an die Bevölke-
rung gegeben haben, Wertgegenstände bitte nicht
in den Autos zu lassen, denn erst das führt dazu, dass
das Auto aufgebrochen wird. Wenn die potenziellen
Täter eines Tages erfahren, dass sie dort nichts fin-
den, dann lohnt es sich nicht, ein Kraftfahrzeug auf-
zubrechen. Deshalb ist es ganz wesentlich, dass die
Autofahrer, die Kfz-Halter dort auch mitspielen.

Ich möchte das der Deputation anbieten, das steht
ja auch entsprechend hier, das hätte ich allerdings
auch sowieso getan. Herrn Hinners kann ich versi-
chern, das weiß er aber wahrscheinlich, weil er ex-
zellente Kontakte zur Polizei hat, dass wir seit etwa
14 Tagen wieder Doppelstreife laufen am Sielwall,
um dort auch den Bürgern zu signalisieren: Nein, das
bleibt bei uns knallharte Priorität, wir vernachlässi-
gen das nicht, aber wir setzen ab und zu Schwerpunkte
in der Sicherheit in unseren Stadtteilen, und ich fin-
de das ausgesprochen positiv. – Danke sehr!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Meine Damen und Herren, gemäß Paragraf 51 Ab-
satz 7 unserer Geschäftsordnung lasse ich zunächst
über den Änderungsantrag abstimmen.

Wer dem Änderungsantrag der Fraktion Die Linke
mit  der  Drucksachen-Nummer  17/144  zustimmen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür Die Linke)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen, FDP und Abg. T i t t m a n n  [partei-

los])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Ich lasse jetzt über den Antrag der Fraktion der CDU
abstimmen.

Wer  dem  Antrag  der  Fraktion  der  CDU  mit  der
Drucksachen-Nummer 17/119 seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür CDU, FDP und Abg. T i t t m a n n
[parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen
und die Linke)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Ich lasse jetzt über den Antrag der Fraktionen der
SPD und Bündnis 90/Die Grünen abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD und Bünd-
nis  90/Die  Grünen  mit  der  Drucksachen-Nummer
17/137 seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich
um das Handzeichen!

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen und
FDP)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU und Abg. T i t t m a n n
[parteilos])

Stimmenthaltungen?

(Die Linke)

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

Meine Damen und Herren, damit schließe ich die
Sitzung für den heutigen Tag. Ich bedanke mich und
wünsche Ihnen noch einen angenehmen Abend!

(Schluss der Sitzung 18.07 Uhr)
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Anhang zum Plenarprotokoll

Schriftlich vom Senat beantwortete Anfragen
aus der Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)

vom 21. November 2007

Anfrage 10: Präventionsprojekt „Jugend ohne Pro-
mille“

Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie beurteilt der Senat das seit April 2005
von der Polizei durchgeführte Präventionsprojekt „Ju-
gend ohne Promille“?

Zweitens: Wie viele Kinder und Jugendliche wur-
den bisher in alkoholisiertem Zustand angetroffen?

Drittens: Welche Maßnahmen werden in der Re-
gel bei unter Alkoholeinfluss stehenden Kindern und
Jugendlichen durchgeführt?

Hinners, Röwekamp und Fraktion der CDU

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: An dem Projekt sind die Polizei Bre-
men, das Landesinstitut für Schule, Gesundheit und
Suchtprävention, und das Amt für Soziale Dienste be-
teiligt.  Als  Kooperationspartner  steht  die  Deutsche
Angestellten Krankenkasse, DAK, zur Verfügung.

Die Polizei ist mit dem Verlauf des Projekts sehr
zufrieden. Insbesondere das Feedback der Eltern ist
insgesamt positiv. Die angesprochenen Eltern sind
ausnahmslos der Meinung, dass die Aktion der Poli-
zei sinnvoll und notwendig ist.

Auch überregional stieß das Projekt auf Interesse.
Im November 2006 wurde es in Finnland im Rahmen
der Verleihung des „European Prevention Award“,
einem europäischen Präventionspreis, als eines der
fünf besten europäischen Projekte unter der Rubrik
Jugend, Alkohol und Gewalt vorgestellt.

Der Senat hat ein großes Interesse daran, dass der
Alkoholmissbrauch  von  Kindern  und  Jugendlichen
bekämpft wird. Er begrüßt daher die Überlegung der
Polizei, das erfolgreiche Projekt in die Alltagsorga-
nisation zu übernehmen.

Zu Frage 2: Seit Beginn des Projekts im April 2005
wurden insgesamt 276 Personen in alkoholisiertem
Zustand angetroffen. Es handelte sich dabei um Kinder
und Jugendliche im Alter von 11 bis 17 Jahre. Zwei
Drittel sind Jungen und ein Drittel sind Mädchen.

Zu Frage 3: Trifft die Polizei im Rahmen ihrer Auf-
gabenwahrnehmung auf Kinder und/oder Jugend-
liche, die alkoholisiert sind oder verbotswidrig alko-
holische Getränke mit sich führen, werden die im Ein-
zelfall erforderlichen polizeirechtlichen Maßnahmen
durchgeführt.  Das  können  je  nach  Beurteilung  des
Einzelfalles  zum  Beispiel  die  Identitätsfeststellung,
die Sicherstellung des Alkohols, die Übergabe der
Kinder und Jugendlichen an die Eltern und ein Platz-
verweis sein.

Unabhängig davon wird in jedem Fall durch den
einschreitenden Beamten eine Anhaltemeldung „al-
koholisierte Jugendliche“ gefertigt. Die Anhaltemel-
dung wird dem zentralen Jugendbeauftragten der Po-
lizei Bremen übersandt und dort in einer Datenbank
erfasst.

Die  Erziehungsberechtigten  werden  persönlich
durch die aufnehmenden Beamten des Einsatzdienstes
oder schriftlich durch den Zentralen Präventionsbe-
auftragten der Polizei Bremen über den unzulässigen
Alkoholkonsum beziehungsweise -besitz der Kinder
und Jugendlichen informiert.

Schwerpunkt für eine Meldung beim Amt für So-
ziale Dienste sind alkoholisierte Kinder und Jugend-
liche, die wiederholt betrunken aufgegriffen werden,
damit von dort eine frühzeitige, professionelle Inter-
vention unter Beteiligung der Eltern vorgenommen
werden kann.

Anfrage 11: Schlichtungsstellen des Täter-Opfer-
Ausgleichs

Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche Bedeutung misst der Senat den de-
zentralen Schlichtungsstellen des Täter-Oper-Aus-
gleichs  für  die  Kriminalprävention  und  die  soziale
Stabilität in den Stadtteilen bei?

Zweitens: Für welche der Schlichtungsstellen läuft
die Finanzierung zum Jahresende 2007 aus, und für
welche konnte bisher keine Folgefinanzierung ge-
funden werden?

Drittens: Beabsichtigt der Senat die Schließung der
Schlichtungsstellen, deren Finanzierung zum Jahres-
ende 2007 ausläuft, durch eine Anschlussfinanzierung
abzuwenden?

Ehmke, Grotheer, Dr. Sieling und Fraktion der SPD

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Die Projekte „Schlichten in Nachbar-
schaften“ des Trägers „Täter-Opfer-Ausgleich e. V.“
bestehen  im  Rahmen  der  Programme  „Wohnen  in
Nachbarschaften“ und „Soziale Stadt“ in folgenden
Programmgebieten:  Grohn,  Gröpelingen,  Lüssum,
Huchting, Kattenturm, Hemelingen, Blockdiek und
Tenever. Durch die Projekte werden kriminalpräven-
tive und deeskalierende Effekte und Wirkungen in den
Gebieten erzielt, die der Senat als sehr positiv be-
wertet.

Die sozialpolitischen Ziele von „Schlichten in Nach-
barschaften“ liegen in der Förderung der Kommuni-
kation sowie der Stärkung des Verhaltensrepertoires
und des Konfliktlösungspotentials der betroffenen Be-
wohner vor Ort. Die Projekte helfen, eine Kultur kons-
truktiver Konfliktlösungsstrategien zu etablieren. Da-
mit werden Gemeinwesen und Stadtentwicklung po-
sitiv beeinflusst.
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Bis 2007 wurden insgesamt 1,2 Millionen Euro in
den WiN-Gebieten in die Projekte des „Täter-Opfer-
Ausgleichs e. V.“ investiert. Über die Durchführung
von Projekten entscheiden die Stadtteilforen in den
WiN-Gebieten.

Zu Frage 2: Die zehn WiN-Gebiete unterteilen sich
in  drei  Gebietstypen,  100  Prozent,  50  Prozent  und
25 Prozent Basisfördersumme. Über den Einsatz der
WiN-Mittel wird in den Stadtteilforen entschieden.
Somit wird in den Gebieten auch entschieden, ob WiN-
Mittel für Projekte des Täter-Opfer-Ausgleichs ein-
gesetzt werden sollen.

Nach Kenntnis des Senats hat sich bisher kein Stadt-
teilforum der in Antwort zu 1. genannten Gebiete ent-
schieden,  die  Projekte  nicht  mehr  zu  fördern.  Das
Stadtteilforum  Hemelingen  hatte  im  Sommer  2007
entschieden, das dortige Projekt nicht mehr weiter
zu fördern, diesen Entschluss jedoch im letzten Fo-
rum wieder zurückgenommen.

Die Stadtteile Blockdiek und Marßel werden vor-
aussichtlich Ende 2007 wie geplant aus der WiN-För-
derung und dem Programm „Soziale Stadt“ entlas-
sen. Eine Finanzierung von Schlichtungsstellen über
diese Programme wird dann nicht mehr möglich sein.

Aus dem Programm „Soziale Stadt-Modellvorha-
ben“ wurde zwischenzeitlich ein Projekt Schlichten
in Nachbarschaften, mit Zielsetzung der Gewinnung
ehrenamtlicher Mediatoren zur Streitschlichtung, ge-
fördert. Das Projekt endet im Dezember 2007. Ergeb-
nisse liegen dazu noch nicht vor.

Zu Frage 3: Anschlussfinanzierungen zur Fortfüh-
rung der Schlichtungsstelle Blockdiek für den Fall,
dass eine Förderung aus dem Programm WiN nicht
mehr möglich ist, konnten bislang noch nicht gesi-
chert werden. Eine abschließende Entscheidung er-
folgt im Rahmen der Haushaltsberatungen.

Anfrage 12: Überstunden bei der Polizei

Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie viele Überstunden sind bei der Poli-
zei Bremen und der Polizei Bremerhaven bis Okto-
ber 2007 insgesamt aufgelaufen?

Zweitens: Wie verteilen sich diese Überstunden auf
die Bereiche Schutzpolizei, Bereitschaftspolizei, Kri-
minalpolizei, Landeskriminalamt, Wasserschutzpo-
lizei und Verkehrspolizei?

Drittens: Wie viele Überstunden haben die Beam-
tinnen und Beamten der Schutzpolizei im Durchschnitt
angesammelt?

Möllenstädt, Woltemath und Fraktion der FDP

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Bis zum Oktober 2007 betrug die An-
zahl der Überstunden in der Polizei Bremen 283 258
Stunden und in der Polizei Bremerhaven 23 395 Stun-
den.

Zu Frage 2: Die Überstunden verteilen sich in der
Polizei  Bremen  wie  folgt:  Direktion  Schutzpolizei
73 847 Stunden, Direktion Bereitschaftspolizei 77 720
Stunden, Direktion Kriminalpolizei/Landeskriminal-
amt 89 033 Stunden, Direktion Wasserschutz- und Ver-
kehrspolizei 25 611 Stunden.

Die Überstunden verteilen sich in der Polizei Bre-
merhaven wie folgt: Direktion Schutzpolizei 16 952
Stunden, Direktion Kriminalpolizei 6443 Stunden.

Zu Frage 3: Die Beamtinnen und Beamten in der
Schutzpolizei  der  Polizei  Bremen  haben  im  Durch-
schnitt 70,55 Überstunden und in der Schutzpolizei
der Polizei Bremerhaven im Durchschnitt 57,06 Über-
stunden.

Anfrage 13: Großtagespflege im Bundesland Bre-
men

Wir fragen den Senat:

Inwieweit wurde im Bundesland Bremen vom Amt
für  Soziale  Dienste  die  Erlaubnis  zur  Kindertages-
pflege  an  Tagesmütter  erteilt,  um  im  Zusammen-
schluss in angemieteten Räumen jeweils fünf frem-
de Kinder pro Tagesmutter, sogenannte Großtages-
pflege, zu betreuen?

Wie plant der Senat in Zukunft mit diesen Sonder-
genehmigungen zu verfahren?

Wann plant der Senat eine Landesregelung zur
Betreuung von Kindern im Rahmen der Kindertages-
pflege, besonders hinsichtlich der Großtagespflege,
vorzulegen?

Frau Ahrens, Frau Dr. Mohr-Lüllmann,
Strohmann und Fraktion der CDU

Antwort des Senats:

In der Stadtgemeinde Bremen wurde vom Amt für
Soziale Dienste, Jugendamt, in 2007 eine Ausnahme-
regelung erteilt, die es ermöglicht, dass zwei Tages-
mütter jeweils maximal 5 Kinder in fremden, ange-
mieteten Räumen betreuen. Diese Erlaubnis ermög-
licht einer Tagesmutter, bis zu fünf gleichzeitig anwe-
sende, fremde Kinder zu betreuen.

In  Bremerhaven  werden  einige  Säuglinge  und
Kleinkinder von Tagesmüttern im Rahmen eines Pro-
jektes  in  fremden  Räumen  betreut.  Es  handelt  sich
hier um ein gemeinsames Projekt mit dem Schulbe-
reich, in dem minderjährige Mütter Schulunterricht er-
halten und die Kinder während dieser Zeit von Ta-
gesmüttern betreut werden. Dieses Projekt wird von
dem dafür zuständigen Amt für Jugend und Familie
begleitet.

Für beide Projekte gilt, dass sie als nicht erlaub-
nispflichtige  Tageseinrichtungen  nach  Paragraf  45
SGB VIII vom Landesjugendamt definiert wurden und
damit die beiden Jugendämter eine Ausnahmeerlaub-
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nis für diese Form der Tagespflege erteilen konnten.
Nach Prüfung der Angebote durch die Jugendämter
kann die bestehende Ausnahmeregelung fortgesetzt
werden.

Im Rahmen der gesetzlichen Entwicklungen des
Bundes zur Regelung des Paragraf 43 SGB VIII Er-
laubnis zur Tagespflege wird das Land Bremen von
der Möglichkeit, die der Bundesgesetzgeber für lan-
desrechtliche Lösungen einräumt, Gebrauch machen
und bis zum Ende 2007 den Fachgremien einen Vor-
schlag zur Erlaubniserteilung in der Tagespflege vor-
legen. Darin enthalten sind Vorschläge über die An-
zahl der Kinder, die maximal von einer Tagespflege-
person gleichzeitig betreut werden können, die Qua-
lifikationsanforderung und die Frage von kindgerech-
ten Räumen.

Anfrage 14: Myanmar: Asylanträge und Abschie-
bungen

Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie viele Asylanträge von Menschen aus
Myanmar,  ehemaliges  Birma,  in  welchem  Bearbei-
tungsstand liegen der Ausländerbehörde zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt vor?

Zweitens: Wie viele Abschiebungen beziehungs-
weise Rückführungen wurden seit Beginn des Jah-
res monatlich aus Bremen nach Myanmar vorgenom-
men?

Drittens: Wie schätzt der Senat die derzeitige Si-
cherheitslage in Myanmar in Bezug auf Zulässigkeit
von Abschiebungen und Rückführungen ein?

Frau Nitz, Frau Troedel und Fraktion Die Linke

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Für die Bearbeitung von Asylanträgen
sind nicht die Ausländerbehörden der Länder zustän-
dig, sondern das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge.

Zu Frage 2: Seit Beginn des Jahres wurde kein my-
anmarischer Staatsangehöriger aus dem Land Bre-
men nach Myanmar abgeschoben beziehungswei-
se zurückgeführt. Gegenwärtig halten sich auch keine
ausreisepflichtigen myanmarischen Staatsangehöri-
gen im Land Bremen auf.

Zu Frage 3: Das Bundesministerium des Innern hat
am 22. Oktober 2007 empfohlen, aufgrund der aktu-
ellen  Entwicklungen  in  Myanmar  Rückführungen
nach Myanmar zunächst für drei Monate auszuset-
zen.

Da sich im Land Bremen derzeit keine ausreise-
pflichtigen Staatsangehörigen aus Myanmar aufhal-
ten, sieht der Senat keinen Handlungsbedarf. Der Se-
nator für Inneres und Sport hat die Ausländerbehör-
den angewiesen, im Falle einer aktuell anstehenden
Rückführungsmaßnahme den Senator für Inneres und
Sport vorab zu unterrichten.
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